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Gemäß § 7 des Landesgesetzes über den Bürgerbeauftragten des Landes Rheinland-Pfalz 

lege ich hiermit meinen schriftlichen Bericht über meine Tätigkeit im Jahr 2005 vor. 

 

Die Anzahl der Neueingaben liegt auf dem Niveau des Vorjahres. Den Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern im Büro des Bürgerbeauftragten und den Mitgliedern des Petitionsausschusses, 

aber auch allen Verwaltungen, die an Petitionsverfahren beteiligt waren, gilt mein Dank für 

ihre engagierte Mitarbeit.  

 

Wie schon in der Vergangenheit wird auf verschiedene Themen, die die Bürgerinnen und 

Bürger besonders bewegt haben, eingegangen; damit verbunden werden auch Anregungen 

und Hinweise an die jeweils Verantwortlichen. 
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1. Teil  Allgemeiner Arbeitsbericht 
 
Anzahl und Schwerpunkte der Eingaben 

 
Die Zahl der Neueingaben 2005 lag bei 2768. Damit wurde das Niveau des Vorjahres er-

reicht. Die Anzahl der zulässigen Neueingaben beläuft sich aus 2557. Die Anzahl der unzu-

lässigen Eingaben hat sich gegenüber dem Vorjahr von 158 auf 211 erhöht. Im Vergleich zu 

den Vorjahren liegt die Quote der Eingaben, bei denen geholfen beziehungsweise weiterge-

holfen werden konnte, außergewöhnlich hoch. Gründe für diese Entwicklung sind nicht er-

sichtlich.  

 

Im Hinblick auf die etwa gleich gebliebene Zahl der Neueingaben blieb es auch bei der bis-

herigen Arbeitsbelastung des Bürgerbeauftragten sowie seines Büros. Ein Vergleich mit dem 

Vorjahr zeigt, dass sich die Schwerpunkte bei den Eingaben im Wesentlichen nicht verscho-

ben haben. An der Spitze liegen wie bisher die Sachgebiete Ordnungsverwaltung mit 18 %, 

Sozialwesen mit 17,4 % und Rechtspflege mit 15,3 %. Auffallend ist dabei vor allem die an-

teilige Zunahme der Eingaben aus den Sachgebieten Ordnungsverwaltung und Rechtspfle-

ge, die im Vorjahr bei 16 % bzw. 12,8 % lagen. 

 

Bei den übrigen Sachgebieten kam es zu auffallenden Veränderungen in den Sachgebieten 

Gemeindeverfassungsrecht – kommunale Abgaben mit einem Rückgang von 11,8 % auf 9,3 

% und Tarif-, Beamten- und Sozialversicherungsrecht mit einem Rückgang von 11,4 % auf 

8,3 %. Hingegen ist im Sachgebiet Landwirtschaft und Umwelt eine deutliche Zunahme von 

7,9 % auf 10 % zu verzeichnen.  

 

Wie bereits in den Vorjahren bilden die Bereiche soziale Hilfen, Strafvollzug und Ausländer-

wesen die Schwerpunkte. Erneut nehmen die Petitionen aus dem Bereich soziale Hilfen / 

Grundsicherung mit insgesamt 11,9 % die Spitzenposition ein. An zweiter Stelle liegen wie 

im Vorjahr die Petitionen aus dem Bereich des Strafvollzugs, deren Anteil zudem von 8,5 % 

auf 10.8 % angestiegen ist. An dritter Stelle liegen erneut die Petitionen zu Fragen des Aus-

länderwesens, deren Anteil mit 7,4 % gegenüber dem Vorjahr nahezu gleich geblieben ist. 

 

Deutliche Zunahmen sind unter anderem auch in den Bereichen 2.1 allgemeine polizeiliche 

Angelegenheiten, 2.3 Straßenverkehrsrecht und 7.4 Rundfunk, Fernsehn, Gebührenbefrei-

ung zu verzeichnen. Zurückgegangen sind Eingaben aus den Bereichen 4.5 Krankenversi-

cherung, Pflegeversicherung und 4.6 Rentenversicherung. 
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Auf die Entwicklung im Einzelnen wird nachstehend im Tätigkeitsbericht näher eingegangen.  

 

 

Form der Eingaben 
 

Bei der Erfassung von Eingaben im Büro des Bürgerbeauftragten wird unterschieden, ob 

diese schriftlich, in einem Gespräch oder in einem Telefongespräch erfolgen. Hierbei setzt 

sich der bereits in den Vorjahren zu beobachtende Trend fort, dass der Anteil der schriftlich 

eingelegten Eingaben steigt. Er liegt nunmehr bei 79 %. Leicht angestiegen ist der Anteil der 

persönlichen Eingaben, während der Anteil der telefonischen Eingaben zurückgegangen ist.  

 

Bei den schriftlich eingelegten Eingaben ist wie bereits in den Vorjahren zu beobachten, 

dass vermehrt von modernen Kommunikationsmitteln wie E-mail Gebrauch gemacht wird. 

Der hierdurch erleichterte Zugang zum Bürgerbeauftragten erklärt den höheren Anteil schrift-

lich eingelegter Eingaben. Hinzu kommt, dass immer mehr Bürgerinnen und Bürger sich 

zeitgleich mit ihrer schriftlichen Eingabe auch telefonisch an den Bürgerbeauftragten wen-

den, um ihr Anliegen ergänzend zu ihren eher knappen schriftlichen Ausführungen näher 

darzulegen.  

 

 

Eingaben nach dem Wohnsitz der Petentinnen und Petenten 
 

Im Büro des Bürgerbeauftragten werden Eingaben unter anderem auch nach dem Wohnsitz 

der Petentinnen und Petenten in den kreisfreien Städten und Landkreisen erfasst. Die Ver-

gleichbarkeit wird dadurch hergestellt, dass der Anteil der Eingaben bezogen auf 10.000 Ein-

wohnerinnen und Einwohner einer Stadt oder eines Landkreises errechnet wird.  

 

Nicht in die Berechnung einbezogen werden Eingaben von Personen, die in anderen Bun-

desländern oder im Ausland leben oder sich in den Justizvollzugsanstalten befinden.  

 

Durchschnittlich wandten sich im Berichtsjahr 5,5 von 10.000 Einwohnerinnen und Einwoh-

nern des Landes Rheinland-Pfalz an den Bürgerbeauftragten.  

 

Im Gegensatz zum Vorjahr hat die Stadt Mainz mit 10 von 10.000 Einwohnerinnen und Ein-

wohnern wieder den bereits in den Jahren zuvor behaupteten Spitzenplatz eingenommen. 

Der im Vorjahr an der Spitze liegende Landkreis Mainz-Bingen ist hingegen ins Mittelfeld zu-
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rückgefallen. An zweiter Stelle liegt nunmehr der Landkreis Cochem-Zell mit einer Steige-

rung von 6,2 auf 9,1. Die wenigsten Eingaben je 10.000 Einwohnerinnen und Einwohner 

kamen mit 1,7 aus der Stadt Zweibrücken und mit 2,5 aus der Stadt Frankenthal. Der Land-

kreis mit den wenigsten Eingaben war wie bereits im Vorjahr der Rhein-Pfalz-Kreis mit 3,5. 

 

 

Abschließend bearbeitete Eingaben 
 
Insgesamt wurden im Berichtsjahr vom Bürgerbeauftragten 3.587 Eingaben bearbeitet. Die-

se Zahl ergibt sich aus den Neueingängen im Berichtsjahr und den unerledigten Eingaben 

aus den Vorjahren. 

 

Abgeschlossen wurden im Jahr 2005 insgesamt 2.459 Eingaben. 

 

73,7 % der zulässigen Eingaben konnten im Sinne der Petentinnen und Petenten bezie-

hungsweise mit einer weiterführenden Hilfe abgeschlossen werden. 

 

 

Bürgernähe durch Sprechtage 
 

Wie bereits in der bisherigen Amtszeit des Bürgerbeauftragten nehmen die Sprechtage einen 

hohen Stellenwert ein. Diese wurden in Kreis-, Stadt- und Verbandsgemeindeverwaltungen, 

bei der LVA Speyer sowie am Dienstsitz des Bürgerbeauftragten in Mainz abgehalten.  

 

Insgesamt hat der Bürgerbeauftragte im Jahr 2005 an 36 Sprechtagen mit 706 Bürgerinnen 

und Bürgern gesprochen. 299 davon waren weiblich, 407 männlich. 

 

Die folgende Statistik gibt einen Überblick darüber, wo im Jahr 2005 Sprechtage angeboten 

wurden: 

 

 

Sprechtage des Bürgerbeauftragten 2005 
 

Stadtverwaltung Germersheim, 76726 Germersheim 

Stadtverwaltung Ludwigshafen, 67059 Ludwigshafen 

Stadtverwaltung Kaiserslautern, 67657 Kaiserslautern 
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Kreisverwaltung Alzey-Worms, 55232 Alzey 

Stadtverwaltung Bad Kreuznach, 55545 Bad Kreuznach 

Stadtverwaltung Bad Dürkheim, 67098 Bad Dürkheim 

Stadtverwaltung Cochem, 56812 Cochem 

Stadtverwaltung Pirmasens, 66953 Pirmasens 

Stadtverwaltung Koblenz, 56068 Koblenz 

Stadtverwaltung Bitburg, 54634 Bitburg 

Verbandsgemeindeverwaltung Montabaur, 56410 Montabaur 

Stadtverwaltung Wittlich, 54516 Wittlich 

Stadtverwaltung Trier, 54290 Trier 

Kreisverwaltung Donnersbergkreis, 67292 Kirchheimbolanden 

Verbandsgemeindeverwaltung Simmern, 55469 Simmern 

Kreisverwaltung Altenkirchen, 57610 Altenkirchen 

Kreisverwaltung Kusel, 66869 Kusel 

Kreisverwaltung Rhein-Lahn-Kreis, 56130 Bad Ems 

LVA Speyer, 67346 Speyer 

Kreisverwaltung Birkenfeld, 55765 Birkenfeld 

Kreisverwaltung Daun, 54550 Daun 

Kreisverwaltung Neuwied, 56564 Neuwied 

Kreisverwaltung Südliche Weinstraße, 76829 Landau 

Kreisverwaltung Ahrweiler, 53474 Bad Neuenahr-Ahrweiler 

 

Hinzu kamen 12 Sprechtage in Mainz. 

 

 

Allgemeines aus der Tätigkeit des Bürgerbeauftragten 
 

Bei der Bearbeitung der einzelnen Eingaben fiel auf, dass dies zunehmend aufwändi-

ger wird, weil die Verwaltungen sowie die Petentinnen und Petenten zunehmend 

schwieriger werden. Damit einher geht im Zuge häufiger Gesetzesänderungen die 

Notwendigkeit, sich zunehmend in neue Materien einarbeiten zu müssen. Bezüglich 

der Verwaltungen gewinnt der Bürgerbeauftragte gelegentlich den Eindruck, dass das 

Petitionswesen nicht selten als geradezu lästig empfunden wird. Hierauf soll im  Ab-

schnitt „Zusammenarbeit und Dank“ näher eingegangen werden. Dies bedingt eben-

so einen zusätzlichen Aufwand bei der Bearbeitung von Eingaben wie die seitens der 

Petentinnen und Petenten zu beobachtende zunehmende Tendenz, entweder das 
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eigentliche Anliegen nicht präzise darzulegen oder aber erzielte Ergebnisse in Frage 

zu stellen. Damit ist aber selbstverständlich nicht gemeint, dass die Petentinnen und 

Petenten keine Gelegenheit haben, zum Ergebnis der Ermittlungen Stellung zu neh-

men, wenn sie den Eindruck haben, dass die von Ihnen vorgebrachten Gesichtspunk-

te nicht ausreichend oder nicht zutreffend berücksichtigt worden sind.  

 

Im Übrigen ist die Tätigkeit des Bürgerbeauftragten im Berichtszeitraum durch einige 

personelle Veränderungen gekennzeichnet; es kam daher wiederholt zu Einarbei-

tungs- und Vertretungszeiten. Auf Vorschlag des Bürgerbeauftragten und in Abstim-

mung mit den Fraktionen des Landtags wurde Herr Ministerialrat Peter Schöpflin vom 

Präsidenten des Landtags Rheinland-Pfalz mit Wirkung vom 01.03.2005 im Übrigen 

zum stellvertretenden Bürgerbeauftragten bestellt. 

 

Bezüglich der erwähnten neuen Materien sei beispielsweise auf das Zuwanderungs-

gesetz sowie die „Hartz IV-Gesetzgebung“ hingewiesen, die jeweils zum 01.01.2005 

in Kraft traten. Auf die Besonderheiten im Zusammenhang mit „Hartz IV“ wird im 3. 

Teil ausführlich eingegangen. Beim Zuwanderungsgesetz kam zur Einarbeitung in die 

neue Materie hinzu, dass die – im Ergebnis selbstverständlich begrüßenswerten – 

neu eröffneten Möglichkeiten, Aufenthaltsrechte zu gewähren, zusätzliche eingehen-

de Prüfungen erforderlich machten. Darüber hinaus war in jedem Fall, bei dem sich 

eine einvernehmliche Regelung nicht abzeichnete, sorgfältig zu prüfen, ob z. B. eine 

Befassung der Härtefallkommission in Betracht kommen könnte. Insgesamt erfordert 

die Bearbeitung ausländerrechtlicher Eingaben einen erheblich größeren zeitlichen 

Aufwand als zuvor. 

 

Zu zusätzlichen Belastungen des gesamten Bürobetriebes kommt es gelegentlich 

auch, weil einige Bürgerinnen und Bürger meinen, den Bürgerbeauftragten mit offen-

sichtlich besonderen Eingaben „erfreuen“ zu müssen. Als ein augenfälliges Beispiel 

hierfür sei die Eingabe eines Bürgers genannt, der die Einführung eines jährlich wie-

derkehrenden „Tages des Orgasmus“ forderte. Der Bürgerbeauftragte hat selbstver-

ständlich von der Bearbeitung dieser Eingabe abgesehen. 

 

Leider erreichen den Bürgerbeauftragten auch immer wieder Klagen von Petentinnen 

und Petenten, die den Eindruck haben, dass ihnen seitens der Verwaltung übel ge-

nommen wird, dass sie sich an den Bürgerbeauftragten gewandt haben. Meistens 

handelt es sich hierbei allerdings um Empfindungen, die überwiegend im subjektiven 
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Bereich liegen. Auch wenn diese zum überwiegenden Teil begründet sein dürften, 

mangelt es doch meist an konkreten Tatsachen, denen nachgegangen werden könn-

te. Anders ist es aber beispielsweise, wenn einer Petentin seitens der Verwaltung 

vorgehalten wird, „sie sei einen Schritt zu weit gegangen“. Eine solche Äußerung 

kann eigentlich nicht anders verstanden werden, als dass hiermit die Einschaltung 

des Bürgerbeauftragten gemeint war. Ganz konkret wurde es z. B. im Falle einer Be-

amtin, die zu ihrer Verwunderung in einem Bescheid des Ministeriums für Bildung, 

Frauen und Jugend lesen musste, dass ganz offensichtlich zu ihren Lasten ins Feld 

geführt wurde, dass sie sich an den Bürgerbeauftragten gewandt hatte. In einem wei-

teren Fall bezeichnete die Verwaltung in einem Schreiben an den Petenten die Ein-

schaltung des Bürgerbeauftragten als „schon fast nötigend“ und rückte somit die In-

anspruchnahme des verfassungsrechtlich garantierten Petitionsrechts in die Nähe 

einer strafbaren Handlung. Solche Vorkommnisse nimmt der Bürgerbeauftragte 

selbstverständlich zum Anlass, die betreffende Verwaltung zu einer eingehenden 

Stellungnahme aufzufordern. Hierbei legt der Bürgerbeauftragte größten Wert darauf, 

dass Bürgerinnen und Bürgern keinerlei Nachteile dadurch entstehen, dass sie von 

ihrem Verfassungsrecht Gebrauch gemacht und eine Eingabe eingereicht haben. 

Hierbei sollte nicht einmal ansatzweise ein solcher Eindruck entstehen. Im Falle der 

Beamtin hat das Ministerium für Bildung, Frauen und Jugend schnell sein Bedauern 

darüber zum Ausdruck gebracht, dass ein solcher Eindruck entstanden war und klar-

gestellt, dass das Eingaberecht der Bürgerinnen und Bürger gebührend beachtet 

wird. Es sei keineswegs beabsichtigt gewesen, dieses Recht in Frage zu stellen. Die 

im Bescheid zwar erwähnte Tatsache, dass sich die Petentin an den Bürgerbeauf-

tragten gewandt hatte, habe auf die Entscheidung selbst keinen Einfluss gehabt. Es 

wurde allerdings zugesichert, künftig noch strenger darauf zu achten, dass dienstliche 

Entscheidungen nicht mehr in Zusammenhang mit Eingaben an den Bürgerbeauftrag-

ten gebracht werden, damit es nicht mehr zu derartigen Fehlinterpretationen kommen 

könne. Im Falle der als „schon fast nötigend“ bezeichneten Ausübung des Petitions-

rechts erklärte der betreffende Bürgermeister umgehend, dass er seine Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeiter angewiesen habe, künftig von solchen Erklärungen abzusehen. 

 

Zur Tätigkeit des Bürgerbeauftragten zählt auch eine angemessene Öffentlichkeitsar-

beit, damit möglichst vielen Bürgerinnen und Bürgern im Lande das Amt des Bürger-

beauftragten bekannt wird, denn leider liest beziehungsweise hört der Bürgerbeauf-

tragte auch 30 Jahre nach Schaffung dieses Amtes immer noch Äußerungen von 

Petentinnen und Petenten wie : „Leider kann ich mich erst jetzt an Sie wenden, weil 
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ich erst kürzlich gehört habe, dass es Sie gibt.“ Deswegen hat er im Rahmen seiner 

Öffentlichkeitsarbeit zum Beispiel u. a. an der Sendung „Rat & Tat“ im SWR am 21. 

April 2005 teilgenommen. Erfreulicherweise erzielte diese Sendung eine der besten 

Einschaltquoten des Vorabendprogramms. 

 

Im Rahmen der Tätigkeit des Bürgerbeauftragten sei auch die Zusammenarbeit mit 

dem Landtag und seiner Verwaltung erwähnt. Diese ist insbesondere erforderlich, um 

den reibungslosen Bürobetrieb aufrecht zu erhalten und zu gewährleisten. Für den 

Bürgerbeauftragten war in diesem Zusammenhang erfreulich, dass sich der Abge-

ordnete und Parlamentarische Geschäftsführer der SPD-Landtagsfraktion, Jochen 

Hartloff, in seinem Redebeitrag anlässlich der Verabschiedung des Haushalts in der 

Plenarsitzung am 14.12.2004 ausdrücklich für die gute Zusammenarbeit mit dem 

Bürgerbeauftragten im Zusammenhang mit der Aufstellung des Landtagshaushalts 

bedankt hat. 

 

Von Bedeutung ist selbstverständlich auch die gute Zusammenarbeit mit dem Petiti-

onsausschuss des Landtags Rheinland-Pfalz, den der Bürgerbeauftragte gelegentlich 

gemäß § 105 Abs. 3 Geschäftsordnung des Landtags über Angelegenheiten von 

grundsätzlicher Bedeutung unterrichtet. Hierzu bestand beispielsweise in folgendem 

Fall Anlass: Der Bürgerbeauftragte hatte Kenntnis davon erlangt, dass eine E-Mail-

Adresse missbräuchlich als Absender für eine E-Mail mit dem Betreff: „Bankrott des 

Gesundheitswesens durch Ausländer“ verwendet wurde. Er nahm dies zum Anlass, 

die Staatsanwaltschaft Mainz hiervon in Kenntnis zu setzen und um Prüfung zu bit-

ten, ob eine strafrechtliche Handlung vorliegt. Diese ermittelte, dass es sich hierbei 

nicht um einen Einzelfall handelt und bereits ein Sammelverfahren bei der Staatsan-

waltschaft München geführt wird. Dorthin wurde das Verfahren abgegeben. 

 

Schließlich beobachtet der Bürgerbeauftragte im Rahmen seiner Tätigkeit auch die 

Entwicklung des Petitionswesens im Bund sowie den anderen Bundesländern. Auf 

die u. a. auch zu diesem Zweck gepflegte Zusammenarbeit mit den jeweiligen ande-

ren Institutionen soll im Abschnitt „Vernetzung mit anderen Institutionen“ näher ein-

gegangen werden. Von Interesse ist in diesem Zusammenhang eine Änderung der 

Verfahrensgrundsätze des Petitionsausschusses des Deutschen Bundestages. Maß-

gebend sind nunmehr die „Grundsätze über die Behandlung von Bitten und Be-

schwerden“ in der Fassung vom 24.06.2005. Hierbei wurde insbesondere die Mög-

lichkeit eröffnet, künftig Petitionen durch Nutzung eines ins Internet eingestellten 
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Formulars online per E-Mail – auch ohne Unterschrift – einzureichen. Für bestimmte 

Petitionen von allgemeinem Interesse wird die Möglichkeit eröffnet, diese als „öffentli-

che Petition“ im Internet zu diskutieren. Schließlich sind öffentliche Beratungen als 

Regelfall vorgesehen, wenn bei Massenpetitionen ein Quorum von 50.000 Unterstüt-

zerinnen und Unterstützern erreicht wird. Die Möglichkeit, Eingaben per E-Mail einzu-

reichen, ist in Rheinland-Pfalz bereits seit längerer Zeit gegeben. Für die Einführung 

der anderen Änderungen wird zumindest derzeit keine Notwendigkeit gesehen. 

 

Bereits im letzten Jahresbericht wurde die offensichtlich zunehmende Tendenz, zu-

sätzliche „Ombudsmann-Institutionen“ zu schaffen, behandelt. Für den Bürgerbeauf-

tragten war daher eine kleine Anfrage einiger Abgeordneter des Deutschen Bundes-

tages sowie der Fraktion der FDP bezüglich der effizienten Bearbeitung von Bürger-

anliegen (Drucksache 15/4007) von besonderem Interesse. Hier wurde unter Hinweis 

auf die Einrichtung des Hartz-IV-Ombudsrates in Frage gestellt, warum es der Ein-

richtung zusätzlicher Stellen bedurfte. Ferner wurde darauf verwiesen, dass es mit 

dem Petitionsausschuss des Deutschen Bundestages bereits ein unabhängiges 

Gremium als Ansprechpartner für die Anliegen der Bürgerinnen und Bürger gibt. Die 

Schaffung zusätzlicher Anlaufstellen über die zuständigen Fachbehörden und den 

Petitionsausschuss hinaus wurde in der Anfrage für nicht erforderlich erachtet. Die 

Bundesregierung führte in ihrer Antwort u. a. aus, dass der Ombudsrat nicht die Auf-

gabe habe, wie der Petitionsausschuss Petitionen und Einzeleingaben zu bearbeiten. 

Vielmehr sei es Aufgabe des Ombudsrates, die Einführung der Grundsicherung für 

Arbeitsuchende und ihre Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt zu begleiten und aus 

den in der Praxis feststellbaren Befunden und Entwicklungen systematische Schluss-

folgerungen für die Weiterentwicklung des Verwaltungshandelns und der Regelungen 

des SGB II zu ziehen sowie entsprechende Empfehlungen zu geben. Für die Bearbei-

tung von Bürgeranfragen und Petitionen sei der Ombudsrat nicht zuständig. Eine 

Konkurrenz zwischen Ombudsrat und Petitionsausschuss sieht die Bundesregierung 

nicht. Die Tätigkeit des Ombudsrates diene dazu, aus den in der Praxis feststellbaren 

Befunden und Entwicklungen systematische Schlussfolgerungen für die Weiterent-

wicklung des Verwaltungshandelns und der Regelungen des SGB II zu ziehen sowie 

entsprechende Empfehlungen zu geben. 

 

Der Bürgerbeauftragte sieht sich durch die Antwort der Bundesregierung in seiner 

bereits im Jahresbericht 2004 dargelegten Auffassung bestätigt, dass es sich bei dem 

„Ombudsrat“ sowie weiteren „Ombudsmann-Institutionen“ letztlich um verwaltungsin-
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terne Prüfungen von Verwaltungshandeln handelt. Dem gegenüber bietet das Petiti-

onsrecht, in Rheinland-Pfalz ausgestaltet durch die Institution des Bürgerbeauftrag-

ten, den Bürgerinnen und Bürgern die Möglichkeit, eine von der Verwaltung unab-

hängige Hilfe in Anspruch nehmen zu können. Zur Charakterisierung der Funktion 

des Bürgerbeauftragten sei aus einer aktuellen Dissertation von Dr. Frederik M. Man-

ke „Regionale Ombudsleute im deutschsprachigen Europa“, eingereicht an der Uni-

versität Innsbruck, zitiert: „Die wahre Macht der Ombudsleute liegt in ihrer Persön-

lichkeit, ihrem Verhandlungsgeschick und ihrem guten Verhältnis auch zu den Behör-

den der Landes- und Gemeindeverwaltungen. Durch die Einrichtung eines Ombuds-

mannes soll in erster Linie nicht direkter Zwang auf die Verwaltung ausgeübt werden, 

sondern es sollen die Mittel der Überzeugung und Empfehlung zur Anwendung kom-

men. So werden die meisten Fälle allein durch das persönliche Gespräch der Om-

budsleute mit den betroffenen Entscheidungsträgern in ruhiger und kompetenter At-

mosphäre entschieden, nicht etwa durch das Hin- und Herschicken von Papier. Unter 

Nutzung dieser einzigartigen Möglichkeit wird von den Ombudsleuten, wo immer es 

sinnvoll erscheint, auch über die eigenen Kompetenzen hinaus versucht, schnell und 

unbürokratisch zu helfen“. In diesem Sinne versteht auch der Bürgerbeauftragte des 

Landes Rheinland-Pfalz seine Aufgabe und deshalb stellt er auch die erneute Forde-

rung, auch auf Bundesebene und in sämtlichen Bundesländern Bürgerbeauftragte zu 

schaffen.  

 

 

Vernetzung mit anderen Institutionen 
 
Auch im Berichtsjahr erfolgten vielseitige Kontakte zu den Petitionsausschüssen des 

Deutschen Bundestages und der anderen Bundesländer sowie zu Ombudsmann-

Institutionen auf nationaler und internationaler Ebene. So fand am 29. bis 31.08.2005 

eine Tagung der Arbeitsgemeinschaft der parlamentarisch gewählten Bürgerbeauf-

tragten Deutschlands in Greifswald statt. Hierbei wurden grundsätzliche Probleme 

von Bürgerrechten und des Petitionsrechts diskutiert. Schwerpunkte hierbei waren die 

Themen Einschränkung der Bürgerrechte durch Verkürzung des Rechtsweges, Priva-

tisierung und ihre Folgen für die parlamentarische Kontrolle, Auswirkungen der euro-

päischen Antidiskriminierungsrichtlinien auf das Handeln der Bürgerbeauftragten so-

wie Neuausrichtung der sozialen Sicherungssysteme. Abschließend wurde überein-

stimmend festgestellt, dass die Zahl von Beschwerden im sozialen Bereich gewach-

sen ist, was einmal mehr zeigt, wie sinnvoll und richtig die Einrichtung von Bürgerbe-
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auftragten ist. Die Bürgerinnen und Bürger haben so eine Möglichkeit, ihre Probleme 

direkt anzusprechen und kostenfreie Hilfe und Unterstützung zu erhalten. 

 

Von internationaler Bedeutung ist die Mitgliedschaft des Bürgerbeauftragten im „Eu-

ropäischen Ombudsmann-Institut (EOI)“ dessen Vizepräsident er ist. Im Rahmen der 

hiermit verbundenen Kontakte standen in diesem Jahr Vorstandssitzungen am 

04.04.2005 in Innsbruck, am 17.06.2005 in Kasan und am 23.09.2005 in Vilnius so-

wie eine außerordentliche Mitgliederversammlung am 24.09.2006 ebenfalls in Vilnius 

im Vordergrund.  

 

Auf EU-Ebene sucht der Bürgerbeauftragte auch weiterhin die Zusammenarbeit mit 

dem am 11.01.2005 wieder gewählten Bürgerbeauftragten Nikiforos Diamandouros 

sowie mit dem Petitionsausschuss des Europäischen Parlaments. Bei Eingaben mit 

Sachverhalten, die auch europäisches Recht betreffen beziehungsweise an denen 

Organe der europäischen Union beteiligt sind, werden gegebenenfalls auch diese 

Stellen eingeschaltet.  

 

Während die vielfältige Zusammenarbeit durchweg als positiv und erforderlich für die 

weitere Entwicklung des Petitionswesens zu bezeichnen ist, empfand es der Bürger-

beauftragte als weniger glücklich, dass der Petitionsausschuss des Deutschen Bun-

destages auf der Rheinland-Pfalz-Ausstellung in Mainz präsent war, ohne dass vor-

her eine entsprechende Mitteilung erfolgte. Hier wäre eine bessere Kooperation 

durchaus wünschenswert. 

 

Wie bereits in den früheren Jahresberichten erwähnt, schreitet die Zusammenarbeit 

in der Großregion Saar-Lor-Lux fort. Von besonderer Bedeutung ist hier die „Gemein-

same Erklärung zur Zusammenarbeit bei Beschwerden von Bürgerinnen und Bürgern 

in der Großregion“. Die Teilnehmer des Gipfels am 25.01.2005 in Metz haben die 

Umsetzung dieses Netzwerks mit großer Zufriedenheit zur Kenntnis genommen und 

zugleich die Forderung des Wirtschafts- und Sozialausschusses der Großregion nach 

einer verstärkten Öffentlichkeitsarbeit des Netzwerks unterstrichen. Hierbei wurde 

betont, dass die Bürgerbeauftragten nur dann ihrem Auftrag wirklich nachkommen 

können, wenn die Bewohnerinnen und Bewohner der Großregion wissen, dass es 

eine solche grenzüberschreitende Einrichtung gibt. 
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Auf dem Gipfel am 25.01.2005 wurde ebenfalls das Zehn-Punkte-Programm verab-

schiedet, das vom Ministerpräsidenten des Landes Rheinland-Pfalz im Rahmen der 

derzeitigen Präsidentschaft vorgeschlagen worden war. Besondere Beachtung findet 

in diesem Zusammenhang Punkt 8 „Grenzüberschreitende Zusammenarbeit“, wo-

nach zur Lösung von Fragen bezüglich der Grenzgängerproblematik ein Einbezug 

des Netzwerks der Bürgerbeauftragten erfolgen soll. Aus Sicht des Bürgerbeauftrag-

ten ist es begrüßenswert, dass diesbezüglich auf bereits vorhandene Strukturen zu-

rückgegriffen wird und diese genutzt werden. 

 

 

Zusammenarbeit und Dank 
 
Wie bereits in den Vorjahren gestaltete sich die Zusammenarbeit mit den beteiligten 

Verwaltungen im Wesentlichen problemlos. In diesem Zusammenhang bedankt sich 

der Bürgerbeauftragte bei allen, die mit Eingaben und deren Erledigung befasst wa-

ren. Ein Dank gilt auch der Stadtverwaltung Kaiserslautern, mit der die Zusammenar-

beit bestens erfolgt. 

 

Gleichwohl soll nicht unerwähnt bleiben, dass es immer wieder zu Schwierigkeiten 

mit einzelnen Verwaltungen kommt, wodurch die Bearbeitung der betreffenden Ein-

gaben erheblich erschwert wird. Hierbei kann sich der Bürgerbeauftragte des Ein-

drucks nicht entziehen, dass einige Verwaltungen das Petitionsverfahren als lästig 

empfinden. Dies kann zwar einerseits als Bestätigung dafür gesehen werden, dass 

der Bürgerbeauftragte die Interessen der Bürgerinnen und Bürger mit Nachdruck 

wahrnimmt, darf jedoch keine Auswirkungen auf die Bearbeitung von Eingaben ha-

ben. So gehen dem Bürgerbeauftragten in vermehrtem Umfang Stellungnahmen zu, 

die den Mitwirkungspflichten der Verwaltung im Petitionsverfahren nicht genügen. 

Dies geht so weit, dass dem Bürgerbeauftragten zum Beispiel lediglich eine Kopie 

seines an die Verwaltung gerichteten Schreibens zurückgeht, auf der eine Mitarbeite-

rin oder ein Mitarbeiter einen handschriftlichen Vermerk angebracht hat. Zunehmend 

„beliebter“ wird bei manchen Verwaltungen auch die Methode, von einer eigenen 

Stellungnahme abzusehen, sondern auf in Kopie beigefügte Schriftstücke zu verwei-

sen. In solchen Fällen ist der Hinweis erforderlich, dass Stellungnahmen aus sich 

heraus verständlich sein müssen, wobei der bisherige Verfahrensgang zu schildern 

und eine ausdrückliche Aussage zu treffen ist, ob und gegebenenfalls inwieweit dem 

jeweiligen Anliegen entsprochen werden kann, beziehungsweise aus welchen Grün-
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den dies gegebenenfalls nicht geschehen kann. Es kann nicht angehen, dass der 

Bürgerbeauftragte aus einem Sammelsurium von Anlagen den bisherigen Verfah-

rensgang, den aktuellen Verfahrensstand und die Würdigung der Verwaltung heraus-

filtern muss. Im Übrigen stellt sich bei derartigen „Stellungnahmen“ nicht selten her-

aus, dass die beigefügten Anlagen zum eigentlichen Anliegen gar keine Aussage ent-

halten. Dies zeigt, dass die bloße Verweisung auf Anlagen nicht nur den Anforderun-

gen an eine Stellungnahme nicht gerecht wird, sondern zeigt, dass sich die Verwal-

tung mit dem Anliegen gar nicht erst auseinandergesetzt hat und offensichtlich hofft, 

dass der Bürgerbeauftragte in den Anlagen etwas finden wird, womit die Angelegen-

heit als erledigt angesehen werden kann. Der Bürgerbeauftragte wird aber auch wei-

terhin die geschilderte Bearbeitungsweise ablehnen und auf aus sich heraus ver-

ständliche Stellungnahmen bestehen. Diesen können selbstverständlich Kopien von 

Schriftstücken beigefügt werden, die geeignet sind, die Stellungnahme zu ergänzen 

beziehungsweise zu erläutern. 

 

Ein weiteres Problem mit den Verwaltungen ist gelegentlich die Verfahrensdauer. Der 

Bürgerbeauftragte legt großen Wert darauf und betont dies auch regelmäßig gegen-

über der Verwaltung, dass ihm die erbetenen Stellungnahmen möglichst bald zuge-

hen. Dies entspricht auch den Erwartungen der Bürgerinnen und Bürger, die in aller 

Regel bereits ein längeres Verwaltungsverfahren hinter sich haben, bevor sie sich an 

den Bürgerbeauftragten wenden. Sie erwarten daher nicht nur eine Lösung  ihres 

Problems, sondern insbesondere eine rasche Lösung. Sie haben daher kein Ver-

ständnis dafür, wenn es nicht voran geht. Dies führt dann zu telefonischen und 

schriftlichen Anfragen der Petentinnen und Petenten, was wiederum den Bürobetrieb 

des Bürgerbeauftragten belastet, sodass auch unter diesem Gesichtspunkte lange 

Bearbeitungszeiten nach Möglichkeit vermieden werden sollten. Schließlich erwartet 

auch der Petitionsausschuss eine zügige Bearbeitung der Eingaben. Sollte sich eine 

Verwaltung im Einzelfall aus besonderen Gründen an einer zügigen Bearbeitung ge-

hindert sehen, ist zu erwarten, dass dies zumindest in einer Zwischennachricht mitge-

teilt wird. Dann kann auch die jeweilige Petentin beziehungsweise der jeweilige Pe-

tent hierüber unterrichtet werden. 

 

Wenn in Einzelfällen Stellungnahmen trotz Erinnerungen und angemessener Fristset-

zung nicht zugehen, sieht der Bürgerbeauftragte keine andere Möglichkeit, als die 

Hilfe der jeweiligen Aufsichtsbehörde in Anspruch zu nehmen. In aller Regel führt 

dies dann auch zu einer sehr kurzfristigen Reaktion der betreffenden Verwaltung. 
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Leider war jedoch im Berichtszeitraum zu beobachten, dass auch im Rahmen der 

Dienstaufsicht nicht immer mit dem nötigen Nachdruck vorgegangen wurde. So be-

gnügte sich die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion als Aufsichtsbehörde in einem 

Fall mit dem Hinweis, dass der Vorgang auf dem Tisch des Oberbürgermeisters liege, 

dieser jedoch derzeit im Urlaub sei. Der Bürgerbeauftragte nahm dies zum Anlass, 

beim Minister des Innern und für Sport zu intervenieren. Nach einem Gespräch des 

Stellvertreters des Bürgerbeauftragten mit dem zuständigen Abteilungsleiter ist davon 

auszugehen, dass künftig in den betreffenden Fällen mit Nachdruck auf eine umge-

hende Bearbeitung hingewirkt wird. 

 

Ein leidiges Thema ist nach wie vor, dass zugehende Stellungnahmen nicht immer 

vom Behördenleiter oder dessen Vertreterin beziehungsweise dessen Vertreter im 

Amt unterschrieben werden. Eine solche Vorgehensweise kann auch weiterhin insbe-

sondere im Hinblick auf den Verfassungsrang des Petitionsrechts nicht hingenommen 

werden, zumal die Einschaltung der Verwaltungsspitze auch der Selbstkontrolle der 

Verwaltung dient. Während in der Regel entsprechende Hinweise des Bürgerbeauf-

tragten angenommen werden und gelegentlich sogar zu Entschuldigungen der Be-

hördenleiterin beziehungsweise des Behördenleiters für das Versehen führten, kam 

es erneut zu Problemen mit dem bereits im letzten Jahresbericht erwähnten Bürger-

meister der Verbandsgemeinde Bad Sobernheim. Dieser lehnte erneut unter Hinweis 

auf seinen Führungsstil eine Unterzeichnung der Stellungnahmen seiner Verwaltung 

ab. Erst ein erneuter deutlicher Hinweis auf die Bedeutung des Petitionsrechts führte 

dazu, dass weitere Stellungnahmen zu der betreffenden Eingabe vom Bürgermeister 

selbst unterschrieben wurden. 

 

Zu einem Problem ganz anderer Art kam es mit der Verbandsgemeinde Bodenheim. 

Der Bürgerbeauftragte bittet die Gemeinden beziehungsweise Verbandsgemeinden 

nach Veröffentlichung seines Jahresberichts, eine von ihm gefertigte kurze Presse-

mitteilung in dem jeweiligen Mitteilungsblatt zu veröffentlichen. Dies dient der Öffent-

lichkeitsarbeit, deren Bedeutung und Wichtigkeit an anderer Stelle bereits hervorge-

hoben worden ist. Während sämtliche Verwaltungen dieser Bitte problemlos entspre-

chen, äußerte der Bürgermeister der Verbandsgemeinde Bodenheim bereits im Jahr 

2002 Bedenken, ob eine entsprechende Veröffentlichung in einem Amtsblatt erfolgen 

darf. Nach einem Hinweis, dass die Bitte um Veröffentlichung mit dem Ministerium 

des Innern und für Sport abgestimmt ist, erfolgte diese dann. Der Bürgerbeauftragte 

war daher sehr verwundert, als der Bürgermeister der Verbandsgemeinde Boden-



 

 

-21-

heim, Reinhold Stumpf, parteilos, im Jahr 2005 die Veröffentlichung der Pressemittei-

lung erneut ablehnte. Seine Hoffnung, dass sein Hinweis auf den Schriftverkehr des 

Jahres 2002 zu einer Klärung führen würde, war leider nicht berechtigt. Vielmehr be-

harrte der Bürgermeister auf seiner Ansicht, dass eine Veröffentlichung gegen die 

Vorschriften der Gemeindeordnung verstoßen würde. Er bot lediglich einen Hinweis 

auf die Internetseiten des Bürgerbeauftragten an, was jedoch dem Bürgerbeauftrag-

ten nicht ausreicht, da mit der Veröffentlichung im Amtsblatt gerade auch diejenigen 

Bürgerinnen und Bürger erreicht werden sollen, die über keinen Internetzugang ver-

fügen. Der Bürgerbeauftragte bat den Bürgermeister sodann unter Hinweis auf die 

Abstimmung mit dem Ministerium des Innern und für Sport um Mitteilung, aus wel-

chen rechtlichen Gründen er sich an einer Veröffentlichung gehindert sieht. Der Bür-

germeister wandte sich daraufhin von sich aus an das Ministerium des Innern und für 

Sport mit der Bitte um eine grundsätzliche Klärung. Diese erfolgte mit dem Ergebnis, 

dass es sich bei dem Jahresbericht des Bürgerbeauftragten um eine „sonstige amtli-

che Mitteilung“ im Sinne der Ziffer 7.1.2 der Verwaltungsvorschrift zu § 27 Gemein-

deordnung handelt, deren Veröffentlichung aufgrund eines „Amtshilfeersuchens“ als 

zulässig angesehen wird. Aufgrund dieser eindeutigen Stellungnahme ging der Bür-

gerbeauftragte davon aus, dass die Angelegenheit eigentlich erledigt sein müsste, 

zumal der Minister des Innern und für Sport dem oben genannten Bürgermeister aus-

drücklich erklärte, dass er ihm sehr verbunden wäre, wenn er diesbezüglich seine 

Haltung in dieser Sache nochmals überdenken und dem Anliegen des Bürgerbeauf-

tragten Rechnung tragen könnte. Der Bürgerbeauftragte erhielt dann jedoch zu seiner 

Verwunderung die Mitteilung der Verbandsgemeinde Bodenheim, dass an der bishe-

rigen Rechtsauffassung festgehalten und von der erbetenen Veröffentlichung im 

Amtsblatt abgesehen werde. Dies hat nunmehr zur Folge, dass die Einwohnerinnen 

und Einwohner der Verbandsgemeinde Bodenheim die einzigen Bürgerinnen und 

Bürger im Lande sind, denen die besagte Pressemitteilung des Bürgerbeauftragten 

vorenthalten bleibt. Dem Bürgerbeauftragten fehlt hierfür jegliches Verständnis. Es 

stellt sich schon die Frage, welche Erwägungen wohl dahinter stecken, den Bürgerin-

nen und Bürgern Informationen im Zusammenhang mit dem verfassungsrechtlich ga-

rantierten Petitionsrecht vorzuenthalten. Unter diesem Gesichtspunkt kann man sich 

des Eindrucks nicht erwehren, dass Bürgermeister Reinhold Stumpf (Verbandsge-

meinde Bodenheim) mit aller Macht versucht, „bürgerunfreundlichster“ Bürgermeister 

von Rheinland-Pfalz zu werden. 
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Der Dank des Bürgerbeauftragten gilt hingegen den Mitgliedern des Petitionsaus-

schusses des Landtags Rheinland-Pfalz, insbesondere dem Vorsitzenden Peter Wil-

helm Dröscher (SPD) und dem stellvertretenden Vorsitzenden Dr. Peter Enders 

(CDU) sowie den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Landtagsverwaltung. Die gute 

Zusammenarbeit ist nach wie vor von besonderer Bedeutung für die erfolgreiche Ar-

beit des Bürgerbeauftragten. 
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2. Teil  Berichte zu den einzelnen Tätigkeitsbereichen 
 
1 Rechtspflege 
 
1.1 Gerichte 
 
Die Anzahl der Eingaben zu diesem Gebiet ist seit den Vorjahren konstant, wobei 

nach wie vor der Schwerpunkt bei Beschwerden über die lange Verfahrensdauer 

liegt. Die weiteren Eingaben betreffen im Wesentlichen Kostenfragen sowie Bean-

standungen des richterlichen Verhaltens, soweit es nicht der richterlichen Unabhän-

gigkeit unterliegt, sowie von sonstigen Justizbediensteten. 

 

Die jeweils zuständigen Stellen innerhalb der Justiz gehen den Beschwerden, insbe-

sondere bezüglich Richterinnen und Richtern sowie sonstiger Bediensteter sehr sorg-

fältig nach und veranlassen jeweils eingehende Prüfungen. Auch wenn kein Fehlver-

halten festzustellen ist, das dienstordnungsrechtlich zu ahnden wäre, kann durch die 

Ermittlungen der jeweilige Sachverhalt näher geklärt werden. Hierdurch wurde für die 

Petentinnen und Petenten das jeweilige beanstandete Verhalten transparenter und 

möglicherweise auch nachvollziehbarer. 

 

In einem Einzelfall ging es um die Berufung zum Schöffendienst. Die Petentin hatte 

sich darum beworben und zeigte sich enttäuscht, dass sie nicht berufen worden ist. 

Die Ermittlungen ergaben, dass seitens der Ortsgemeinde Gimbsheim versäumt wur-

de, die Vorschlagsliste rechtzeitig zu erstellen, sodass sie den Schöffenwahlaus-

schüssen der zuständigen Amtsgerichte Mainz und Worms nicht vorlag. Eine nach-

trägliche Berufung zum Schöffendienst war aus rechtlichen Gründen nicht mehr mög-

lich. Der Petentin konnte daher nicht mehr geholfen werden, was aus Sicht des Bür-

gerbeauftragten höchst unbefriedigend erscheint. Vor dem Hintergrund, dass ehren-

amtliche Tätigkeit nachhaltig gefördert werden soll und Landauf und Landab Perso-

nen gesucht werden, die hierzu bereit sind, kann es eigentlich nicht angehen, dass 

zur Übernahme solcher Aufgaben bereite Personen wegen Versäumung von Fristen 

daran gehindert werden. Der Bürgerbeauftragte hat daher die an dem Verfahren be-

teiligten Stellen nachdrücklich gebeten, künftig dafür Sorge zu tragen, dass die Be-

reitschaft zur Übernahme ehrenamtlicher Tätigkeiten nicht behindert oder gar verhin-

dert wird. 
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1.2. Staatsanwaltschaften 
 
Die Eingaben zu diesem Sachgebiet liegen ebenfalls auf dem gleichen Niveau wie im 

Vorjahr. Die Beschwerden betreffen ganz überwiegend Ermittlungsverfahren. Hierbei 

wird in der Regel zum einen deren Einstellung, zum anderen deren Dauer beanstan-

det. 

 

Aufgrund der Eingaben veranlassen die jeweils zuständigen Staatsanwaltschaften 

eingehende Ermittlungen, die gegebenenfalls von den Generalstaatsanwaltschaften 

und dem Ministerium der Justiz ergänzt werden. Hierdurch wird der Bürgerbeauftrag-

te in die Lage versetzt, sich ein umfassendes Bild von der jeweiligen Angelegenheit 

machen zu können und die jeweiligen Petentinnen und Petenten entsprechend zu 

unterrichten. 

 

Einen gewissen Bezug zum Ausländerrecht haben einige Eingaben, bei denen es um 

ein Absehen von der weiteren Strafvollstreckung bei Auslieferung und Ausweisung 

ging. Gemäß 456 a Strafprozessordnung kann die Vollstreckungsbehörde von der 

Vollstreckung einer Freiheitsstrafe absehen, wenn die Ausländerin beziehungsweise 

der Ausländer aus dem Bundesgebiet ausgewiesen wird. Während die Entscheidung 

hierüber bei der zuständigen Staatsanwaltschaft liegt, ist für den Vollzug der Auswei-

sung die entsprechende Ausländerbehörde zuständig. Die Eingabe eines italieni-

schen Staatsangehörigen offenbarte erhebliche Probleme bei der Abstimmung zwi-

schen diesen beiden Stellen. Während die Staatsanwaltschaft auf einer Abschiebung 

bestand, lehnte die Ausländerbehörde diese ab. Sie vertrat die Ansicht, dass der Pe-

tent als EU-Staatsangehöriger die Möglichkeit der freiwilligen Ausreise erhalten müs-

se. Erst durch die Einschaltung des Ministeriums des Innern und für Sport konnte 

geklärt werden, dass der Petent unmittelbar aus der Strafhaft abzuschieben war. Dies 

ist sodann auf Weisung des Ministeriums auch kurzfristig erfolgt. 

 

 

1.3. Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, Notariate 
 
Die Anzahl der Eingaben zu diesem Sachgebiet liegt nach wie vor konstant auf nied-

rigem Niveau. Hierbei richten sich die Beschwerden sowohl gegen die von den jewei-

ligen Bürgerinnen und Bürgern beauftragte Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte 
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als auch gegen Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, die von der Gegenpartei be-

auftragt worden sind. 

 

Aufgrund der Eingaben wird jeweils veranlasst, dass die zuständige Rechtsanwalts-

kammer dem Beschwerdevorbringen im Einzelnen nachgeht. 

 

Wiederholt wird von Petentinnen und Petenten die Befürchtung geäußert, dass eine 

Überprüfung des Verhaltens von Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten durch 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte der Kammer nicht effektiv sei, weil „eine Krä-

he der anderen kein Auge aushacke“. Aus Sicht des Bürgerbeauftragten kann diese 

Befürchtung jedoch nicht geteilt werden, da sich in keinem Fall Anhaltspunkte dafür 

ergaben, dass die Prüfungen nicht mit der erforderlichen Intensität erfolgt sein könn-

ten. Vielmehr hielt die zuständige Rechtsanwaltskammer in zwei Fällen immerhin 

sogar anwaltsgerichtliche Maßnahmen gegen den betreffenden Rechtsanwalt für er-

forderlich und schaltete die für das weitere Verfahren zuständige Generalstaatsan-

waltschaft ein. Diese hat in einem dieser Fälle nach Abschluss ihrer Ermittlungen den 

betreffenden Rechtsanwalt bei der zuständigen Kammer des Anwaltsgerichts auch 

angeschuldigt. In dem anderen Fall sind die Ermittlungen derzeit noch nicht abge-

schlossen. 

 

Erfreulicherweise bemühen sich die Rechtsanwaltskammern, soweit sich hierfür Mög-

lichkeiten eröffnen, auch um einvernehmliche Regelungen. So konnte in einem Fall 

erreicht werden, dass die betreffende Rechtsanwältin auf Vermittlung der Rechtsan-

waltskammer auf freiwilliger Basis die zunächst geltend gemachte Vergütung ermä-

ßigt hat. 

 

In einem anderen Fall beschwerte sich ein Petent darüber, dass ein Rechtsanwalt 

nicht mit ihm korrespondierte, obwohl er eine auf sich lautende Vollmacht der Person, 

die von dem betreffenden Rechtsanwalt angeschrieben worden war, vorgelegt hatte. 

Hier konnte die Rechtsanwaltskammer keinen Berufsrechtsverstoß feststellen, weil 

für Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte lediglich das Verbot der Umgehung der 

Gegenanwältin beziehungsweise des Gegenanwalts gilt. Hieraus folgt, dass keine 

berufsrechtliche Verpflichtung besteht, mit sonstigen Vertreterinnen und Vertretern 

der Gegenseite zu korrespondieren. 
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1.4. Strafvollzug 
1.5. Vollzugslockerungen 
1.6. Ärztliche Versorgung im Strafvollzug 
 
Bei den Eingaben von Strafgefangenen ist gegenüber dem Berichtszeitraum 2004 

eine deutliche Zunahme zu verzeichnen. Der Anteil an den Gesamteingaben erreicht 

nunmehr mit 10,8 % fast wieder das Niveau des Jahres 2003. Nach wie vor nehmen 

die Eingaben aus diesem Bereich mit den Eingaben aus dem Bereich des Ausländer-

rechts sowie der sozialen Hilfen eine Spitzenstellung ein. Die Zunahme betrifft im 

Wesentlichen das Sachgebiet 1.4 Strafvollzug, jedoch auch das Sachgebiet 1.6 Ärzt-

liche Versorgung, während im Sachgebiet 1.5 Vollzugslockerungen ein Rückgang zu 

verzeichnen ist. 

 

Bei dem Vergleich der Herkunft der Eingaben fällt auf, dass die Eingaben aus der 

JVA Wittlich zwar nominell am höchsten liegen, was jedoch darauf zurückzuführen 

ist, dass allein rund 40 Eingaben von einem einzelnen Gefangenen stammen. Unter 

Berücksichtigung dieser Tatsache wird wie bereits im Vorjahr der Spitzenplatz von 

der JVA Rohrbach eingenommen. Das ansonsten öfters für auffallend hohe Eingaben 

angebrachte Argument, dass Probleme aufgrund alter Bausubstanz hierfür maßgeb-

lich sein könnten, lässt sich bei der JVA Rohrbach angesichts des Neubaus sicherlich 

nicht aufrechterhalten. Im Mittelfeld liegen wie bisher die Justizvollzugsanstalten 

Frankenthal, Diez und Trier, wobei eine deutliche Zunahme aus der JVA Frankenthal 

zu verzeichnen ist. Zugenommen haben auch die Eingaben aus der JVA Koblenz, 

sodass sich nunmehr auch diese im Mittelfeld findet, während der letzte Platz nach 

einem deutlichen Rückgang der Eingaben von der JVA Zweibrücken belegt wird. 

 

Jeweils nur eine Eingabe kam aus den Jugendstrafanstalten und die aus Wittlich 

stammte nicht einmal von einem Insassen dieser Anstalt, sondern von einem Gefan-

genen in der JVA Wittlich, der sich über Lärmbelästigungen beschwerte, die von den 

Jugendlichen in den Abendstunden, insbesondere durch laute Musik, verursacht wur-

den. Der Leiter der Jugendstrafanstalt teilt hierzu mit, dass auf eine strikte Einhaltung 

der Ruhezeiten geachtet werde. 

 

Besondere Schwerpunkte bei der Zuordnung der Eingaben zu den einzelnen Voll-

zugsanstalten sind nicht zu erkennen. Fragen der Unterbringung sowie der allgemei-

nen Haftbedingungen betreffen insbesondere die Justizvollzugsanstalten Wittlich, 
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Frankenthal und Rohrbach. Weitere Schwerpunkte lagen bei den Justizvollzugsan-

stalten Diez und Wittlich, soweit es um die Genehmigung eigener Gegenstände ging 

und ferner bei der JVA Wittlich auch im Zusammenhang mit der Essensausgabe. 

Soweit es um Vollzugslockerungen ging, stammten die meisten Eingaben aus den 

Justizvollzugsanstalten Wittlich und Rohrbach. Die Zunahme der Eingaben aus der 

JVA Koblenz sind insbesondere darauf zurückzuführen, dass eine Reihe von Gefan-

genen be-gehrte, auch einen russischen Fernsehsender empfangen zu können. Eine 

abschließende Klärung konnte bis jetzt noch nicht herbeigeführt werden. 

 

Zu einer ganzen Reihe von Eingaben kam es, weil die so genannte „Hartz IV-Ge-

setzgebung“ auch Auswirkungen auf den Strafvollzug hat. 

 

Dies gilt beispielsweise für Gefangene, die an einer Ausbildungsmaßnahme teilneh-

men möchten. Die Agentur für Arbeit fördert keine Ausbildungen mehr im überbetrieb-

lichen Bereich. Demnach ist die Teilnahme an einer Ausbildungsmaßnahme nur noch 

möglich, wenn die Kosten anderweitig übernommen werden. Nach Auskunft des Be-

rufsfortbildungswerks Zweibrücken stehen jedoch keine freien Landesmittel zur Ver-

fügung. Da auch eine Förderung über den Europäischen Sozialfonds zunächst nicht 

gesichert war, konnte aufgrund dieser finanziellen Unsicherheiten zunächst nicht ge-

klärt werden, ob entsprechende Bildungsmaßnahmen überhaupt durchgeführt werden 

können. Das Ministerium der Justiz hat in diesem Zusammenhang bestätigt, dass die 

Frage der künftigen Gefangenenausbildung und deren Finanzierung ein generelles 

Problem ist. Hierbei war insbesondere die Beteiligung der Bundesagentur für Arbeit 

eine zunächst ungeklärte Frage, die auch auf Bundesebene Gegenstand von Erörte-

rungen war. Erfreulicherweise konnte dann aber in einem Gespräch, an dem die 

Bundesagentur für Arbeit, Regionaldirektion Rheinland-Pfalz-Saarland, das Ministeri-

um für Arbeit, Soziales, Familie und Gesundheit, das Berufsbildungswerk Zweibrü-

cken sowie das Ministerium der Justiz teilnahmen, geklärt werden, dass das gemein-

same Ziel der bisherigen Mischfinanzierung des bestehenden Modells beibehalten 

werden soll. Durch den erhöhten Einsatz von Mitteln des Europäischen Sozialfonds 

ist die Finanzierung für das Jahr 2005 gesichert. Darüber hinaus kann auch davon 

ausgegangen werden, dass die Ausbildung der Gefangenen wohl auch im Jahr 2006 

in gleichem Umfang und in gleicher Qualität fortgesetzt werden kann. 

 

Weitere Probleme ergeben sich für Untersuchungshäftlinge. Diese haben im Gegen-

satz zu bereits verurteilten Gefangenen gegenüber der JVA keinen Anspruch auf Ta-
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schengeld. Soweit bei ihnen Bedürftigkeit festgestellt wird, hatte bisher das für ihren 

Wohnort zuständige Sozialamt ein monatliches Taschengeld nach dem Bundessozi-

alhilfegesetz zu gewähren, da die JVA nicht den vollständigen Lebensunterhalt ab-

deckt und Untersuchungshäftlinge im Gegensatz zu Strafgefangenen auch nicht die 

Möglichkeit haben, diesen Bedarf über eine Arbeitstätigkeit und dem daraus resultie-

renden Entgelt sicherzustellen. Ein Taschengeld für Untersuchungshäftlinge sieht 

jedoch das SGB II nicht mehr vor, sodass die zuständigen Stellen bislang entspre-

chende Anträge abgelehnt haben. Diese möglicherweise so nicht beabsichtigte Kon-

sequenz von „Hartz IV“ war u. a. Gegenstand einer Prüfung des Bundesministeriums 

für Wirtschaft und Arbeit, die allerdings zu dem Ergebnis gelangt ist, dass für die An-

wendung des SGB II kein Raum ist. Ungeachtet einer anders lautenden Rechtsauf-

fassung des rheinland-pfälzischen Ministeriums der Justiz hat die Bundesagentur für 

Arbeit in Form einer Geschäftsanweisung alle Träger der Grundsicherung nach dem 

SGB II darüber in Kenntnis gesetzt, dass die Gewährung eines Taschengeldes an 

Untersuchungsgefangene im Rahmen des SGB II ausgeschlossen ist. Das Bundes-

ministerium für Wirtschaft und Arbeit vertritt die Auffassung, dass die Justizvollzugs-

anstalten alle für die Führung eines menschenwürdigen Daseins notwendigen und 

fürsorgerechtlich anerkannten Bedarfe zu erbringen haben. Aus Sicht des Ministeri-

ums der Justiz ist dies in Rheinland-Pfalz durch die Erbringung der Grundversorgung 

gewährleistet. Bei der Gewährung von Taschengeld handelt es sich lediglich um Mit-

tel für zusätzliche Nahrungs- und Genussmittel zur Erreichung eines über die Grund-

versorgung hinausgehenden Lebensstandards. Eine endgültige Klärung kann vor-

aussichtlich erst durch eine obergerichtliche Rechtsprechung erfolgen. 

 

Ein weiteres Problem stellt sich für Untersuchungshäftlinge im Zusammenhang mit 

der Übernahme der Mietkosten für die bisherige Wohnung. Die Untersuchungshäft-

linge haben ein nachvollziehbares Interesse daran, ihre Wohnung für die Zeit nach 

ihrer Entlassung erhalten zu können. Wenn sie jedoch die Mietkosten infolge der In-

haftierung nicht mehr aufbringen können, droht ihnen in der Regel die fristlose Kündi-

gung. Für Alleinstehende können die Kosten für Unterkunft zwar für bis zu sechs Mo-

nate übernommen werden, im Anschluss daran sind jedoch entsprechende Anträge 

in den vorliegenden Fällen abgelehnt worden. Auch hier ist eine abschließende Klä-

rung bislang noch nicht erfolgt. 

 

Aber auch das Gesetz zur Modernisierung der gesetzlichen Krankenversicherung hat 

Auswirkungen auf den Strafvollzug, die Anlass zu mehreren Eingaben gaben. Die in 
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diesem Verfahren veranlassten Ermittlungen ergaben, dass nach Auffassung des 

Ministeriums der Justiz aufgrund der einschlägigen Bestimmungen des Strafvollzugs-

gesetzes die entsprechenden Vorschriften des Sozialgesetzbuches und die aufgrund 

dieser Vorschriften getroffenen Regelungen auch für Gefangene gelten. Demnach 

werden von den Gefangenen für jede Erstinanspruchnahme des Anstaltsarztes je 

Kalendervierteljahr Gebühren erhoben. Da sich die Höhe der Gebühr an der Belas-

tungsgrenze orientiert, wurde diese für arbeitende Gefangene auf 9,00 € und für Ge-

fangene, die ein Taschengeld beziehen, je nach Höhe des Taschengeldes auf ein 

1,80 € bis 1,92 € festgesetzt. Für chronisch Kranke gilt die einprozentige Belastungs-

grenze, sodass sich deren Zuzahlung auf 4,50 € beläuft. Die JVA Frankenthal hat 

allerdings in diesem Zusammenhang klargestellt, dass bei Gefangenen, die die Zah-

lung der Gebühr verweigern, eine medizinische Behandlung in lebensbedrohlichen 

Fällen selbstverständlich erfolgt. Allerdings bleibt auch in diesen Fällen die Verpflich-

tung zur Zahlung der Gebühr nicht ausgeschlossen, sodass diese gegebenenfalls 

nachgefordert wird. Zudem wird von einer Zuzahlung bei Arznei- und Verbandsmit-

teln, Heil- und Hilfsmitteln sowie bei Krankenhausaufenthalten aus Gründen der Bil-

ligkeit, der Praktikabilität und zur Vermeidung von unverhältnismäßigem Verwal-

tungsaufwand und wegen des Erreichens der Belastungsgrenze abgesehen. Eine 

abschließende Klärung dieser Problematik steht allerdings derzeit noch aus. Sie ist 

Gegenstand eines beim Oberlandesgericht Koblenz anhängigen Rechtsstreits, des-

sen Abschluss zunächst abzuwarten ist. 

 

Von den Gefangenen wird ferner ab dem 01.04.2005 eine Stromkostenpauschale von 

2,00 € monatlich erhoben, wenn sie Geräte betreiben, die allein der Freizeitgestaltung 

dienen. Von der JVA ist nach dem Strafvollzugsgesetz lediglich der Grundbedarf kos-

tenfrei zu stellen. Hierzu zählt auch der Betrieb eines Radios, da hierdurch das Recht 

auf Information gewährleistet wird. Bei Besitz eines Fernsehgerätes wird jedoch die 

Pauschale erhoben. 

 

Zu einem gewissen Dauerthema in den letzten Jahren ist die Überbelegung in den 

Justizvollzugsanstalten geworden, in der letztlich auch zahlreiche Eingaben ihren 

Grund haben. Dies gilt insbesondere für Beschwerden über die Unterbringung, die 

Haftbedingungen oder die Zuteilung von Arbeit. Ein Petent hat eine zunehmende Ag-

gressivität der Gefangenen beobachtet, die er auf die Überbelegung zurückführt. Sei-

ner Ansicht nach könnte hierdurch letztlich auch die Sicherheit und Ordnung in der 

JVA gefährdet werden. Bereits im letzten Jahresbericht wurde auf die Situation in der 
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JVA Trier hingewiesen, wonach Gefangene, die nur auf einem Einzelhaftraum 

untergebracht werden möchten, zunächst in der Zugangsabteilung warten müssen, 

bis in einer anderen Abteilung ein Einzelhaftraum frei wird. Problematisch daran ist, 

dass in der Zugangsabteilung aus „anstaltsorganisatorischen“ Gründen in aller Regel 

keine Arbeit zugewiesen werden kann. Zwischenzeitlich hat sich auch die 

Strafvollzugskommission hiermit befasst. Vom Ministerium der Justiz konnte jedoch 

wegen der Situation, die sich aus der Überbelegung ergibt, keine zufrieden stellende 

Lösungsmöglichkeit aufgezeigt werden. Es ist zu hoffen, dass sich die Situation mit 

Fertigstellung des Neubaus der JVA Wittlich entspannt. 

 

Die Überbelegung hat aber auch nachteilige Folgen auf die Drogenberatung. In ei-

nem Einzelfall beanstandete ein Gefangener, dass nicht innerhalb eines angemesse-

nen Zeitraumes geprüft werden konnte, ob die Strafvollstreckung gemäß § 35 Betäu-

bungsmittelgesetz zum Zwecke einer stationären Drogentherapie auszusetzen war. 

So konnten aufgrund des hohen Klientenaufkommens nach einem Erstgespräch im 

Juli 2004 erst im November 2004 weitere zur Vorbereitung einer etwaigen Therapie 

notwendige Gespräche geführt werden. Der erforderliche Sozialbericht wurde erst im 

Januar 2005 erstellt. Seitens des Ministeriums der Justiz wurde eingeräumt, dass es 

sicherlich günstiger wäre, mehr Personal zur Verfügung zu haben. Der Bereich der 

externen Drogenberatung verursache aber sehr hohe Kosten, die bei der derzeitigen 

angespannten Haushaltslage nicht zur Verfügung stünden. 

 

Mehrere Eingaben aus der JVA Rohrbach betrafen eine Anordnung der JVA, wonach 

Briefe nur noch in deutscher Sprache verfasst werden dürfen. Hierdurch sahen sich 

insbesondere so genannte Russlanddeutsche betroffen, die geltend machten, dass 

ihre eigenen beziehungsweise die Sprachkenntnisse ihrer Angehörigen nicht ausrei-

chen würden, um in deutscher Sprache eine Korrespondenz führen zu können, die 

geeignet ist, die familiären Bindungen aufrecht zu erhalten. Die JVA Rohrbach sah 

jedoch auch unter Berücksichtigung der von den Petenten genannten Umstände kei-

nen zwingenden Grund für das Abfassen der Korrespondenz in russischer Sprache. 

Insbesondere unter Berücksichtigung der starken subkulturellen Strukturen dieser 

Gefangenengruppe sowie wegen konkreter Vorkommnisse in der jüngsten Vergan-

genheit sieht die JVA die Notwendigkeit, den Schriftverkehr mit den Familienangehö-

rigen zu überwachen und zwar ohne zeitliche Verzögerung durch die Beauftragung 

eines Übersetzungsbüros. Da im Übrigen keiner der betreffenden Gefangenen einen 
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zwingenden Grund für das Abfassen seiner Korrespondenz auf Russisch genannt 

hat, konnte den Anliegen auch nicht entsprochen werden. 

 

Wie generell in vielen Bereichen der Verwaltung zeigt sich insbesondere im Strafvoll-

zug besonders deutlich, dass es häufig nur deshalb zu Eingaben kommt, weil eine 

Klärung vor Ort nicht oder nicht ausreichend möglich war. Hierbei handelt es sich 

letztlich nicht um Beschwerden im eigentlichen Sinne, sondern um Bitten von Gefan-

genen, zu einer Klärung beizutragen. Erfreulicherweise konnten eine Reihe dieser 

Eingaben in der Weise erledigt werden, dass die betreffende Justizvollzugsanstalt die 

Eingabe zum Anlass nahm, ausführliche Gespräche mit dem Betreffenden zu führen. 

In der Regel konnten hierbei die jeweiligen Fragen geklärt werden. Als Beispiel sei 

ein Fall genannt, bei dem es dem Petenten um die Berechnung seiner Bezüge an 

den Tagen, an denen er von der Arbeit freigestellt ist, ging. Der zuständige Bediens-

tete der Arbeitsverwaltung hatte ihm auf eine Frage hin erklärt, dass er lediglich die 

Daten in den Computer eingebe und die Berechnung durch das Computerprogramm 

erfolge. Nach Beobachtung des Bürgerbeauftragten würde es vielleicht erst gar nicht 

zu Eingaben kommen, wenn eine frühzeitige Aufklärung erfolgt.  

 

Erfreulicherweise kommt es immer wieder vor, dass durch Eingaben auch positive 

Entwicklungen ausgelöst werden. So hatte ein Petent, der wegen einer Amputation 

seines linken Beins auf den Rollstuhl angewiesen ist, zunächst lediglich die rollstuhl-

gerechte Ausstattung seines Haftraumes begehrt. Im Zuge des Petitionsverfahrens 

ergab sich dann, dass es aus ärztlicher Sicht angeraten war, dass der Petent seine 

Beinprothese nutzt, um das ebenfalls erkrankte Gefäßsystem des anderen Beins zu 

trainieren. Schließlich konnte die Mobilität des Petenten soweit verbessert werden, 

dass seine Unterbringung in einem normalen Haftraum möglich ist. Der Petent zeigte 

sich mit der veränderten Situation zufrieden und bedankte sich ausdrücklich für die 

Hilfe und Unterstützung. Dieser Fall zeigt, dass es offensichtlich auch Gefangene 

gibt, um die sich niemand so recht kümmert beziehungsweise kümmern kann. Ent-

sprechende Eingaben sind dann weniger als Beschwerde, sondern mehr als Hilferuf 

zu verstehen. Der Bürgerbeauftragte sieht seine Aufgabe auch darin, an einer kon-

struktiven Lösung mitzuwirken und begrüßt es, wenn eine solche dann auch gefun-

den werden kann. 

 

Ebenfalls bereits im letzten Jahresbericht war auf die Problematik hingewiesen wor-

den, dass insbesondere Gefangene, die langjährige Freiheitsstrafen zu verbüßen 
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haben, keinerlei Rentenanwartschaften erwerben. Die im Strafvollzug – teilweise über 

mehrere Jahrzehnte hinweg – geleistete Arbeit vermag nach geltender Rechtslage 

Rentenansprüche nicht zu erwerben. Im Berichtszeitraum hat sich auch die Strafvoll-

zugskommission mit dieser Problematik befasst, jedoch aufgrund der damit verbun-

denen Belastung des Haushaltes keine Möglichkeit für eine Lösung gesehen. 

 

 

1.7 Gnadensachen 
 
Wie bereits in den vorhergehenden Jahren bewegt sich die Anzahl von Eingaben, die 

Gnadensachen betreffen, bei leicht steigender Tendenz auf niedrigem Niveau. 

 

In der Regel nehmen die Staatsanwaltschaften Gnadengesuche zum Anlass für eine 

umfassende Prüfung der Haftsituation. Diese Prüfung erstreckt sich insbesondere, 

soweit Anhaltspunkte hierfür gegeben sind, auch darauf, ob möglicherweise die recht-

lichen Voraussetzungen für eine Aussetzung des Strafrestes zur Bewährung vorlie-

gen. In diesen Fällen wird die zuständige Strafvollstreckungskammer eingeschaltet. 

Soweit kurzzeitige Freiheitsstrafen noch nicht angetreten sind, wird in der Regel auch 

geprüft, ob eine Ableistung der Strafe durch gemeinnützige Arbeit in Betracht kommt. 

So konnte in einigen Fällen den Anliegen im Ergebnis entsprochen werden, ohne 

dass die zunächst beantragte Gnadenentscheidung ergehen musste. 
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2. Ordnungsverwaltung 
2.1 Allgemeine polizeiliche Angelegenheiten 
2.2 Vollzugspolizei, polizeiliche Ermittlungsverfahren 
 
Die Eingaben zu diesen Sachgebieten haben im Vergleich zu den Vorjahren erneut 

deutlich zugenommen. Dies ist allerdings auch darauf zurückzuführen, dass zahlrei-

che gleichlautende Eingaben die Zulässigkeitsüberprüfung nach § 7 Abs. 1 Nr. 4 des 

Luftsicherheitsgesetzes betrafen. Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes ist eine Zuverläs-

sigkeitsüberprüfung erforderlich, soweit ein Luftfahrzeug geführt oder bedient wird. 

Die betreffenden Petentinnen und Petenten machen geltend, dass hierdurch zehn-

tausende unbescholtener Bürgerinnen und Bürger allein aufgrund ihres Luftfahrer-

scheins unter den Generalverdacht des Terrorismus gestellt würden. Es wurde bean-

tragt, die Zuverlässigkeitsprüfung auszusetzen, bis ein vollständiger und rechtssiche-

rer Kriterienkatalog zur Feststellung der Unzuverlässigkeit vorliegt und veröffentlicht 

ist. Außerdem begehrten sie, dass der Landtag Rheinland-Pfalz im Rahmen seiner 

Möglichkeiten darauf hin arbeitet, dass die betreffende gesetzliche Regelung bei 

nächster Gelegenheit gestrichen wird. Das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Land-

wirtschaft und Weinbau steht dem Anliegen, dass die nach dem Luftsicherheitsgesetz 

erforderliche Zuverlässigkeitsüberprüfung für normale Luftfahrer, die keinen regelmä-

ßigen Zugang zu den Sicherheitsbereichen von Flughäfen haben, mit der Vorlage 

eines polizeilichen Führungszeugnisses abgegolten ist, positiv gegenüber. Der Bund-

Länder-Fachausschuss „Luftfahrt“ hat sich allerdings zunächst darauf geeinigt, ein 

Musterverfahren abzuwarten, das zurzeit vor dem Verwaltungsgericht Berlin anhän-

gig ist. In diesem Verfahren soll die Frage der rechtlichen Anforderungen an die Zu-

verlässigkeitsüberprüfung geklärt werden. Seitens des Ministeriums wurde allerdings 

im Hinblick auf die zwingenden gesetzlichen Bestimmungen keine Möglichkeit gese-

hen, die Verfahren auszusetzen. Ferner wird auch kein Raum dafür gesehen, alle 

Kriterien, die eine Unzuverlässigkeit begründen, vollständig festzulegen, da es sich 

hierbei immer um Einzelfallentscheidungen handelt. Es wird kein Anlass zu einer nä-

heren Bestimmung des Begriffs Zuverlässigkeit gesehen, da der Begriff der Zuverläs-

sigkeit aus sich heraus genügend bestimmt ist. 

 

Im Übrigen betrafen die Eingaben wie bereits in den Vorjahren zum überwiegenden 

Teil polizeiliche Ermittlungen, das Verhalten einzelner Polizeibediensteter sowie Buß-

geldverfahren. In einigen Fällen war der Anlass für die polizeilichen Ermittlungen die 

Belästigung beziehungsweise Stalking durch Mitbürgerinnen und Mitbürger, wobei die 
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polizeilichen Maßnahmen nicht für ausreichend erachtet wurden. Die Ermittlungen in 

den entsprechenden Fällen zeigten jedoch, dass sich die Polizeidienststellen einge-

hend der Problematik annahmen und auch Wege zur Konfliktbewältigung aufzeigten. 

 

Eine gewisse Beruhigung scheint bezüglich des Themas gefährliche Hunde bezie-

hungsweise Hundehaltung eingetreten zu sein. Jedenfalls gingen dazu deutlich weni-

ger Eingaben als noch in den Vorjahren ein. An der grundsätzlichen Situation, dass 

sich sowohl betroffene Hundehalterinnen und Hundehalter als auch sich gefährdet 

fühlende Bürgerinnen und Bürger an den Bürgerbeauftragten wenden, hat sich aber 

nichts geändert. 

 

Interessanterweise führte auch der Besuch des US-Präsidenten in Mainz im Februar 

2005 zu Eingaben. In einem Fall beschwerte sich ein Bürger, der selbst nicht in Mainz 

wohnt, über die umfassenden und seiner Ansicht nach überzogenen Sicherheitsmaß-

nahmen, die anlässlich des Staatsbesuches veranlasst worden waren. Das Polizei-

präsidium Mainz erklärte hierzu, dass alle Einsatzkräfte der Polizei bemüht waren, die 

erforderlichen Sicherheitsmaßnahmen für die Bevölkerung so wenig einschneidend 

wie möglich zu halten. Hierbei konnte jedoch nicht vermieden werden, dass Anwoh-

nerinnen und Anwohner, Betriebe, Behörden und Geschäfte innerhalb der Sicher-

heitsbereiche Einschränkungen bezüglich ihrer Bewegungsfreiheit und Berufsaus-

übung unterlagen. Bei einer rückblickenden Gesamtbetrachtung geht das Polizeiprä-

sidium auch unter Berücksichtigung der vielfältigen Presseveröffentlichungen davon 

aus, dass die polizeilichen Einsatzkräfte ihrem Auftrag dennoch korrekt und bürger-

freundlich nachgekommen sind. 

 

Im Vorfeld des Staatsbesuchs wurden die in dem betroffenen Gebiet liegenden Woh-

nungen und Büroräume von Polizeibediensteten aufgesucht, um auf die zu erwarten-

den Einschränkungen hinzuweisen. Dies war Anlass für eine andere Eingabe, bei der 

der Petent beanstandete, dass die Polizeibeamten, die in seiner Abwesenheit die 

Büroräume, in denen er beschäftigt ist, aufsuchten, einen von ihm zu diesem Thema 

verfassten Leserbrief zur Sprache brachten. Dies erweckte bei ihm den Eindruck, 

dass es sich hierbei um eine über die allgemeine Information hinausgehende Ein-

schüchterungsmaßnahme handele. Der Polizeipräsident hat das Verhalten des 

betreffenden Beamten als nicht korrekt, sondern als sehr unbesonnen bewertet. Er 

beanstandete, dass der Beamte in Ausübung seines Dienstes seine private Meinung 

kundgetan hatte, was als deutliche verbale Entgleisung zu kritisieren ist. Mit dem Be-
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amten wurde diesbezüglich ein ausführliches Kritikgespräch geführt, in dem er ein-

dringlich auf seine Pflichten sowie insbesondere sein Auftreten gegenüber der Bevöl-

kerung hingewiesen wurde. Der Polizeipräsident hat gebeten, dem Petenten gegen-

über ausdrücklich sein Bedauern auszudrücken. 

 

Ungewöhnlich langwierig und aufwändig gestalteten sich die Ermittlungen im Zu-

sammenhang mit der Eingabe einer Bürgerin, die sich insbesondere über polizeiliche 

Maßnahmen im Zusammenhang mit einem im Ergebnis eingestellten staatsanwalt-

schaftlichen Ermittlungsverfahren beklagte. Im Rahmen von polizeilichen Ermittlun-

gen war aufgrund entsprechender gerichtlicher Beschlüsse eine Durchsuchung des 

Arbeitsplatzes sowie die Entnahme einer Speichelprobe erfolgt. Die Petentin bean-

standete insbesondere, dass über die Durchsuchung des Arbeitsplatzes auch eine 

weitere Institution unterrichtet worden war, obwohl diese nicht ihre Arbeitgeberin ist. 

Außerdem beanstandete sie, dass von der Polizei zusätzlich zu der angeordneten 

Entnahme einer Speichelprobe eine erkennungsdienstliche Behandlung angeordnet 

wurde, bei der sie sich habe vollständig entkleiden müssen. Schließlich beanstandete 

sie, dass bezüglich der erkennungsdienstlichen Behandlung sämtliche Unterlagen 

vernichtet und Daten gelöscht worden seien. Aufgrund der Eingabe wurden umfang-

reiche Ermittlungen durchgeführt, in die das zuständige Polizeipräsidium, dass Minis-

terium des Innern und für Sport, die zuständige Staatsanwaltschaft, die zuständige 

Generalstaatsanwaltschaft sowie das Ministerium der Justiz einbezogen wurden. Au-

ßerdem wurde der Landesbeauftragte für den Datenschutz über die Eingabe unter-

richtet, der sodann eigenständige Prüfungen vorgenommen und den Vorgang kritisch 

gewürdigt hat. Bezüglich der Unterrichtung einer anderen Institution anlässlich der 

Durchsuchung des Arbeitsplatzes wurde seitens des Polizeipräsidiums erklärt, dass 

die betreffenden Bediensteten irrtümlich davon ausgegangen seien, dass es sich 

hierbei um die Arbeitgeberin gehandelt habe. Die Polizei hat sich hierfür entschuldigt. 

Die erkennungsdienstliche Behandlung wurde unter präventiv-polizeilichen Aspekten 

angeordnet. Im Zuge dieser Maßnahme erfolgte auch eine Inaugenscheinnahme der 

Körperoberfläche zur Feststellung unveränderlicher Merkmale. An Einzelheiten kann 

sich allerdings keiner der mit der Maßnahme befassten Bediensteten mehr erinnern. 

Eine abschließende Aufklärung war leider nicht möglich, zumal die Unterlagen ver-

nichtet und die Daten gelöscht worden sind. Es wurde allerdings festgestellt, dass es 

fehlerhaft war, die Anordnung der erkennungsdienstlichen Behandlung nicht in der 

schriftlichen Vorladung anzuführen und auch nicht mit einer Rechtsbehelfsbelehrung 

zu versehen. Bezüglich der von der Petentin ebenfalls beanstandeten Vernichtung 



 

 

-36-

der Unterlagen und Löschung der Daten erklärte das Polizeipräsidium, dass dies auf 

ausdrücklichen Wunsch der Petentin anlässlich eines Gesprächs erfolgt sei, während 

die Petentin erklärt, dass zum Zeitpunkt dieses Gesprächs die Vernichtung bezie-

hungsweise Löschung bereits erfolgt war. Auch diesbezüglich konnte eine abschlie-

ßende Klärung nicht mehr erfolgen. 

 

Nach intensiver mehrfacher Prüfung der Vorgänge gelangte das Ministerium des In-

nern und für Sport zu der Feststellung, dass es im Ermittlungsverfahren zu einer Fülle 

von zum Teil erheblichen Fehlern gekommen sei. Außerdem hat das Polizeipräsidium 

die Aufklärung der Vorwürfe in der Anfangsphase der Ermittlungen des Bürgerbeauf-

tragten nicht mit der erforderlichen Intensität betrieben. Schließlich wurden Daten 

gelöscht, ohne dass hierzu unmittelbar Anlass bestanden hätte. Zur Aufarbeitung und 

Klärung des gesamten Vorganges fand ein Gespräch statt, an dem die Petentin mit 

ihrem Rechtsbeistand, der zuständige Polizeipräsident, der Leiter des Rechtsrefera-

tes beim Polizeipräsidium sowie ein Vertreter des Ministeriums des Innern und für 

Sport teilnahmen. Bei dieser Gelegenheit entschuldigte sich der Polizeipräsident für 

die in der Verfahrensabwicklung dem Polizeipräsidium anzulastenden Schwachstel-

len. Allerdings blieben in diesem Gespräch einige Fragen ungeklärt, die das Ministe-

rium des Innern und für Sport zu ergänzenden Ermittlungen veranlassten. Hierbei 

konnte jedoch keine abschließende Klärung, insbesondere zu der Frage, ob tatsäch-

lich eine vollständige Entkleidung angeordnet worden war, erfolgen. Das Ministerium 

gesteht allerdings ein, dass das Gesamtverfahren von einer „auffälligen Fehlerdichte“ 

geprägt ist. 

 

Das Ergebnis der Ermittlungen gab auch Anlass für eine lange und intensive Diskus-

sion im Petitionsausschuss. Dieser hatte Bedenken, ob die Verhältnismäßigkeit der 

Maßnahmen tatsächlich gegeben war, und äußerte die zudem die Erwartung, dass 

künftig seitens der zuständigen Stellen darauf geachtet wird, dass es nicht mehr zu 

solchen Vorfällen kommt, die von den Betroffenen als – wie es die Berichterstatterin 

formulierte – erniedrigend empfunden werden müssen. Dieses Ergebnis der Bera-

tung, dem sich der Bürgerbeauftragte ausdrücklich angeschlossen hat, wurde den 

beteiligten Stellen im abschließenden Bescheid mitgeteilt. 
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2.3  Straßenverkehrsrecht, Führerschein, ÖPNV, Bahn 
 
Im Vergleich zum Vorjahr ist hier eine deutliche Zunahme der Eingaben zu verzeich-

nen, sodass sich die Anzahl der Eingaben wieder auf dem Niveau des Jahres 2003 

bewegt. Die Themen in diesem Sachgebiet waren wie immer sehr vielfältig, wobei 

Eingaben im Zusammenhang mit der Bahn nur noch vereinzelt zu verzeichnen sind. 

 

Einen der Schwerpunkte in diesem Bereich stellt das Führerscheinrecht und hier ins-

besondere die Neuerteilung der Fahrerlaubnis nach deren Entzug wegen des Fah-

rens unter Alkohol- oder Drogeneinfluss dar. Regelmäßiger Beschwerdepunkt ist hier 

die Forderung der Führerscheinstelle, vor einer Neuerteilung die Eignung zum Führen 

eines Fahrzeuges durch ein positives Gutachten nach einer medizinisch-psycholo-

gischen Untersuchung (MPU) nachzuweisen. Der Bürgerbeauftragte konnte den Pe-

tentinnen und Petenten allerdings nur in eingeschränktem Rahmen behilflich sein, da 

die Fahrerlaubnisverordnung in den vorgetragenen Fällen immer die zwingende An-

ordnung einer MPU durch die Führerscheinstelle vorsieht. 

 

Wiederholt wurde der Bürgerbeauftragte auch gebeten, einen Antrag auf Erteilung 

eines Frühführerscheines zu unterstützen. Aufgrund der strengen Voraussetzungen 

insbesondere zum Schutz der jugendlichen Antragstellerinnen und Antragsteller war 

allerdings keine der im Berichtszeitraum eingegangenen Eingaben erfolgreich. Inwie-

fern das Modell „Begleitetes Fahren“ Thema von Petitionen werden wird, bleibt abzu-

warten, da diese Möglichkeit erst ab 01.11.2005 besteht. 

 

Aus den nachfolgenden Beispielsfällen wird das breite Spektrum der zu bearbeiten-

den Themenfelder deutlich. 

 

Ein Petent wandte sich mit seiner Eingabe gegen einen Bußgeldbescheid. Mit dem 

Bescheid wurde ihm zur Last gelegt, dass er den vorgeschriebenen Sicherheitsgurt 

während einer Fahrt nicht angelegt hatte. Der Petent bestritt dies und wies darauf hin, 

dass sich die Zeugen wegen der schlechten Lichtverhältnisse getäuscht haben müss-

ten. Da die Zeugen, bei denen es sich zudem um eine Polizeikommissarin und einen 

Polizeikommissar z. A. handelte, angaben, dass der Petent „eindeutig nicht ange-

schnallt war“, sah die Kreisverwaltung keine Möglichkeit, eine andere Entscheidung 

zu treffen und den Bußgeldbescheid aufzuheben.  
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Ein anderer Petent ist Fahrlehrer. Er beschwerte sich über die Beurteilung eines 

Fahrerlaubnisprüfers des TÜV Rheinland während einer praktischen Führerschein-

prüfung, die vom Prüfungskandidaten nicht bestanden wurde. Der Petent behauptete, 

dass die Vorgaben zur Verteilung der Prüfungsdauer auf Strecken innerorts sowie 

außerorts von dem Fahrerlaubnisprüfer nicht eingehalten wurden. Der Petent vertrat 

deshalb die Auffassung, dass die Gebühr für die Wiederholungsprüfung seines Fahr-

schülers vom TÜV Rheinland übernommen werden müsste. 

 

Nach den vom Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau ge-

troffenen Feststellungen wird einem Fahrerlaubnisprüfer aber ein Spielraum bei der 

Auswahl der Fahrstrecken eingeräumt, da im Ablauf der Prüfung durchaus Abwei-

chungen von den oben angesprochenen Vorgaben gerechtfertigt sein können. Ab-

weichungen können sich beispielsweise aus den konkreten, zum Prüfungszeitpunkt 

vorherrschenden Verkehrsverhältnissen ergeben. Weiterhin liegt es im Beurteilungs-

spielraum eines Fahrerlaubnisprüfers, ob er nochmals vertiefend innerorts oder au-

ßerorts bestimmte Fähigkeiten einer Prüfungskandidatin beziehungsweise eines Prü-

fungskandidaten überprüfen will. Das Ministerium sah deshalb keine Möglichkeit, die 

Entscheidung des Fahrerlaubnisprüfers zu beanstanden und somit auch keinen 

Rechtsgrund für die Übernahme der Gebühren für eine Wiederholungsprüfung durch 

den TÜV Rheinland. Trotzdem hatte sich der TÜV Rheinland im Laufe des Petitions-

verfahrens dazu bereit erklärt, ohne Anerkennung einer Rechtspflicht auf die Hälfte 

der Prüfungsgebühr zu verzichten. Leider konnte dem Anliegen des Petenten mit die-

sem Vorschlag des TÜV Rheinland aber nicht Rechnung getragen werden, da er we-

der mit dem Angebot des TÜV Rheinland noch mit dem Standpunkt des Ministeriums 

einverstanden war. 

 

Zum Thema Verkehrsberuhigung teilten Petenten in ihrer Eingabe mit, dass im Jahr 

2004 mehrere Absperrpoller in ihrem Wohngebiet aufgestellt wurden. Diese Poller 

verhindern, dass eine als Fußweg ausgewiesene Verkehrsanlage mit Kraftfahrzeugen 

befahren werden kann. Die Petenten wandten sich mit ihrer Eingabe gegen die Emp-

fehlung des Ortsbeirates, die Absperrpoller auf Anregung anderer Bewohnerinnen 

und Bewohner wieder zu entfernen. Im Laufe des Petitionsverfahrens konnte ein 

Ausgleich aller Interessen erzielt werden. Verschiedene Poller blieben stehen und als 

Ersatz für die Entfernung anderer Poller wird der Fußweg in einen verkehrsberuhigten 

Bereich umgewandelt. Die Angelegenheit konnte mit dieser Kompromisslösung gere-

gelt werden. 
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Ebenfalls verkehrsberuhigende Maßnahmen, diesmal an einer Grundschule, waren 

Gegenstand der folgenden Eingabe: Eine Petentin wies darauf hin, dass sich der Un-

terrichtsraum des ersten Schuljahres im Schulungsraum der Feuerwehr befindet. Die 

Kinder der ersten Klasse müssen deshalb die Straße überqueren, um auf den Schul-

hof zu gelangen. Die Petentin forderte deshalb, dass insbesondere „Tempo-30“ im 

Bereich der Grundschule angeordnet wird sowie regelmäßige Geschwindigkeits-

kontrollen durchgeführt werden. 

 

Die Ermittlungen ergaben, dass bereits 2004 eine Verkehrsschau wegen der Ver-

kehrssituation an der Grundschule durchgeführt worden war. Die Anordnung einer 

Geschwindigkeitsreduzierung fand jedoch damals keine Zustimmung. Dafür besteht 

nach den Feststellungen der Verbandsgemeindeverwaltung im Rahmen des Petiti-

onsverfahrens auch weiterhin kein Anlass. Zudem ergaben die von der zuständigen 

Polizeiinspektion durchgeführten Kontrollen auch keine besonderen Auffälligkeiten. 

Auch während einer Verkehrsunfallerhebung im ersten Halbjahr 2005 wurden keine 

Verkehrsunfälle im fraglichen Bereich verzeichnet. Dem Anliegen der Petentin konnte 

wenigstens teilweise dadurch Rechnung getragen werden, dass die Polizeiinspektion 

anlassbezogene Geschwindigkeitskontrollen durchführen wird. 

Ein anderer Petent begehrte mit seiner Eingabe die vorübergehende Kennzeichnung 

eines Parkplatzes in unmittelbarer Nähe der Wohnung auf einer gemeindeeigenen 

Fläche, da der Vermieter die Hofeinfahrt neu pflastern wollte und die Garage deswe-

gen für ca. drei Wochen nicht nutzbar war. Da der Petent und seine Ehefrau aufgrund 

ihres Alters und Gesundheitszustands auf eine Zufahrtsmöglichkeit zu dem Grund-

stück und auf eine Parkmöglichkeit vor dem Haus angewiesen sind, kam die Ver-

bandsgemeindeverwaltung dem Wunsch der Petenten kurzfristig nach und ermöglich-

te die Kennzeichnung eines Parkplatzes in unmittelbarer Nähe der Wohnung durch 

selbst angefertigte Verkehrsschilder.  

 

Einer älteren Bürgerin ging es um die Verlegung einer Bushaltestelle, was insbeson-

dere für ältere Anwohnerinnen und Anwohner zu einer gewissen Verkürzung bezie-

hungsweise Erleichterung des Einkaufweges führen würde. Von der Verwaltung be-

ziehungsweise den Verkehrsbetrieben wurde die Bitte aufgegriffen und die baldige 

Verlegung zugesichert. Wie sich dann später aufgrund der Berichterstattung in der 

Presse herausstellte, war die Haltestelle doch nicht verlegt worden. Vielmehr stritt 

man sich noch immer um einen Standort, der allen geäußerten Interessen gerecht 
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werden sollte. Erst nach den Sommerferien wurde von der Verwaltung dann „Vollzug“ 

gemeldet und dem Anliegen der Petentin Rechnung getragen. 

 

Der Bürgerbeauftragte nahm diesen Vorgang zum Anlass, die Stadt Mainz darauf 

hinzuweisen, dass ein frühzeitiger Hinweis auf die eingetretene Verzögerung bei der 

Versetzung der Haltestelle dem Verfassungsrang des Petitionsrechtes angemessen 

gewesen wäre. Leider kommt es aber immer wieder vor, dass entsprechende Hinwei-

se von Verwaltungen unterlassen werden. 

 

 

2.4 Ausländerwesen, Staatsangehörigkeit 
 
Im Bereich der ausländerrechtlichen Eingaben ist ein leichter Rückgang gegenüber 

dem Vorjahr zu verzeichnen, wobei dieses Sachgebiet jedoch nach wie vor mit den 

Eingaben, die den Strafvollzug sowie soziale Hilfen betreffen, an vorderster Stelle 

liegt. Nach wie vor betreffen die Eingaben aus diesem Sachgebiet schwerpunktmäßig 

Flüchtlinge aus dem ehemaligen Jugoslawien sowie Ausländerinnen und Ausländer, 

die nach Ablehnung ihres Asylgesuchs ein weiteres Bleiberecht begehren. Bei dem 

erstgenannten Bereich ist eine deutliche Zunahme der Eingaben zu verzeichnen. 

Dies ist offensichtlich darauf zurückzuführen, dass im Zusammenwirken mit der Ver-

waltung der Vereinten Nationen im Kosovo (UNMIK) verstärkt Rückführungen ins 

Kosovo vorgenommen werden, zumal nunmehr auch wieder Rückführungen von Tür-

ken, Bosniaken, Gorani und Torbesh möglich sind. Es wandten sich aber auch Ange-

hörige von Minderheitengruppen, die nach derzeitiger Erlasslage weiterhin geduldet 

werden, an den Bürgerbeauftragten mit dem Begehren, aufgrund ihres langen Auf-

enthalts ein Aufenthaltsrecht zu erhalten. Hintergrund für solche Eingaben ist insbe-

sondere der Wunsch, einen besseren Zugang zum deutschen Arbeitsmarkt zu erhal-

ten, da lediglich geduldeten Personen und nur unter eingeschränkten Voraussetzun-

gen Arbeitserlaubnisse erteilt werden können. Leider ergab sich jedoch in den betref-

fenden Fällen, dass zumindest derzeit die Voraussetzungen für die Erteilung eines 

Aufenthaltsrechtes nicht vorliegen. Es bleibt daher die weitere Entwicklung abzuwar-

ten, wobei nicht zu verkennen ist, dass sich mit zunehmender Dauer der Aufenthalte 

die Integration weiter verfestigen wird. Aus Sicht des Bürgerbeauftragten wäre es zu 

begrüßen, wenn für diesen Personenkreis eine Lösung gefunden werden könnte, die 

bei festgestellter Integration ein Aufenthaltsrecht ermöglicht. 
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Für die Bearbeitung der ausländerrechtlichen Eingaben im Berichtsjahr war das In-

krafttreten des Zuwanderungsgesetzes zum 01.01.2005 von besonderer Bedeutung. 

Da dieses Gesetz gegenüber dem früheren Ausländergesetz zusätzliche Tatbestände 

enthält, die die Erteilung eines Aufenthaltsrechtes ermöglichen, bestand die Hoff-

nung, in manchen Fällen leichter befriedigendere Lösungen erzielen zu können als 

bisher. Abgesehen von der Härtefallkommission, auf die im 3. Teil des Jahresberichts 

besonders eingegangen wird, eröffnet § 25 Aufenthaltsgesetz Möglichkeiten, unter 

bestimmten Voraussetzungen einen Aufenthalt aus humanitären Gründen. Es wird 

daher bei den betreffenden Eingaben auch eine Prüfung veranlasst, ob die Voraus-

setzungen für die Erteilung eines Aufenthaltsrechts aus humanitären Gründen vorlie-

gen. Leider haben sich die Hoffnungen, die an diese neue gesetzliche Regelung ge-

knüpft wurden, bisher nicht in vollem Umfang bestätigt. Zwar kam es in vielen Fällen 

zu sehr erfreulichen Entscheidungen der zuständigen Ausländerbehörden, jedoch 

war dies nicht durchgehend der Fall. Hierbei erwies sich in vielen Fällen die Regelung 

in § 25 Abs. 5 als Hindernis, wonach eine Aufenthaltserlaubnis nur erteilt werden darf, 

wenn die Ausländerin beziehungsweise der Ausländer unterverschuldet an der Aus-

reise gehindert ist. Ein Verschulden liegt u. a. insbesondere dann vor, wenn die Be-

treffenden zumutbare Anforderungen zur Beseitigung der Ausreisehindernisse nicht 

erfüllt haben. In vielen Fällen wäre den Betroffenen objektiv gesehen eine Ausreise 

möglich. Offensichtlich messen einige Ausländerbehörden bei der zu treffenden Er-

messensentscheidung diesem Gesichtspunkt ein größeres Gewicht zu als den vor-

handenen humanitären Gesichtspunkten, was allerdings in der Regel rechtlich nicht 

zu beanstanden ist. Aus Sicht des Bürgerbeauftragten wäre es zu begrüßen, wenn 

die Ausländerbehörden bei langen Aufenthalten und guter Integration, insbesondere 

wenn es sich um Familien mit Kindern handelt, durchweg unter vorrangiger Gewich-

tung der humanitären Gesichtspunkte für die Betroffenen positive Entscheidungen 

treffen würden. 

 

Hierbei ist auch zu berücksichtigen, dass die Aufenthaltserlaubnis zunächst lediglich 

befristet erteilt wird. Es bleibt daher den Ausländerbehörden Raum für die Prüfung, 

ob die Integration tatsächlich soweit fortgeschritten ist, dass die sich aus der Aufent-

haltserlaubnis ergebenden Möglichkeiten, insbesondere im Hinblick auf den Arbeits-

markt, auch genutzt werden. Sollte sich in Einzelfällen herausstellen, dass dies nicht 

der Fall ist, bleibt immer noch die Möglichkeit, ein dauerndes Aufenthaltsrecht zu ver-

sagen. Auch dieser Gesichtspunkt sollte es den Ausländerbehörden eigentlich er-

leichtern, im Zweifelsfall zugunsten der Betreffenden zu entscheiden. 
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In diesem Zusammenhang soll nochmals auf die bereits im letzten Jahresbericht er-

wähnten 13 Fälle zurückgekommen werden, deren Bearbeitung im Einvernehmen mit 

dem Petitionsausschuss des Landtags Rheinland-Pfalz zunächst im Vorgriff auf das 

zu erwartende Zuwanderungsgesetz zurückgestellt worden war, da die Prüfung erge-

ben hatte, dass zusätzlich zu einem langen Aufenthalt und guter Integration besonde-

re Gründe vorliegen, die eine Rückführung in das Herkunftsland als unzumutbare 

Härte erscheinen ließen. Erfreulicherweise konnte bereits in sechs dieser Fälle ein 

Aufenthaltsrecht aufgrund der rechtlichen Möglichkeiten, die das Aufenthaltsgesetz 

einräumt, erteilt werden. Die Prüfungen in sechs weiteren Fällen sind noch nicht ab-

geschlossen, während sich in einem Fall bereits im Vorfeld neue Gesichtspunkte er-

gaben, die der Erteilung eines Aufenthaltsrechts entgegenstanden. 

 

Für den Bürgerbeauftragten überraschend wurde von einigen Stellen in Frage ge-

stellt, ob das Rundschreiben des Ministeriums des Innern und für Sport vom 9. Feb-

ruar 1998 (Az.: 316/19347/0), wonach bis zum Abschluss des Petitionsverfahrens 

keine aufenthaltsbeendenden Maßnahmen erfolgen sollen, nach Inkrafttreten des 

Zuwanderungsgesetzes noch Anwendung finden kann. Erfreulicherweise stellte das 

hierzu um Stellungnahme gebetene Ministerium des Innern und für Sport fest, dass 

keine Notwendigkeit gesehen wird, die bestehenden Verfahrensregelungen zu än-

dern. 

 

Die Anwendung des vorgenannten Rundschreibens wurde ferner auch im Falle eines 

wiederholten Petitionsantrags in Frage gestellt. Auch hier schloss sich das Ministeri-

um des Innern und für Sport der Ansicht des Bürgerbeauftragten an, dass die Verfah-

rensgrundsätze bei wiederholten Anträgen jedenfalls auch dann gelten, wenn sich der 

Petitionsantrag inhaltlich geändert hat. Dies ist in aller Regel der Fall, da der Bürger-

beauftragte ohnehin gemäß § 3 Abs. 2 d des Landesgesetzes über den Bürgerbeauf-

tragten des Landes Rheinland-Pfalz von einer sachlichen Prüfung der Eingabe ab-

sieht, wenn sie gegenüber einer bereits bestehenden Eingabe kein neues Sachvor-

bringen enthält. 
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2.5 Pass- und Meldewesen 
2.6 Personenstandswesen 
 
Die Eingaben zu diesen Sachgebieten liegen wie bereits in den Vorjahren auf niedri-

gem Niveau. 

 

Besondere Schwerpunkte ergaben sich nicht. Ungewöhnlich war allerdings der Fall 

eines Petenten, der um Hilfe bei der Suche nach seinem Vater bat. Hierbei handelte 

es sich um einen US-Soldaten, der um das Jahr 1964 in Rheinland-Pfalz stationiert 

war. Der Petent wollte den Kontakt zu seinem Vater herstellen, was sich jedoch als 

schwierig erwies, da ihm nur wenige Daten bekannt waren. Leider konnte ihm auch 

im Zuge des Petitionsverfahrens nicht unmittelbar weitergeholfen werden, da der Va-

ter bei rheinland-pfälzischen Stellen in keiner Weise registriert worden war. Ihm wur-

de jedoch vorgeschlagen, sich mit dem Leiter des deutsch-amerikanischen Verbin-

dungsbüros für Rheinland-Pfalz in Verbindung zu setzen. 

 

Im Übrigen gibt es auch in diesem Bereich Fälle, die auf gelegentliche Kommunikati-

onsschwierigkeiten zwischen Bürgerinnen und Bürgern und den Meldebehörden 

schließen lassen. Hier sei beispielsweise der Fall eines jungen Mannes genannt, der 

gerade im Begriff war, sich von seinem Elternhaus zu lösen. Dies zog sich, was 

durchaus nicht ungewöhnlich ist, über einen längeren Zeitraum hin, zumal seine neue 

Wohnung auch im Familienbesitz war. Da er somit noch nicht endgültig ausgezogen 

war, hatte er auch keine Veranlassung für die polizeiliche Ummeldung gesehen. Als 

er jedoch bei der zuständigen Stadtverwaltung Bad Kreuznach einen neuen Perso-

nalausweis beantragte, bat er, diesen bereits auf die neue Anschrift auszustellen. Der 

Mitarbeiter des Meldeamtes fragte daraufhin nach dem genauen Datum des Umzugs, 

was der Petent dahingehend beantwortete, dass dies „egal sei“. Die Antwort des jun-

gen Mannes, der erstmals im Begriff war, das Elternhaus zu verlassen und über kei-

nerlei Kenntnisse des Melderechts verfügte, ist durchaus nachvollziehbar. Sie er-

weckte aber bei dem Mitarbeiter des Meldeamts den Eindruck eines „laxen Umgangs“ 

mit dem Gesetz, sodass er darauf hinwies, dass dem Gesetz der Umzugstermin nicht 

„egal“ ist. Der Petent verstand dann schließlich auch die Notwendigkeit eines 

bestimmten Datums und erklärte: „Dann nehmen Sie meinetwegen den 01.01.2005“. 

Zu seiner Verwunderung erhielt er kurz darauf einen Bußgeldbescheid wegen 

Verstoßes gegen das Meldegesetz, weil er sich nicht zeitnah umgemeldet hatte. Er 

konnte sich des Eindruckes nicht erwehren, dass der betreffende Mitarbeiter ihn  



 

 

-44-

regelrecht hat „auflaufen lassen“. Es ist nämlich nicht nachvollziehbar, aus welchen 

Gründen der Hinweis nicht erfolgt ist, dass bei dem genannten Datum der Tatbestand 

einer Ordnungswidrigkeit erfüllt war. Dies hätte insbesondere im Hinblick darauf nahe 

gelegen, dass die Ausführungen des Petenten deutlich machten, dass sich der Um-

zug über einen längeren Zeitraum hin erstreckte. Die Angabe eines zeitnahen Da-

tums wäre daher durchaus möglich gewesen, ohne dass hierdurch das Recht verletzt 

worden wäre. Obwohl aus Sicht des Bürgerbeauftragten eine bürgerfreundlichere 

Behandlung der Angelegenheit denkbar gewesen wäre, sah leider der 

Oberbürgermeister der Stadt Bad Kreuznach keine Veranlassung, die 

Vorgehensweise seines Mitarbeiters zu beanstanden. 

 

 

2.7  Wahlen und Statistik 
2.8  Brand- und Katastrophenschutz 
 
Die Eingaben zu diesen Sachgebieten bewegen sich seit Jahren auf einem niedrigen 

Niveau. 

Regelmäßig beschweren sich vereinzelt Bürgerinnen und Bürger, die zur Befragung 

im Rahmen von statistischen Erhebungen ausgewählt wurden, darüber, dass sie über 

einen bestimmten Zeitraum hinweg zahlreiche Angaben auf einem Fragebogen ma-

chen müssen. Wegen des damit verbundenen und aus der Sicht der Bürgerinnen und 

Bürger unverhältnismäßigen Zeitaufwandes wird die Bitte geäußert, von diesen Ver-

pflichtungen entbunden zu werden. Das Statistische Landesamt kann diesem Anlie-

gen grundsätzlich nicht entsprechen, da eine Auskunftspflicht vorgesehen ist, um 

möglichst repräsentative Ergebnisse zu erzielen. Außerdem besteht für die ausge-

wählten Bürgerinnen und Bürger die Möglichkeit, die Angaben auch per Telefon zu 

übermitteln oder im Gespräch mit Interviewerinnen beziehungsweise Interviewern des 

Statistischen Landesamtes zu machen. 

 

Eine andere Eingabe stand im Zusammenhang mit einer Kommunalwahl. Der Petent 

hatte eine Wahlbenachrichtigung erhalten, die den Hinweis enthielt, dass die Anforde-

rung von Briefwahlunterlagen der Briefform bedarf. Der Petent befürchtete, dass hier-

durch eine unnötige Hürde für die Wählerinnen und Wähler, die sich für eine Brief-

wahl entscheiden, aufgebaut wird. 

 

Die Wahlbenachrichtigung entsprach aber dem Muster der Anlage 2 zur Kommunal-

wahlordnung und somit dem geltenden Recht. Der im Laufe des Petitionsverfahrens 
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eingeschaltete Landeswahlleiter konnte auch den Hintergrund für diese Regelung 

erläutern. Ohne die Briefform wäre für die Deutsche Post AG nicht zweifelsfrei er-

kennbar, ob es sich bei dem Poststück um eine noch zuzustellende Wahlbenachrich-

tigung oder um den Rücklauf eines Wahlscheinantrages handelt. 

 

 

2.9 Bestattungswesen 
 
Im letzten Jahresbericht wurde in einem gesonderten Beitrag auf verschiedene Prob-

leme im Bestattungswesen hingewiesen und zum Ausdruck gebracht, dass aus Sicht 

des Bürgerbeauftragten eine größere Flexibilität wünschenswert wäre. Hierbei wurde 

insbesondere der Wunsch geäußert, dass Bewegung in das „bürokratische“ Fried-

hofswesen kommt, indem flexiblere, großzügigere Bedingungen geschaffen werden, 

die es erlauben, auch auf individuelle Wünsche besser einzugehen, um dem „letzten 

Wunsch“ soweit irgend möglich entgegenzukommen. Die Eingaben in diesem Be-

richtsjahr, die gegenüber dem Vorjahr leicht zurückgegangen sind, zeigen, dass sich 

an der bisherigen Problematik kaum etwas geändert hat. Nach wie vor werden von 

Bürgerinnen und Bürgern Situationen geschildert, die letztlich satzungsgemäß nicht 

zu beanstanden, den Betreffenden jedoch kaum zu vermitteln sind. Beispielsweise 

sei der Fall einer Bürgerin genannt, deren Ehemann in verhältnismäßig jungen Jah-

ren verstorben war. Zur Bestattung wählte sie eine Doppelgrabstelle in der Erwar-

tung, dort eines Tages auch selbst ihre letzte Ruhe finden zu können. Kurz darauf 

beschloss der Ortsgemeinderat jedoch eine Satzungsänderung, wonach das entspre-

chende Grabfeld im Rahmen einer beabsichtigten Sanierung des Friedhofs geschlos-

sen werden sollte. Da die Belegung der noch freien Grabstelle durch die Petentin 

unter Zugrundelegung der allgemeinen Lebenserwartung voraussichtlich aber erst in 

der weiteren Zukunft erfolgen wird, befürchtete die Petentin, dass die Beisetzung in 

einer gemeinsamen Grabstätte nicht mehr sichergestellt sei. Der Petitionsausschuss 

des Landtags Rheinland-Pfalz hat die Eingabe an die Landesregierung überwiesen. 

Die von dort veranlasste erneute Prüfung der Angelegenheit führte zu teilweise unter-

schiedlichen Auffassungen, die derzeit noch einer Klärung bedürfen.  

 

Der Bürgerbeauftragte hält auch weiterhin die Überweisung entsprechender Einga-

ben an die Landesregierung für angezeigt, um die Landesregierung darauf hinzuwei-

sen, zu welchen Konsequenzen die Mustersatzung des Gemeinde- und Städtebun-

des im Einzelfall führen kann. Der Bürgerbeauftragte begrüßt, dass die Landesregie-
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rung in ihrer Stellungnahme zu einer der überwiesenen Eingaben in Aussicht gestellt 

hat, auf differenzierendere Regelungen hinzuwirken; rechte Bewegung ist dennoch 

bisher in diesem Bereich nicht zubeobachten.  

 

Erfreulicherweise kommt es in Einzelfällen vor, dass Eingaben dazu führen, Sat-

zungsbestimmungen zu überdenken. So beanstandete ein Petent, dass nach der ein-

schlägigen Friedhofssatzung die Umbettung einer Urne erst nach Ablauf einer Jah-

resfrist möglich ist. Er war der Ansicht, dass die Gründe für die Jahresfrist von Erdbe-

stattungen für Urnenbestattungen keine Gültigkeit haben. Die betreffende Stadt hat 

die Eingabe zum Anlasse genommen, im Zuge der nächsten Änderung der Fried-

hofssatzung bei Urnenbestattungen eine Umbettung bereits vor Ablauf der Jahresfrist 

zu gestatten. Dem Petenten wurde bereits schon jetzt eine Ausnahmegenehmigung 

erteilt, sodass die gewünschte Umbettung erfolgen konnte. 

Der Bürgerbeauftragte wird auch weiterhin auf die Eingaben in diesem Sachgebiet 

sein besonderes Augenmerk richten. Es bleibt zu hoffen, dass Bewegung in die der-

zeitige Situation kommt, um wie gezeigt dem Einzelfall gerechter werdende Entschei-

dungen durch die Kommunen zu ermöglichen. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 

-47-

3. Gemeindeverfassungsrecht, kommunales Abgabenrecht 
 
3.1 Gebühren 
3.2. Beiträge 
3.3 Anschlusskosten 
 
Sowohl bei der Anzahl als auch bei den diesen Eingaben zugrunde liegenden Sach-

verhalten ergab sich im Vergleich zum Vorjahr keine wesentliche Änderung. Auch 

eine besondere Häufung spezieller Probleme war nicht ersichtlich. Nach wie vor ist 

ein häufiger Grund für Eingaben aus diesem Bereich, dass die betroffenen Bürgerin-

nen und Bürger die abgerechnete Maßnahme, beispielsweise einen Straßenausbau 

oder den Bau einer Kanalisation nicht für erforderlich erachten. 

 

In anderen Fällen ging es um den von der Verwaltung gewählten Beitragsmaßstab. 

So wandte sich beispielsweise ein Bürger dagegen, dass bei Beiträgen für die öffent-

liche Wasserversorgung die Grundstücksfläche maßgebend ist. Es wurde die Ansicht 

vertreten, dass es sachgerechter sei, die Kosten nach dem Wasserverbrauch abzu-

rechnen. In einigen Fällen konnte den betreffenden Bürgerinnen und Bürgern bereits 

dadurch weitergeholfen werden, dass die Beitragsberechnungen im Zuge des Petiti-

onsverfahrens näher erläutert wurden, weil die Bescheide selbst nicht unbedingt 

nachvollziehbar waren. So wandte sich ein anderer Petent gegen einen Wasser-

verbrauchsgebührenbescheid, weil für ihn die in den letzten beiden Jahren erfolgten 

Erhöhungen des Wasserpreises nicht nachvollziehbar waren. Im Laufe des Petitions-

verfahrens konnte ein ausführliches Gespräch des Petenten mit dem Werkleiter des 

zuständigen Wasserzweckverbandes vermittelt werden. In diesem Gespräch wurde 

der Petent umfassend über die gebührenrechtlichen Einzelheiten informiert und seine 

offenen Fragen wurden zu seiner Zufriedenheit beantwortet. Er akzeptierte schließlich 

den Gebührenbescheid. 

 

In einem anderen Fall wandte sich eine Bürgerin als Mitglied eines „Gestalterkreises“ 

gegen Gebühren für die Durchführung von Ausstellungen. Im Zuge des Petitionsver-

fahrens konnte geklärt werden, dass es sich bei den vom „Gestalterkreis“ angebote-

nen Gegenständen tatsächlich um Kunst handelt, sodass das Ladenschluss- und 

Feiertagsrecht nicht anwendbar ist und demnach auch keine Gebühren anfallen. 
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Wiederholt kommt es auch zu Problemen, wenn zuvor von der Gemeinde gekaufte 

Grundstücke zu Beiträgen veranlagt werden. Hier besteht eine Gemengelage zwi-

schen Kauf- und Beitragsrecht. So beanstandete eine Familie, die ein Grundstück 

von ihrer Ortsgemeinde erworben hatte, einen Beitragsbescheid nach dem Bauge-

setzbuch. Die Verwaltung wurde vom Bürgerbeauftragten auf eine Regelung im nota-

riellen Kaufvertrag hingewiesen, wonach die Gemeinde das Grundstück frei von rück-

ständigen öffentlichen Lasten und Abgaben zu veräußern hatte. Dies führte dazu, 

dass die Gemeinde auf den entsprechenden Beitrag verzichtete. 

 

Im Jahresbericht 2004 war im 3. Teil als besonderes Thema auch auf die Belastung 

von Bürgerinnen und Bürgern mit hohen Beiträgen eingegangen worden. An der dort 

geschilderten Situation hat sich seitdem grundsätzlich nichts geändert. Jedoch ist in 

den dort geschilderten Fall, dass für die erstmalige Herstellung eines lediglich 835 m 

langen Straßenabschnitts Kosten in Höhe von 1,16 Mio. € kalkuliert worden sind, Be-

wegung gekommen. Die zuständige Stadtverwaltung wird eine neue Straßenplanung 

erarbeiten, die sodann in einem ersten Schritt der Bürgerinitiative, der auch der Pe-

tent angehört, vorgestellt wird. Erst im Anschluss daran soll eine Vorstellung für alle 

Anliegerinnen und Anlieger sowie die Erörterung in den Gremien stattfinden. Diese 

Entwicklung zeigt zweierlei: Zum einen, dass es zumindest in einzelnen Fällen durch-

aus möglich ist, bei einer Überprüfung der Planung auch zu kostengünstigeren Lö-

sungen zu gelangen. Zum anderen, wie wichtig es ist, die betroffenen Bürgerinnen 

und Bürger möglichst frühzeitig an der Planung zu beteiligen. Hierbei geht es auch 

darum, transparent zu machen, wie es zu den errechneten Kosten kommt. So wird 

beispielsweise den betroffenen Anliegerinnen und Anliegern in den wenigsten Fällen 

bekannt sein, dass für eine Straßenbaumaßnahme Grundstücke erworben werden 

müssen. Insbesondere in Gemeinden mit hohen Grundstückspreisen, kann sich allein 

daraus eine erhebliche Kostenbelastung ergeben. In der Regel werden die Kosten 

eher akzeptiert, wenn bekannt ist, wodurch diese entstanden sind. So hat sich der 

Petent im vorliegenden Fall ausdrücklich dafür bedankt, dass die Stadt im Petitions-

verfahren veranlasst wurde, „angemessen mit der betroffenen Gruppe von Bürgerin-

nen und Bürgern umzugehen.“ 

 

Wiederholt aber hatte der Bürgerbeauftragte den Eindruck, dass Verwaltungen Bür-

gerinnen und Bürger regelrecht „ins Widerspruchsverfahren treiben“. Es sind z. B. die 

Fälle gemeint, wo Verwaltungen von Betroffenen gewünschte Gespräche verhindern, 

indem sie im Vorfeld erklären, es sei ja noch nichts entscheiden, es solle erst einmal 
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der Bescheid abgewartet werden. Nach Erlass des Bescheides wird dann lediglich 

auf die Möglichkeit des Widerspruchs verwiesen. Ist dieser eingelegt, wird jegliches 

Gespräch mit Hinweis auf das laufende Verfahren und die Letztentscheidung des 

Kreis- beziehungsweise Stadtrechtsausschusses abgelehnt. Eine solche Vorgehens-

weise dient sicherlich nicht dazu, das Verwaltungshandeln transparenter und damit 

für die Bürgerinnen und Bürger nachvollziehbarer zu machen. Der Bürgerbeauftragte 

appelliert daher an die Verwaltungen, in jeder Phase des Verfahrens das Gespräch 

mit den Beteiligten zu suchen. 

 

Allerdings machen Gespräche mit Bürgerinnen und Bürgern nur dann Sinn, wenn 

sich diese auch ernst genommen fühlen. Diesen Eindruck konnte jedenfalls ein Pe-

tent nicht gewinnen, der nach einer Straßenbaumaßnahme Probleme mit seiner Ga-

rageneinfahrt hatte. Wegen einer nunmehr vorhandenen Steigung kann sein Wohn-

wagen dort nicht mehr abgestellt werden. Anlässlich eines Ortstermins meinte der 

Mitarbeiter des Landesbetriebs Straßen und Verkehr, ihm zunächst vorhalten zu 

müssen, er könne mit seinem Gespann nicht rangieren. Nachdem das Gegenteil un-

ter Beweis gestellt worden war, machte er den Vorschlag, sich einen Geländewagen 

anzuschaffen. Eine abschließende Klärung der Angelegenheit ist bislang noch nicht 

erfolgt. 

 

 

3.4 Sonstige kommunalen Angelegenheiten 
3.5 Grundstücksangelegenheiten 
3.6 Wirtschaftliche Einrichtungen 
3.7 Gemeindeverfassung, gemeindliche Angelegenheiten, Gemeindestraßen, 

allgemeine Angelegenheiten 
 

Mit diesen Sachgebieten werden vielfältige Probleme abgedeckt, zu denen es im 

Verhältnis von Bürgerinnen und Bürgern zu ihren Gemeinden kommen kann. Deutlich 

zugenommen haben die Eingaben, die Grundstücksangelegenheiten betrafen. 

 

Die Probleme, zu denen es im Zusammenhang mit Grundstücksangelegenheiten 

kommen kann, sind äußerst vielfältig. Es handelt sich hierbei beispielsweise um Kauf- 

und Pachtverträge bezüglich gemeindlicher Grundstücke, die Erreichbarkeit der 

Grundstücke von Straßen und Wegen aus, sowie um Beeinträchtigungen, die bei-

spielsweise von Grundstücken infolge Bewuchses ausgehen. So wandte sich bei-
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spielsweise eine Petentin gegen die Einzäunung eines Kinderspielplatzes im rückwär-

tigen Bereich ihres Grundstückes, wodurch ihr der rückwärtige Zugang abgeschnitten 

wurde. Die Petentin wollte erreichen, dass ihr durch Einbau eines abschließbaren 

Tores eine Zugangsmöglichkeit verbleibt. Der derzeitige Zustand sei für sie mit aller-

hand Unannehmlichkeiten verbunden, so müssten beispielsweise die Fahrräder 

durch den Wohnbereich geschoben werden. Es wurde schließlich eine einvernehmli-

che Regelung gefunden, indem der Zaun soweit versetzt wurde, dass das Grund-

stück wieder im rückwärtigen Bereich zugänglich ist. Auch hier handelt es sich um 

einen Fall, bei dem sich die Frage stellt, weshalb eine solche Lösungsmöglichkeit 

nicht bereits erörtert worden ist, bevor der Zaun gesetzt wurde. 

 

In einem anderen Fall machte eine Petentin die Verwaltung für die Baufälligkeit ihres 

Hauses verantwortlich. Sie vertrat dazu die Ansicht, dass die Straße vor ihrem Anwe-

sen rechtswidrig für den Straßenverkehr gewidmet sei, wozu es zu den Beschädi-

gungen ihres Hauses gekommen sei. Sie begehrte von der Gemeinde den Erhalt ei-

nes neuen Grundstücks im Wege eines Grundstückstausches. Allerdings ergaben die 

Ermittlungen, dass die betreffende Straße bereits seit Jahrzehnten dem öffentlichen 

verkehr gewidmet ist. Die Gemeinde sah daher keine Veranlassung, der Petentin ein 

neues Grundstück zu überlassen. 

 

Bei den sonstigen kommunalen Angelegenheiten geht es immer wieder auch um 

Schadensersatzforderungen. So verlangte ein Petent die Übernahme der Reparatur-

kosten seines Pkws, mit dem er bei Straßenglätte in den Straßengraben gerutscht 

war. Eine Überprüfung ergab jedoch, dass keine Anhaltspunkte für eine Verletzung 

der Verkehrssicherungspflicht vorlagen, da nach der Wetterlage am Schadenstag 

nicht von einer allgemeinen Straßenglätte auszugehen war und sich die Unfallstelle 

auch nicht in einem besonders gefährlichen Bereich oder im Bereich einer verkehrs-

wichtigen Straße befand. Dem Anliegen konnte daher nicht entsprochen werden. 
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4 – Tarif-, Beamten- und Sozialversicherungsrecht 
 
4.1  BAT und Zusatzversorgung 
4.2  Besoldung, Beihilfen außer Justiz 
4.3  Anstellungsverhältnisse außer Justiz 
4.4 Versorgung 
 
Zu den Sachgebieten 4.1 und 4.4 lagen dem Bürgerbeauftragten im Berichtsjahr nur 

wenige Eingaben vor, ein Schwerpunkt war nicht feststellbar. Die Anzahl der Einga-

ben im Bereich Besoldung und Beihilfen ist gleich geblieben, während die Eingaben 

zum Thema Anstellungsverhältnisse um ein Viertel gesunken sind. Schwerpunkte bei 

den letztgenannten Sachgebieten waren Fragen der Beförderung, der Dienstfähigkeit 

sowie des Beihilferechts, auf die auch im 3. Teil des Jahresberichts noch näher ein-

gegangen wird. 

 

So wandte sich zum Beispiel ein Petent mit seiner Eingabe gegen einen Bescheid der 

Oberfinanzdirektion Koblenz, mit dem die Beihilfefähigkeit der Aufwendungen für Un-

terkunft und Verpflegung, Kurtaxe sowie die Beförderung zum Kurort und zurück ab-

gelehnt wurde. Es ging dabei um einen Betrag in Höhe von rund 460,00 €.  

 

Der Petent hatte allerdings nicht beachtet, dass solche Aufwendungen nur dann bei-

hilfefähig sind, wenn die Beihilfefähigkeit vor Antritt der Kur von der Beihilfestelle an-

erkannt wurde und außerdem im laufenden oder den drei vorangegangenen Kalen-

derjahren keine Heilkur durchgeführt wurde, zu deren Kosten eine Beihilfe gezahlt 

worden ist. Der Petent hatte die Kur aber ohne vorherige Anerkennung angetreten. 

Die Oberfinanzdirektion Koblenz sah deshalb auch nach erneuter Überprüfung der 

Angelegenheit keine Möglichkeit, die oben genannten Aufwendungen nachträglich als 

beihilfefähig anzuerkennen.  

 

Ein weiterer Petent, früher Leiter einer Regionalen Schule, wollte während der Frei-

stellungsphase der vereinbarten Altersteilzeit nach Besoldungsgruppe A 15 befördert 

werden. Er begründete sein Anliegen damit, dass er während seiner aktiven Dienst-

zeit aufgrund der gestiegenen Schülerzahl bereits hätte befördert werden müssen, 

wenn nicht unglückliche Umstände wie der Ministerratsbeschluss über die Verschie-

bung der Beförderungstermine dazwischen gekommen wären. 
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Die Ermittlungen ergaben, dass eine Beförderung des Petenten während der Freistel-

lungsphase rechtlich nicht möglich ist. Die Beförderung eines Schulleiters aufgrund 

gestiegener Schülerzahlen setzt nämlich voraus, dass die Aufgabe eines Schulleiters 

auch tatsächlich wahrgenommen wird. Ferner müssen vor einer Beförderung die 

dienstlichen Leistungen aktuell beurteilt werden, was während der Freistellungsphase 

nicht mehr möglich ist. Da die oben genannten Voraussetzungen also nicht erfüllt 

wurden, konnte dem Widerspruch des Petenten gegen die Ablehnung seiner Beförde-

rung vom Ministerium für Bildung, Frauen und Jugend auch nicht abgeholfen werden. 

 

Ein anderer Petent befindet sich zwar noch im aktiven Dienst, möchte vor seiner vor-

aussichtlichen Versetzung in den Ruhestand im Jahr 2007 aber noch seine Beförde-

rung zum Akademischen Direktor erreichen. In seiner Eingabe stellte er deshalb sei-

nen Lebenslauf sowie die von ihm erworbenen Qualifikationen ausführlich dar.  

 

Zum Beförderungstermin am 18.05.2004 konnte der Petent nicht berücksichtigt wer-

den, weil nach den Feststellungen seines Dienstherrn zwei andere Universitätsmitar-

beiter über eine bessere Gesamtbewertung verfügten. Die von dem Petenten deswe-

gen ergriffenen Rechtsmittel blieben ohne Erfolg. Auch der Bürgerbeauftragte konnte 

dem Petenten nicht weiterhelfen. 

 

Dem Anliegen eines Petenten, für die pädagogische Ausbildung zum Lehrer für die 

Fachpraxis im Berufsfeld Metalltechnik eingestellt zu werden, konnte jedoch entspro-

chen werden, nachdem zunächst eine Ablehnung erfolgt war, weil er bereits das 45. 

Lebensjahr vollendet hatte. 

 

Die Überprüfungen ergaben, dass zwar mit dem Petenten ein Einstellungsgespräch 

geführt, dann aber ein Mitbewerber vorgezogen wurde. Nach der Stellungnahme der 

Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion in Trier (ADD) lagen für die Berufsbildenden 

Schulen in der Region Rheinhessen-Pfalz zahlreiche Bewerbungen für die pädagogi-

sche Ausbildung zum Lehrer für die Fachpraxis im Berufsfeld Metalltechnik vor. Im 

Einvernehmen mit dem Landesprüfungsamt und den staatlichen Studienseminaren 

sei festgelegt worden, dass nach Überschreiten der Altersgrenze von 45 Jahren nur 

noch in Ausnahmefällen eine Zulassung zur pädagogischen Ausbildung zum Lehrer 

für die Fachpraxis erfolgen soll. In der Vergangenheit habe sich gezeigt, dass bei 

älteren Bewerberinnen und Bewerbern im Rahmen der Ausbildung erhebliche Integ-

rationsschwierigkeiten aufgetreten seien.  
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Insbesondere die oben genannte Begründung für die Entscheidung der ADD konnte 

vom Bürgerbeauftragten und den Mitgliedern des Petitionsausschusses des Landtags 

Rheinland-Pfalz nicht akzeptiert werden. Der Petitionsausschuss beschloss deshalb 

auf Vorschlag des Bürgerbeauftragten, die Eingabe zu weiteren Ermittlungen zurück-

zustellen. Der Bürgerbeauftragte bat dann zusätzlich das Ministerium für Bildung, 

Frauen und Jugend um Prüfung der Angelegenheit, woraufhin der Petent letztlich 

auch zur pädagogischen Ausbildung für das Lehramt des Lehrers für Fachpraxis an 

Berufsbildenden Schulen zugelassen wurde.  

 

Ein anderer Petent hatte seine Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstunfähig-

keit beantragt. Er wandte sich gegen die Empfehlung des Gesundheitsamtes, vor 

einer endgültigen Entscheidung über seine Dienstunfähigkeit das Ergebnis einer 

mehrwöchigen stationären Behandlung abzuwarten, an deren Kosten sich der Petent 

auch noch beteiligen sollte. Im Laufe des Petitionsverfahrens wurde die zentrale me-

dizinische Untersuchungsstelle um eine gutachterliche Stellungnahme gebeten. Das 

Gutachten kam zu dem Ergebnis, dass der Petent aus gesundheitlichen Gründen 

nicht in der Lage ist, seine Dienstpflichten dauerhaft zu erfüllen. Der Petent wurde 

daraufhin in den Ruhestand versetzt. 

 

Genau umgekehrt stellte sich die Ausgangslage bei der folgenden Eingabe dar. Hier 

wurde das Verfahren zur vorzeitigen Versetzung einer Petentin in den Ruhestand 

vom Dienstherrn betrieben. Die Petentin war zunächst als Lehrerin tätig. Mit amtsärzt-

lichem Gutachten wurde festgestellt, dass die Petentin für die Dienstpflichten einer 

Lehrerin als dauernd dienstunfähig anzusehen ist. Die Petentin wurde dann zu ver-

schiedenen Dienststellen abgeordnet. Nach weiteren, längeren Arbeitsunfähigkeiten 

der Petentin leitete der Dienstherr das Verfahren zur Versetzung in den Ruhestand 

ein. Die Petentin selbst bestreitet, dauerhaft dienstunfähig zu sein und möchte ihren 

Dienst wieder aufnehmen. Sie begehrte zum Beleg ihrer Dienstfähigkeit eine weitere 

amtsärztliche Untersuchung bei einem anderen Gesundheitsamt.  

 

Die Ermittlungen haben ergeben, dass die Petentin nach den Feststellungen des Mi-

nisteriums weiterhin für dienstunfähig gehalten wird. Zudem sieht das Ministerium 

auch keine Ansatzpunkte für die von der Petentin gewünschte erneute amtsärztliche 

Untersuchung, da ein amtsärztliches Gutachten vorliegt, das ordnungsgemäß von der 

damals zuständigen medizinischen Verbindungsstelle geprüft wurde. Dem Anliegen 

der Petentin konnte daher nicht entsprochen werden. 
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Zu einer Eingabe, auf die im Jahresbericht 2004 ausführlich eingegangen worden ist, 

kann jetzt das abschließende Ergebnis mitgeteilt werden. Bei dieser Eingabe ging es 

darum, unter welchen Bedingungen ein nach einem Dienstunfall teildienstunfähiger 

Beamter weiter beschäftigt wird. Durch die Änderung der Rechtslage konnte dem 

Petenten nicht mehr wie bisher das volle Gehalt gezahlt werden. Vielmehr muss er 

den entstehenden Verdienstausfall bei der Haftpflichtversicherung des Unfallverursa-

chers selbst geltend machen. 

 

Die Ermittlungen hatten das Ziel, aufgrund des besonders gelagerten Einzelfalles des 

Petenten und aufgrund des Umstandes, dass er einen unverschuldeten Dienstunfall 

mit erheblichen gesundheitlichen Folgen erlitten hat, eine anderweitige finanzielle 

Entschädigung für ihn zu erreichen. Das nochmals eingeschaltete Ministerium des 

Innern und für Sport sah im Einvernehmen mit dem Ministerium der Finanzen auf-

grund der gegenwärtigen Rechtslage leider keine Möglichkeit, dem Anliegen zu ent-

sprechen.  

 

Mit einem weiteren Anliegen begehrte der Petent im Wege einer Legislativeingabe, 

dass die Landesregierung von der ihr in § 72 a Abs. 2 des Bundesbesoldungsgeset-

zes eingeräumten Ermächtigung Gebrauch macht und durch Rechtsverordnung einen 

nicht ruhegehaltfähigen Zuschlag für eine Beamtin beziehungsweise einen Beamten 

bei begrenzter Dienstfähigkeit gewährt. Die Landesregierung sieht aber weiterhin da-

von ab, für das Land Rheinland-Pfalz von der vorgenannten Ermächtigung Gebrauch 

zu machen und einen entsprechenden Zuschlag zu gewähren. 

 

Dem Petenten konnte zwischenzeitlich ein höherwertiger Dienstposten übertragen 

werden, was allerdings zum Wegfall der Anrechnung des fiktiven Ruhegehalts führte. 

Dies ist Gegenstand einer weiteren Eingabe, deren Ergebnis noch abgewartet wer-

den muss. 

 

 

4.5 Krankenversicherung, Pflegeversicherung 
 

Die Eingaben zu diesem Sachgebiet sind im Berichtsjahr im Vergleich zum Jahr 2004 

erheblich zurückgegangen und liegen in etwa auf dem Niveau des Jahres 2003. Der 

Anstieg im Vorjahr war unter anderem auf das im Jahr 2004 in Kraft getretene Ge-
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sundheitsmodernisierungsgesetz und seine Auswirkungen für die Versicherten zu-

rückzuführen. 

 

Wie im Vorjahr betraf auch in diesem Jahr ein großer Teil der Eingaben die Aufnah-

me in eine gesetzliche Krankenversicherung. Nach den gesetzlichen Bestimmungen 

des Fünften Buches des Sozialgesetzbuches (SGB V)ist eine freiwillige Versicherung 

in der gesetzlichen Krankenversicherung jedoch an strenge Voraussetzungen ge-

knüpft, wobei neben einem Antrag auf Weiterversicherung innerhalb einer bestimm-

ten Frist insbesondere bestimmte Vorversicherungszeiten erfüllt werden müssen. 

Sofern diese Voraussetzungen nicht vorliegen, kann den Petentinnen und Petenten in 

diesen Fällen regelmäßig auch aufgrund einer Eingabe nicht weitergeholfen werden. 

 

So sind zwei Eingaben hervorzuheben, in denen Petentinnen, die zuvor über ihre 

Ehemänner privat versichert waren, nach der Scheidung keine Möglichkeit hatten, 

sich freiwillig in einer gesetzlichen Krankenversicherung zu versichern. Die Aufrecht-

erhaltung des Krankenversicherungsschutzes in einer privaten Krankenversicherung 

ist für sie nur unter hohen finanziellen Aufwendungen möglich. Die Aufnahme in eine 

gesetzliche Krankenversicherung ist allenfalls beim Bezug von Arbeitslosengeld II 

beziehungsweise der Aufnahme einer versicherungspflichtigen Tätigkeit möglich. Ers-

teres kam in beiden Fällen nicht in Betracht, da das Einkommen der Petentinnen in 

Form von Unterhaltszahlungen zu hoch war. 

 

Mehrere Petentinnen und Petenten begehrten eine Aufnahme ihrer Kinder in die ge-

setzliche Krankenversicherung. Hintergrund war, dass die Kinder aufgrund einer Bei-

hilfeberechtigung über die Eltern während des Studiums beziehungsweise einer 

schulischen Ausbildung die Befreiung von der Versicherungspflicht nach § 8 des 

Fünften Buches des Sozialgesetzbuches (SGB V) beantragt hatten. Eine einmal er-

teilte Befreiung kann jedoch nicht widerrufen werden und gilt gegenüber allen gesetz-

lichen Krankenkassen. Auf diese Folge wird bereits im Antrag auf Befreiung von der 

Versicherungspflicht hingewiesen, sodass nach dem Wegfall der Beihilfeberechtigung 

eine freiwillige Versicherung in der gesetzlichen Krankenversicherung nicht möglich 

ist. Aufgrund der gesetzlichen Regelung konnte auch diesen Petentinnen und Peten-

ten nicht geholfen werden. 

 

Ein weiterer Schwerpunkt im Bereich der Kranken- und Pflegeversicherung waren 

Anfragen im Zusammenhang mit der Kostenübernahme von Medikamenten, Hilfsmit-
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teln und sonstigen Maßnahmen. In einem Fall begehrte ein Petent zum Beispiel die 

Kostenübernahme für den Einbau einer Duschkabine durch die Pflegekasse. Im Lau-

fe des Petitionsverfahrens wurde dies zwar weiterhin abgelehnt, dem Petenten wurde 

jedoch angeboten, dass die Kosten für einen Duschklappsitz oder einen Duschhocker 

von der Krankenversicherung übernommen werden können. 

 

Die Eingaben im Bereich der Pflegeversicherung betrafen die Bewilligung und Ände-

rung von Leistungen der Pflegeversicherung. In mehreren Fällen führte eine Wieder-

holungsbegutachtung durch den Medizinischen Dienst der Krankenversicherung da-

zu, dass eine Rückstufung beziehungsweise ein Wegfall der bisherigen Pflegestufe 

erfolgte und dies zu einer Reduzierung beziehungsweise einem Wegfall der Leistun-

gen aus der Pflegeversicherung führte. Aufgrund der Eingaben wurde regelmäßig 

erreicht, dass eine weitere Begutachtung durch den Medizinischen Dienst der Kran-

kenversicherung erfolgte. Dieses führte jedoch nicht immer automatisch zu einer Än-

derung der bisherigen Entscheidung der Pflegekasse. 

 

 

4.6 Rentenversicherung 
4.7 Unfallversicherung 
 
Im Sachgebiet 4.6 Rentenversicherung hat die Zahl der Eingaben im Berichtsjahr im 

Vergleich zum Vorjahr abgenommen. Ein Schwerpunkt der Eingaben betraf dabei 

Rentenleistungen wegen Erwerbsminderung beziehungsweise Erwerbsunfähigkeit.  

 

Des Weiteren wandten sich Petentinnen und Petenten mit Fragen bezüglich der Be-

rechnung der Rentenhöhe an den Bürgerbeauftragten. In der Regel konnten diese 

Fragen zufriedenstellend beantwortet werden. In einem Fall, in dem der Petent sich 

beschwerte, dass Dienstzeiten bei der Berechnung seiner Rente nicht berücksichtigt 

worden waren und er diesbezüglich keine Antwort von seinem Rentenversicherungs-

träger erhielt, stellte sich bei einer Überprüfung heraus, dass der Petent die Anerken-

nung bei einem nicht zuständigen Rentenversicherungsträger beantragt hatte. Im 

Rahmen des Petitionsverfahrens wurde dem Petenten eine neue Rentenauskunft 

unter Berücksichtigung der in Rede stehenden Zeiten übermittelt. 

 

Im Bereich des Sachgebiets 4.7 Unfallversicherung sind im Berichtsjahr ebenso wie 

in den Vorjahren nur vereinzelte Eingaben eingegangen.  
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4.8  Soldatenversorgung, Unterhaltssicherung 
 
Nachdem im letzten Jahr noch mehrere Eingaben zu diesem Thema vorlagen, kann 

zu diesem Sachgebiet in diesem Jahr nichts berichtet werden, da 2005 keine Einga-

ben eingegangen sind. 
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5. Sozialwesen 
 

Die Eingaben zum Bereich des Sozialwesens bilden wie in den Vorjahren einen 

Schwerpunkt bei der Arbeit des Bürgerbeauftragten.  

 

 

5.1 Sozialhilfe, soziale Hilfen allgemein 
 

Die Eingaben zu diesem Sachgebiet liegen im Berichtsjahr in etwa auf dem Stand 

des Vorjahres.  

 

Die Eingaben, die den Bürgerbeauftragten im Berichtsjahr zu diesem Bereich erreicht 

haben, haben wie auch in den Vorjahren nahezu alle Notsituationen zum Gegens-

tand, in die Menschen geraten können. Der Bürgerbeauftragte richtet seine Bemü-

hungen dabei immer auch darauf, den in Not geratenen Bürgerinnen und Bürgern 

deutlich zu machen, dass sie sich auch selbst helfen und die Bedingungen einer öf-

fentlichen Hilfe akzeptieren müssen. Es ist festzustellen, dass die zuständigen 

Dienststellen bei Bekanntwerden einer akuten Notlage schnell reagieren und den 

betroffenen Bürgerinnen und Bürgern Hilfestellungen leisten. 

 

Insgesamt kann festgestellt werden, dass auch im Berichtsjahr 2005 der Anteil der 

einvernehmlich abgeschlossenen Eingaben in diesem Bereich über dem entspre-

chenden Ergebnis in anderen Tätigkeitsbereichen lag. Der Bürgerbeauftragte bedankt 

sich daher für die Bereitschaft nahezu aller Dienststellen, den Anliegen der Bürgerin-

nen und Bürger soweit möglich Rechnung zu tragen und zu entsprechen. 

Hinzuweisen ist darauf, dass der größte Teil der Eingaben in diesem Sachgebiet das 

zum 01.01.2005 in Kraft getretene Zweite Buch des Sozialgesetzbuches (SGB II) – 

Grundsicherung für Arbeitsuchende – betrifft. Wegen der Einzelheiten wird auf die 

Ausführungen in Teil 3 dieses Berichts verwiesen. 

 

Durch das Gesetz zur Einordnung des Sozialhilferechts in das Sozialgesetzbuch ist 

das Bundessozialhilfegesetz zum 31.12.2004 außer Kraft getreten und als Zwölftes 

Buch in das Sozialgesetzbuch eingeordnet worden. Zugleich erfolgte eine Reform 

des Sozialhilferechts, da nur noch nicht erwerbsfähige Hilfeempfängerinnen und Hil-

feempfänger in Zukunft Leistungen der Sozialhilfe nach dem SGB XII in Anspruch 
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nehmen können. Dabei ist die Neuordnung der Sozialhilfe in engem Zusammenhang 

mit der Einführung des so genannten Arbeitslosengeldes II zu sehen. 

 

Die Hilfe zum Lebensunterhalt wird nunmehr nur noch einer kleinen Gruppe von Be-

dürftigen gewährt, die selbst nicht erwerbsfähig ist und nicht mit einer erwerbsfähigen 

hilfebedürftigen Person in einer Bedarfsgemeinschaft lebt und keinen Anspruch auf 

Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung hat. Die Höhe 

der Leistungen ist den Leistungen nach dem SGB II angeglichen. Durch die Erhö-

hung des Regelsatzes und der damit erfolgten Pauschalierung von Leistungen sind 

nunmehr eine Reihe von Leistungen des ehemaligen Bundessozialhilfegesetzes in 

den neuen Regelsätzen enthalten. Dies z. B. führt dazu, dass die Gewährung von 

einmaligen Beihilfen, wie zum Beispiel für Kleidung, in der bisherigen Form wegfällt. 

 

So beschwerte sich auch eine Petentin darüber, dass ihre Anträge auf Gewährung 

von Beihilfen Hängeschränke, eine neue Fernbedienung für den Fernseher, Schuhe 

usw. nicht bearbeitet beziehungsweise abgelehnt wurden. Im Rahmen der Überprü-

fung stellte sich heraus, dass die Petentin seit Jahren bei der Stadtverwaltung insbe-

sondere durch die Stellung von Anträgen für einmalige Beihilfen bekannt ist und sich 

auf das neue System nur schwer umstellen kann. Der Petentin konnte insoweit gehol-

fen werden, dass zumindest ein Teil der Leistungen in Form eines Darlehens gewährt 

wurde, das mit einem monatlichen Teilbetrag vom Regelsatz einbehalten wird. 

 

Auch wandten sich wiederum mehrere Petenten an den Bürgerbeauftragten, die um 

Unterstützung bei der Suche nach einer Wohnung baten. Auch wenn keine Verpflich-

tung besteht, angemessenen Wohnraum zur Verfügung zu stellen, sind die Kommu-

nalverwaltungen jedoch in der Regel bereit, im Rahmen der vorhandenen Möglichkei-

ten bei der Suche nach einer Wohnung zu helfen. In einem Fall suchten die Petenten, 

ein älteres Ehepaar, für sich und die dreiköpfige Familie ihrer Tochter Unterstützung 

bei der Suche nach passendem Wohnraum. Aufgrund der persönlichen Lebensum-

stände sollte es sich um zwei Wohnungen in einem Haus, an die die Petenten auch 

noch bestimmte Anforderungen stellten, beziehungsweise ein Einfamilienhaus han-

deln. Unter diesen speziellen Voraussetzungen sah die zuständige Stadtverwaltung 

jedoch keine Möglichkeit, den Petenten zu helfen. 
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5.2 Landespflegegeld, Pflegeversicherung, Blindengeld 
 

Zu den genannten Rechtsbereichen erreichte den Bürgerbeauftragten im Berichtsjahr 

nur eine kleine Zahl von Eingaben ohne erwähnenswerte Besonderheiten. 

 

 

5.3 Wohngeld 
 

Die Zahl der Eingaben zum Wohngeldgesetz ist gegenüber dem Vorjahr deutlich zu-

rückgegangen. Hintergrund ist sicherlich, dass durch eine Änderung des Wohngeld-

gesetzes Empfängerinnen und Empfänger von so genannten Transferleistungen ab 

dem 01.01.2005 vom Wohngeld ausgeschlossen sind; das sind vor allem Personen, 

die Arbeitslosengeld II, Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung Hilfe zum 

Lebensunterhalt erhalten. Bei diesen Leistungen werden die angemessenen Unter-

kunftskosten im Rahmen der jeweiligen Transferleistungen berücksichtigt, sodass 

sich der Ausschluss von Wohngeld auf diesen Personenkreis nicht nachteilig aus-

wirkt. Dabei betrafen die Eingaben u. a. die Bearbeitungsdauer des Wohngeldantrags 

sowie die Berechnung des Wohngeldes. 

 

 

5.4 Bundesausbildungsförderung, Bundeserziehungsgeld 
 

Die Eingaben zu diesem Sachgebiet sind im Berichtsjahr im Vergleich zum Vorjahr 

deutlich zurückgegangen. Dies liegt sicherlich auch daran, dass die im Jahr 2004 

erfolgten Überprüfungen wegen des Verdachts des missbräuchlichen Bezugs von 

Leistungen nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz inzwischen zum größten 

Teil abgeschlossen wurden. 

 

Dennoch erreichten den Bürgerbeauftragten mehrere Eingaben, in denen die Peten-

tinnen und Petenten beanstandeten, dass gezahlte Leistungen zurückgefordert wur-

den, weil nach den Feststellungen des jeweiligen Amts für Ausbildungsförderung zu 

berücksichtigendes Vermögen vorhanden ist, das vorrangig einzusetzen ist. So be-

anstandete ein Petent, dass bei der Feststellung des Vermögens zum Zeitpunkt der 

Antragstellung seines Sohnes eine Schuldvereinbarung zwischen ihm und seinem 

Sohn nicht berücksichtigt wurde. Mit dieser Schuldvereinbarung sollte der Sohn sein 

gesamtes Vermögen auf den Vater übertragen, da dieser zuvor die Finanzierung ei-
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nes Autokaufs nach einem Unfall für den Sohn übernommen hatte. Da die genauen 

Umstände jedoch nach wie vor Fragen aufwerfen, ist das beteiligte Amt für Ausbil-

dungsförderung bisher nicht bereit, die Schuldvereinbarung anzuerkennen. Die Ein-

gabe konnte daher noch nicht abgeschlossen werden. 

 

In einem weiteren Fall beanstandete eine Petentin, dass zum Vermögen ihres Soh-

nes das Geld von dessen Girokonto hinzugerechnet wurde. Hierbei sollte es sich je-

doch um Gelder der Petentin handeln, da ihre Einnahmen auf diesem Konto eingin-

gen und sie nach Abzug von Mietzahlungen und sämtlicher Nebenkosten dieses 

Vermögen angespart habe. Der Sohn hätte allein über das ihm zustehende Geld ver-

fügt. Problematisch ist in diesem Zusammenhang, dass Kontoinhaber aber lediglich 

der Sohn ist und für die Petentin nur eine Verfügungsberechtigung besteht. Damit ist 

aber das Geld rechtlich dem Sohn zuzuordnen. Da die Gelder zudem mit Eingang auf 

dem Girokonto der umfassenden Verfügungsgewalt des Kontoinhabers unterliegen, 

sah das Amt für Ausbildungsförderung keine Möglichkeit für eine einvernehmliche 

Lösung. 

 

Entsprochen werden konnte dagegen dem Anliegen einer Petentin, die sich über die 

lange Bearbeitungszeit ihres Erziehungsgeldantrags und die „Vertröstungen“ durch 

das Jugendamt beschwerte. Aufgrund krankheitsbedingter Ausfälle war es in der Tat 

zu einem Rückstand bei der Bearbeitung der Erziehungsgeldanträge gekommen. 

Durch die Zuweisung eines weiteren Mitarbeiters konnte die zuständige Stadtverwal-

tung die aufgelaufenen Anträge inklusive dem Antrag der Petentin jedoch zügig bear-

beiten. 

 

 

5.5 Schwerbehinderte und Kriegsopfer 
 

Die Eingaben zu diesem Sachgebiet sind im Berichtsjahr im Vergleich zum Vorjahr 

leicht zurückgegangen. 

 

Eingaben zur Schwerbeschädigtenversorgung nach dem Bundesversorgungsgesetz 

(Kriegsopfer) gehen dabei naturgemäß zunehmend zurück. Allerdings erreichten den 

Bürgerbeauftragten im Berichtsjahr Eingaben, in denen die Petenten die Anerken-

nung eines Kriegsleidens aufgrund von Verletzungen beziehungsweise Krankheiten 

im Zusammenhang mit dem 2. Weltkrieg erreichen wollten. Der Nachweis, ob tat-
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sächlich ein ursächlicher Zusammenhang besteht, ist jedoch nach dieser langen Zeit 

sehr schwierig. Die Verfahren konnten i. Ü. bisher noch nicht abgeschlossen werden. 

 

Ein großer Teil der Eingaben betrifft die Feststellung des Grades der Behinderung 

oder die Erhöhung des festgestellten Grades der Behinderung. Dabei konnte den 

Petentinnen und Petenten vielfach geholfen werden. 

 

In einem Fall begehrte eine Petentin die Zuerkennung des Merkzeichens „aG“ für 

eine außergewöhnliche Gehbehinderung, da sie vollständig auf einen Rollator ange-

wiesen ist und auch in ihrer Wohnung nicht mehr alleine laufen kann. Unter nochma-

liger Beteiligung eines Sachverständigen konnte dem Anliegen der Petentin schließ-

lich entsprochen werden. 

 

Eine größere Zahl von Eingaben erreichte den Bürgerbeauftragten im Zusammen-

hang mit der Gewährung von Parkerleichterungen für besondere Gruppen Schwer-

behinderter mit dem Merkzeichen „G“ nach § 46 StVO. 

 

Auffällig war dabei, dass sich mehrere Bürgerinnen und Bürger mit diesem Anliegen 

an den Bürgerbeauftragten wandten, nachdem dieser anlässlich eines Sprechtags in 

Trier in der nachfolgenden Veröffentlichung im Trierer Wochenspiegel die Möglichkeit 

der Parkerleichterung dargestellt hatte. Diesen Petentinnen und Petenten war erst 

durch diesen Zeitungsartikel bekannt geworden, dass es eine solche Parkerleichte-

rung für besondere Gruppen Schwerbehinderter überhaupt gibt. 

 

Bei der Überprüfung, ob die Voraussetzungen für die Gewährung der Parkerleichte-

rung vorliegen, holt die zuständige Straßenverkehrsbehörde beim Amt für Soziale 

Angelegenheiten eine Stellungnahme aus ärztlicher Sicht ein. Diese erfolgt jedoch 

nur anhand der dort vorliegenden Befunde. Daher ist es in vielen Fällen zusätzlich 

erforderlich, dass auch ein Verschlimmerungsantrag beim zuständigen Amt für sozia-

le Angelegenheiten gestellt wird. 

 

In einem Fall begehrte eine Petentin für ihren Ehemann die Zuerkennung eines höhe-

ren Grades der Behinderung und die Feststellung des Merkzeichens „aG“. Das Amt 

für soziale Angelegenheiten erkannte dem Ehemann zwar einen höheren Grad der 

Behinderung und das Merkzeichen „G“ zu. Gleichzeitig teilte das Amt für soziale An-
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gelegenheiten auch mit, dass die Voraussetzungen für die Bewilligung von Parker-

leichterungen vorliegen. Der Petentin konnte damit insoweit geholfen werden. 

 

Bezüglich der gegenseitigen Anerkennung der Parkerleichterungen in den verschie-

denen Bundesländern sieht mittlerweile eine Regelung vor, dass die in Rheinland-

Pfalz gewährten Parkerleichterungen in den Ländern Hessen, Baden-Württemberg, 

Nordrhein-Westfalen und Thüringen anerkannt werden. Zudem besteht seit 2005 

auch eine gegenseitige Anerkennung mit Schleswig-Holstein. Das Land Mecklen-

burg-Vorpommern strebt eine solche Anerkennung nicht an, hat jedoch mitgeteilt, 

dass die Inhaber der in Rheinland-Pfalz erteilten Ausnahmegenehmigungen diese 

beim Aufenthalt in Mecklenburg-Vorpommern benutzten dürfen. 

 

Im Saarland sind bisher keine Parkerleichterungen für besondere Gruppen Schwer-

behinderter mit dem Markzeichen „G“ vorgesehen. So können z. B. etwa schwerbe-

hinderte Patientinnen und Patienten beim Besuch der Universitätsklinik Homburg aus 

Rheinland-Pfalz dort keine Parkerleichterungen in Anspruch nehmen. Der Bürgerbe-

auftragte ist daran interessiert, dass auch in diesem Bereich im Interesse der behin-

derten Menschen eine Regelung gefunden wird und ist diesbezüglich aktiv geworden, 

zumal es entsprechende Regelungen mittlerweile in fast allen Bundesländern gibt. 

 

 

5.6 Wiedergutmachung, Lastenausgleich, Entschädigung für Häftlinge aus 
der ehemaligen DDR, Aussiedlerhilfe 

 

Bei den Eingaben zu den oben genannten Tätigkeitsfeldern ging es um die Klärung 

unterschiedlicher Problemlagen. 

 

In einem Fall wandte sich ein jüdisches Ehepaar, das zwischenzeitlich in den USA 

lebt, mit einer Eingabe an den Bürgerbeauftragten. Dieses Ehepaar war im Konzen-

trationslager Dachau interniert und ihm wurde zunächst im Jahr 1959 eine Wieder-

gutmachung durch die zuständige Entschädigungsbehörde gewährt. Im Jahre 1967 

hat die Entschädigungsbehörde jedoch sämtliche Bescheide widerrufen und die 

Rückzahlung der ausgezahlten Beträge gefordert, da der Aufenthalt im Konzentrati-

onslager Dachau aufgrund einer fehlenden Registrierung nicht nachgewiesen werden 

konnte. Die Petenten wollten erreichen, dass die Entscheidung aus dem Jahr 1967 

zurückgenommen wird und ihnen aufgrund ihres Verfolgungsschicksals eine Ent-
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schädigung für Freiheits- und Gesundheitsschäden zuerkannt wird. Aufgrund der ab-

geschlossenen Gerichtsverfahren sah das Amt für Wiedergutmachung keine Mög-

lichkeit, ein Ergebnis im Sinne der Petenten herbeizuführen. Auch das Ministerium 

der Finanzen sieht in dieser Angelegenheit keine Möglichkeit für eine einvernehmli-

che Lösung. Es verweist jedoch darauf, dass die Rückforderungsansprüche bezüglich 

der gezahlten Entschädigungen niedergeschlagen und damit faktisch erlassen wur-

den. Im Übrigen hat das Ministerium der Finanzen auf mehrere mögliche Beihilfen 

aus Entschädigungsfonds hingewiesen, die die Petenten möglicherweise in Anspruch 

nehmen können. Da der Bürgerbeauftragte bisher keine einvernehmliche Lösung 

erreichen konnte, hat er nunmehr die Vorsitzende des Petitionsausschusses des 

Deutschen Bundestags gebeten, das Anliegen der Petenten zu prüfen. 

 

 

5.7 Behindertenrecht 
 

Die Eingaben zum Behindertenrecht sind im Berichtsjahr erheblich zurückgegangen. 

Dabei ist allerdings darauf hinzuweisen, dass viele Eingaben, in denen es um Hilfen 

für behinderte Menschen geht, unter anderen Gliederungsgesichtspunkten geführt 

werden. 

 

 

5.8 Gesundheitswesen 
 

Die Eingaben zu diesem Sachgebiet haben im Berichtsjahr leicht zugenommen. Ein 

Schwerpunkt der Eingaben liegt dabei wiederum im Bereich des Maßregelvollzugs. In 

mehreren Fällen begehrten die Petenten beziehungsweise ihre Angehörigen eine 

Verlegung in eine andere Einrichtung. Dieser Verlegungswunsch wurde meist damit 

begründet, dass eine weitere therapeutische Behandlung in der betroffenen Klinik von 

den Petentinnen und Petenten als wenig erfolgversprechend angesehen wird und ein 

Therapiefortschritt ihrer Auffassung nach nur in einem anderen Umfeld mit anderen 

Therapeuten erreicht werden kann. Dabei stellten sich die Fälle nach Überprüfung 

durch das zuständige Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung oftmals an-

ders dar. 

 

Bereits im Jahresbericht 2004 wurde darüber berichtet, dass sich mehrere Patienten 

gegen eine im Jahr 2003 vorgenommene Kürzung des Barbetrages zur persönlichen 
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Verwendung (Taschengeld) gewandt hatten. Ihnen war im Jahr 2004 mitgeteilt wor-

den, dass das Taschengeld für Maßregelvollzugspatienten, die nicht arbeitsfähig sind 

und deshalb kein Geld hinzuverdienen können, in der Höhe gewährt werden soll wie 

Personen in Sicherungsverwahrung. Das Taschengeld sollte sich damit ab dem 1. Ja-

nuar 2005 erhöhen. Nach Auskunft des zuständigen Ministeriums für Arbeit, Soziales, 

Familie und Gesundheit verzögerte sich das Verfahren jedoch. Zum 01.10.2005 wur-

de schließlich die Landesverordnung zur Durchführung des Maßregelvollzugsgeset-

zes geändert. Danach beträgt das Taschengeld für Maßregelvollzugspatienten aktuell 

35,50 € monatlich und kann bei Patienten, die wegen Krankheit oder aus anderen 

Gründen monatlich nicht mindestens 14,50 € finanzielle Leistungen erhalten, auf bis 

zu 50,00 € erhöht werden.  

 

Mehrere Eingaben betrafen die unterschiedlichsten Bereiche. So wandte sich z. B. 

ein Petent an den Bürgerbeauftragten, der sich mit einem privaten ambulanten Pfle-

gedienst selbständig machen wollte und eine Entscheidung hinsichtlich der Zulas-

sung durch die gesetzliche Krankenkasse begehrt. Voraussetzung dafür ist u. a., 

dass innerhalb der letzten fünf Jahre ein Jahr Berufserfahrung auf eine Tätigkeit in 

einem ambulanten Pflegedienst entfällt. Der Petent hatte bereits neun Jahre eine So-

zialstation geleitet und bei der Krankenkasse als Pflegefachkraft in der ambulanten 

Beratung der Versicherten gearbeitet. Er war jedoch innerhalb der letzten fünf Jahre 

nicht in einem ambulanten Pflegedienst tätig gewesen. Im Zuge des Petitionsverfah-

rens teilte die Krankenkasse mit, dass der Petent aufgrund der vorgenannten Erfah-

rungen als verantwortliche Pflegekraft für einen ambulanten Pflegedienst akzeptiert 

wird. 

 

 

5.9 Grundsicherung 
 

Das am 01.01.2003 in Kraft getretene Gesetz über eine bedarfsorientierte Grundsi-

cherung im Alter und bei Erwerbsminderung (Grundsicherungsgesetz) ist als eigen-

ständiges Gesetz zum 31.12.2004 außer Kraft getreten und ab dem 01.01.2005 im 

Rahmen der Einordnung der Sozialhilfe in das Sozialgesetzbuch weitgehend unver-

ändert als 4. Kapitel in das Zwölfte Buch des Sozialgesetzbuchs (SGB XII) integriert 

worden. 
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In diesem Zusammenhang erfolgte eine Änderung dahingehend, dass das neue Re-

gelsatzsystem des SGB XII in vollem Umfang auch für die Grundsicherung gilt. Damit 

gelten nunmehr einheitliche Regelsätze bei der Sozialhilfe und der Grundsicherung. 

Zudem entfällt für Bezieherinnen und Bezieher von Grundsicherungsleistungen der 

Anspruch auf Wohngeld, da mit der Grundsicherung nunmehr auch die angemesse-

nen als Unterkunftskosten abdeckt gelten. 

 

Bei den Eingaben zur Grundsicherung entsprachen die vorgebrachten Schwierigkei-

ten weitgehend den Problemlagen, wie sie dem Bürgerbeauftragten im Zusammen-

hang mit der Hilfe zum Lebensunterhalt sowie dem Arbeitslosengeld II (oben 5.1) 

vorgelegt wurden. 
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6 – Wirtschaftsordnung 
 
6.1  Wirtschaftsförderung 
6.2  Wirtschaftsordnung 
6.3  Fremdenverkehr 
 
 
Die Eingaben zu den oben genannten Sachgebieten liegen auf einem niedrigen Ni-

veau und haben sich im Vergleich zum Vorjahr nur unwesentlich erhöht. 

 

Einem Petenten konnte beispielsweise vor einer von ihm beabsichtigten Firmengrün-

dung ein Beratungsgespräch im Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft 

und Weinbau vermittelt werden.  

 

Ein anderer Petent wandte sich mit seiner Eingabe gegen die jährliche Beitragsforde-

rung der Landespsychotherapeutenkammer. Er machte geltend, dass er als Erzie-

hungsleiter einer Tagesklinik nicht psychotherapeutisch arbeitet, sondern lediglich in 

einem geringen Umfang in Nebentätigkeit als Kinder- und Jugendlichentherapeut tätig 

ist. Anstelle des vollen jährlichen Beitrages in Höhe von 475,00 € wollte der Petent 

deshalb nur einen Betrag in Höhe von 100,00 € entrichten. 

 

Die Ermittlungen ergaben, dass dem Petenten im Jahr 1999 eine Approbation als 

Kinder- und Jugendlichentherapeut erteilt wurde. Darüber hinaus übt der Petent auch 

bei seiner hauptberuflichen Tätigkeit Heilkunde und somit eine Tätigkeit aus, bei der 

psychotherapeutisches Wissen angewandt wird. Nach den Feststellungen der Kam-

mer sind deshalb die Voraussetzungen für eine Ermäßigung nicht erfüllt. Die Wider-

sprüche des Petenten gegen die Beitragsbescheide der letzten Jahre wurden daher 

zurückgewiesen, seinem Anliegen konnte nicht entsprochen werden. 

 

Kritik gab es auch zu verschiedenen Aspekten bei der Neuregelung des Apotheken-

notdienstes. Eine 16-stellige Telefon-Nummer für die Einwahl in das Notdienst-

Ansagesystem wird für ältere Menschen ebenso wenig für zumutbar gehalten wie das 

Zurücklegen einer Wegstrecke von bis zu 40 km zur nächsten Apotheke, die Not-

dienst versieht. Im Laufe des Petitionsverfahrens wurde u. a. festgelegt, dass an 

Sonntagen in Mittelzentren immer eine Apotheke dienstbereit ist. Wegen der Telefon-

Nummer hat die Landesapothekenkammer Kontakt mit der Regulierungsbehörde für 

Telekommunikation aufgenommen. Weitere Vorschläge zur Modifizierung, wie zum 
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Beispiel die Einrichtung von Bringdiensten, werden noch diskutiert. Die Ermittlungen 

beziehungsweise die vorliegenden Eingaben konnten deshalb noch nicht abge-

schlossen werden. 

 
 
6.5  Modernisierung, sonstige Förderprogramme 
 
Zu diesem Sachgebiet liegen die Eingaben auf niedrigem Niveau, ohne dass sich 

Besonderheiten ergeben haben. 

 

 

6.4 Wohnungsbauförderung 
6.6 Gesetz zum Abbau der Fehlsubventionierung im Wohnungswesen  
 

Die Eingaben in diesem Bereich liegen auf niedrigem Niveau. In einem Fall schilderte 

ein Petent Probleme mit seiner Kreissparkasse im Zusammenhang mit einer bisher 

nicht erfolgten Auszahlung eines bewilligten Förderdarlehens im Ergänzungspro-

gramm des Landes Rheinland-Pfalz. Auf Initiative des Bürgerbeauftragten konnte 

über die Schlichtungsstelle des Sparkassen- und Giroverbandes, mit der es eine gute 

Zusammenarbeit gibt, eine einvernehmliche Lösung erzielt werden. 

 

In einem anderen Fall wandte sich eine Petentin gegen eine gerichtlich rechtskräftig 

festgestellte Forderung der Verwaltung aus einer Fehlbelegungsabgabe, die sie in 

monatlichen Raten von 20,00 € zurückzahlt. Hierzu sei sie finanziell nicht mehr in der 

Lage. Es konnte im Laufe des Petitionsverfahrens erreicht werden, dass der noch 

offen stehende Restbetrag zunächst bis Mitte 2006 befristet niedergeschlagen wird, 

um danach zu überprüfen, ob eine Rückzahlung möglich ist. 

 
 
6.7  Steuern 
 
Die Anzahl der Eingaben ist leicht zurückgegangen. Auch die Zusammenarbeit mit 

den rheinland-pfälzischen Finanzbehörden ist weiterhin gut und von Kooperationsbe-

reitschaft gekennzeichnet. 

 

Beispielsweise beschwerte sich ein Petent über die Dauer der Bearbeitung seiner 

Einkommensteuererklärung für das Jahr 2004, die er am 08.02.2005 an das Finanz-
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amt übersandt hatte. Auf die Eingabe hin wurde der Einkommensteuerbescheid 2004 

binnen einer Woche am 12.05.2005 zur Post gegeben. Wegen der Länge der Bear-

beitungszeit wies das Finanzamt ergänzend darauf hin, dass sich die normale durch-

schnittliche Verfahrensdauer von rund zwei Monaten wegen einer fehlenden Anlage 

„Vermietung und Verpachtung“ verlängerte.  

 

Dem Anliegen eines anderen Petenten, der den Erlass von Steuerschulden begehrte, 

wurde nach Zahlung eines Teilbetrages wegen der darüber hinausgehenden Rück-

stände entsprochen. 

 

Ein weiterer Petent beklagte sich mit seiner Eingabe darüber, dass die Aufwendun-

gen für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte und solche für die doppelte 

Haushaltsführung im Bescheid über die Einkommensteuer für das Jahr 2002 nicht 

vollständig anerkannt wurden. Die Steuerfestsetzung wurde daraufhin einer erneuten 

Prüfung unterzogen und die dabei festgestellten Fehler in einem berichtigten Steuer-

bescheid behoben. 

 

Entgegenkommend zeigte sich das Finanzamt gegenüber einer Petentin, die eine 

Steuernachzahlung von rund 2.300,00 € aus der Veräußerung eines landwirtschaftli-

chen Betriebes schuldete. Sie machte geltend, dass sie von dem Erlös ein kleines 

Hausgrundstück erworben habe und finanziell nicht zur Zahlung der Steuerforderung 

in der Lage sei. Das zuständige Finanzamt ließ nun eine Sicherungshypothek auf 

dem Grundstück eintragen, wird aber bei unveränderter finanzieller Situation von wei-

teren Vollstreckungsmaßnahmen absehen. Im Ergebnis bedeutet dies für die Peten-

tin, dass sie die Steuerschuld bei unveränderter finanzieller Situation nicht entrichten 

muss, solange sie das Haus nicht verkauft. Die Petentin war mit dieser Lösung ein-

verstanden. 

 

Nicht geholfen werden konnte einer Petentin, die Aufwendungen für eine Studienreise 

im Rahmen ihrer Einkommensteuererklärung als Werbungskosten geltend gemacht 

hatte, die vom Finanzamt jedoch nicht anerkannt wurden. Der Einkommensteuerbe-

scheid wurde bestandskräftig. Erst danach hat die Petentin davon erfahren, dass an-

deren Teilnehmerinnen und Teilnehmern der betreffenden Fortbildungsmaßnahme 

von den jeweils zuständigen Finanzämtern die Kosten anerkannt wurden. Nachdem 

ein Antrag der Petentin auf Wiedereinsetzung in den vorherigen Stand erfolglos blieb, 

wandte sie sich an den Bürgerbeauftragten. 
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Im Rahmen der durchgeführten Ermittlungen sah das Finanzamt keine Möglichkeit, 

den bestandskräftigen Einkommensteuerbescheid abzuändern. Unabhängig von der 

nicht fristgerechten Erhebung des Einspruchs hielt das Finanzamt nach wie vor die im 

Einkommensteuerbescheid getroffene Entscheidung, die von der Petentin geltend 

gemachten Werbungskosten nicht anzuerkennen, für zutreffend. Aufwendungen für 

Auslandsreisen sind nämlich nur dann als Werbungskosten abzugsfähig, wenn die 

Verfolgung privater Interessen nahezu ausgeschlossen ist. Es reicht nicht aus, dass 

die berufliche Veranlassung gegenüber privaten Elementen überwiegt. Anhand des 

von der Petentin vorgelegten Programms der Reise war für das Finanzamt ersichtlich, 

dass nicht unwesentliche Programmteile allgemein interessierende Veranstaltungen 

und touristische Arrangements enthielten. Die Entscheidung des Finanzamts war 

nach den im Laufe des Petitionsverfahrens getroffenen Feststellungen der Oberfi-

nanzdirektion Koblenz sowie des Ministeriums der Finanzen nicht zu beanstanden. 

Trotz gegebenenfalls abweichender Entscheidungen anderer Finanzämter besteht für 

die Petentin kein verfassungsrechtlicher Anspruch auf Gleichbehandlung im Unrecht.  

 

Im Jahresbericht 2004 war im 3. Teil auf die Irritationen eingegangen worden, zu de-

nen es anhand der am 17.02.2004 beschlossenen Landesverordnung über die Mit-

wirkung der Zulassungsbehörden bei der Verwaltung der Kraftfahrzeugsteuer ge-

kommen war. Die Landesverordnung sieht vor, dass die Aushändigung des Kraftfahr-

zeugscheins durch die Zulassungsbehörde bei der An- oder Ummeldung eines Kraft-

fahrzeuges nur erfolgt, wenn dort nachgewiesen wird, dass die Fahrzeughalterin be-

ziehungsweise der Fahrzeughalter für die Kfz-Steuer eine Einzugsermächtigung er-

teilt hat oder eine Bescheinigung des Finanzamts vorliegt, dass eine solche in beson-

deren Fällen nicht erforderlich ist. Im Zuge der Bearbeitung dieser Eingaben berichte-

te der Staatssekretär im Ministerium der Finanzen während einer Sitzung des Petiti-

onsausschusses des Landtags Rheinland-Pfalz über die Hintergründe für die be-

schlossene Verordnung. Sie dient der Verwaltungsvereinfachung sowie der Einspa-

rung. 

 

Im Berichtszeitraum hat der Bürgerbeauftragte aufmerksam beobachtet, wie die Lan-

desverordnung von den Zulassungsstellen und Finanzämtern angewandt wird. Da 

allerdings nur noch vereinzelt Eingaben dazu eingegangen sind, geht der Bürgerbe-

auftragte davon aus, dass die oben geschilderte Vorgehensweise aufgrund des damit 

verfolgten Zwecks mittlerweile bei den Bürgerinnen und Bürgern Akzeptanz findet. 

Auch das Oberverwaltungsgericht Koblenz hat mittlerweile entschieden, dass die Zu-
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lassung eines Kfz von der Erteilung einer Ermächtigung zum Einzug der Kfz-Steuer 

vom Girokonto der Fahrzeughalterin oder des Fahrzeughalters abhängig gemacht 

werden darf. 
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7 – Kultur 
 
7.1  Schulische Angelegenheiten 
 

Die Zahl der Eingaben hat nach einem leichten Rückgang in 2004 wieder deutlich 

zugenommen und liegt sogar über dem Niveau von 2003. Neben dem „Dauerbren-

ner“ Schülerbeförderung waren auch mehrere Eingaben zur Lernmittelfreiheit anhän-

gig. Die Petentinnen und Petenten, meist Eltern von drei und mehr Kindern sowie 

teilweise Bezieherinnen und Bezieher von Arbeitslosengeld II, wünschten in diesem 

Zusammenhang die Rückkehr zum Ausleihsystem, da die Kosten für den Erwerb der 

Schulbücher von den bewilligten Lernmittelgutscheinen nicht vollständig abgedeckt 

werden. Das Ministerium für Bildung, Frauen und Jugend sah aber aus sachlichen 

Gründen und wegen der schwierigen Haushaltssituation keine Möglichkeit für eine 

Rückkehr zum alten System. Das Ministerium wird sich aber für eine Erhöhung der 

Gutscheinwerte einsetzen, soweit durch die Einführung des Arbeitslosengeldes II in 

Bezug auf die Lernmittelförderung teilweise Verschlechterungen eingetreten sind. 

Das Ministerium konnte darüber hinaus für verschiedene Einzelfälle einen zusätzli-

chen Zuschuss in Aussicht stellen, wenn ein besonderer Härtefall nachgewiesen wird. 

 

Eine Petentin forderte mit ihrer Eingabe Maßnahmen zur Befestigung eines schmalen 

„Trampelpfades“, den unter anderem die Schulkinder des Ortes benutzen, um eine 

Bushaltestelle an der Bundesstraße zwischen Altenkirchen und Wissen zu erreichen. 

Im Laufe des Petitionsverfahrens hat die Verbandsgemeindeverwaltung den Pfad mit 

Splitt befestigen lassen. Hiermit wurde dem Anliegen der Petentin Rechnung getra-

gen. 

 

Dem Wunsch eines anderen Petenten, an einer Kreisstraße außerhalb einer ge-

schlossenen Ortschaft eine Bedarfshaltestelle einzurichten, um seinen Söhnen den 

Schulweg zu erleichtern, konnte nicht entsprochen werden. Trotz intensiver Bemü-

hungen sahen die beteiligten Dienststellen keine Möglichkeit, aufgrund der im fragli-

chen Streckenverlauf vorhandenen Verkehrssicherheitsrisiken eine Bedarfshaltestelle 

einzurichten. Dem könnte nur zugestimmt werden, wenn eine Haltebucht hergestellt 

wird. Dazu ist aber die Kreisverwaltung wegen der hierfür anfallenden Kosten nicht 

bereit. 
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Eine Schülerin der achten Klasse einer Hauptschule wies mit ihrer Eingabe auf die 

unhaltbaren Zustände in ihrer Klasse während des Unterrichts hin und bat um Über-

prüfung. Außerdem benötigte sie Auskünfte zu einem gewünschten Wechsel an eine 

Realschule. Der Schülerin konnten die erforderlichen Auskünfte im Laufe des Petiti-

onsverfahrens erteilt werden. Außerdem wurden die von ihr geschilderten Zustände 

durch die Schulleitung und die Schulaufsicht geprüft und Maßnahmen zur Verbesse-

rung der Lernbedingungen in der Klasse eingeleitet. Dem Anliegen der Schülerin 

wurde damit insgesamt Rechnung getragen. 

In einer anderen Eingabe ging es um eine Grundschule, an der von zwei Beamten 

des Polizeipräsidiums in den letzten Jahren Selbstbehauptungskurse für die vierten 

Klassen durchgeführt wurden. Ein Petent setzte sich mit seiner Eingabe für die Fort-

führung dieser Kurse ein. Die weitere Durchführung dieser Kurse konnte aber auf-

grund der derzeitigen Personalsituation vom Polizeipräsidium nicht mehr angeboten 

werden. Im Laufe des Petitionsverfahrens konnten dem Petenten aber andere Wege 

aufgezeigt werden, wie die Schule das Selbstbehauptungstraining auch ohne die Un-

terstützung durch Beamte des Polizeipräsidiums sicherstellen kann. 

 

Eine nicht alltägliche Angelegenheit wurde von einem Petenten, der sich selbst als 

Atheist bezeichnete, an den Bürgerbeauftragten herangetragen. Der Petent bean-

standet die Durchführung von Gottesdiensten oder beispielsweise Theaterstücken mit 

religiösem Bezug an der Grundschule seiner Tochter. Da seine Tochter aufgrund der 

atheistischen Einstellung der Familie an solchen Veranstaltungen nicht teilnehme und 

sich deshalb insoweit vom Schulgeschehen ausgegrenzt fühle, fordert der Petent ein 

Verbot solcher Veranstaltungen. 

 

Dem Petenten steht zwar das Recht zu, über eine Teilnahme seiner Tochter an ei-

nem Schulgottesdienst zu entscheiden. Für eine entsprechende Betreuung seitens 

der Schule wird dann gesorgt. Nach den von der Aufsichts- und Dienstleistungsdirek-

tion Trier im Laufe des Petitionsverfahrens getroffenen Feststellungen aber besteht 

für Eltern jedoch kein Anspruch darauf, einer Schule die Durchführung von Schulgot-

tesdiensten, an dem die Kinder freiwillig teilnehmen können, zu untersagen.  

 

Gegenstand einer anderen Eingabe war die Anerkennung eines im Ausland erworbe-

nen Schulabschlusses. Der Petent hat sich gemeinsam mit seiner Familie mehrere 

Jahre in den USA aufgehalten. Seine Tochter hat dort den High-School-Abschluss 

bestanden und möchte nunmehr in Deutschland eine Ausbildung beginnen. Dafür 
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benötigt seine Tochter die Bestätigung, dass ihr in den USA erworbener Schulab-

schluss gleichwertig mit einem Realschulabschluss ist.  

 

Im Laufe des Petitionsverfahrens sind allerdings sowohl die Aufsichts- und Dienstleis-

tungsdirektion Trier als auch das Ministerium für Bildung, Frauen und Jugend zu dem 

Ergebnis gelangt, dass die von der Tochter des Petenten erzielten und nachgewiese-

nen Leistungen nicht ausreichen, um den in den USA erworbenen Schulabschluss als 

gleichwertig mit dem qualifizierten Sekundarabschluss I zu bewerten. Die Entschei-

dung wurde damit begründet, dass die Kenntnisse der Tochter des Petenten sowohl 

im Fach Deutsch als auch im Fach Mathematik nicht dem Niveau des qualifizierten 

Sekundarabschlusses I in Deutschland entsprechen. Dem Anliegen des Petenten 

konnte deshalb leider nicht entsprochen werden. 

 

 

7.2  Weiterbildung 
7.3  Hochschulwesen 
 

Zu den oben genannten Sachgebieten erreichte den Bürgerbeauftragten im Berichts-

jahr wie im Vorjahr nur eine geringe Zahl von Eingaben. Ein Schwerpunkt lässt sich 

schon aufgrund der geringen Anzahl von Eingaben nicht festlegen, vielmehr waren 

ganz unterschiedliche Sachverhalte zu bearbeiten. 

 

Beispielsweise waren mehrere Zahnärzte nicht mit der Vorgehensweise bei der Ertei-

lung eines „Freiwilligen Fortbildungssiegels“ durch die Landeszahnärztekammer ein-

verstanden. Die Petenten wandten sich dagegen, dass die Antragsunterlagen erst ab 

dem 1. Juli 2005 von der Landeszahnärztekammer angenommen werden und die 

Zuerkennung des Siegels erst ab dem 1. Januar 2006 möglich sein soll. Die Petenten 

vertraten die Ansicht, dass dies schon früher möglich sein müsste. 

 

Die Ermittlungen haben ergeben, dass es sich bei dem „Freiwilligen Fortbildungssie-

gel“ nicht um eine Pflichtveranstaltung im Sinne von § 95 d Sozialgesetzbuch V han-

delt. Vielmehr resultiert dieses Siegel aus einem bei der Bundeszahnärztekammer im 

Jahr 2002 initiierten Modellprojekt, dem sich auch die Landeszahnärztekammer mit 

Wirkung vom 01.01.2003 anschloss. Nach den Feststellungen der Landeszahnärzte-

kammer bestimmt das Statut zu dem Fortbildungssiegel, dass vor Ablauf von drei 

Jahren ab dem In-Kraft-Treten des Statuts keine Erteilung des Fortbildungssiegels 
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möglich ist. Dieser Standpunkt wurde vom Ministerium für Arbeit, Soziales, Familie 

und Gesundheit bestätigt. 

 

Ein anderer Petent forderte, dass der ihm gegenüber ausgesprochene dauerhafte 

Ausschluss von der Benutzung der Universitäts- beziehungsweise der Zentralbiblio-

thek rückgängig gemacht wird. Die Ermittlungen ergaben, dass der Petent nach den 

von der Johannes- Gutenberg-Universität getroffenen Feststellungen mehrfach in 

schwerwiegender Weise gegen die Benutzungsordnung der Universitäts- bezie-

hungsweise der Zentralbibliothek verstoßen hat, indem er Bücher nicht fristgerecht 

zurückgegeben sowie die daraus resultierenden Säumnisgebühren nicht gezahlt hat. 

Die Johannes-Gutenberg-Universität sah deshalb keine Möglichkeit, den gegenüber 

dem Petenten, der im Übrigen kein Mitglied der Universität ist, ausgesprochenen 

dauerhaften Ausschluss rückgängig zu machen.  

 

 
7.4 Rundfunk, Fernsehen, Gebührenbefreiung 
 

Die Zahl der Eingaben in diesem Sachgebiet ist im Berichtsjahr überdurchschnittlich 

gestiegen. Hintergrund des Anstiegs ist sicherlich die Änderung des Rundfunkgebüh-

renstaatsvertrags zum 01.04.2005. Ab diesem Zeitpunkt ist eine Befreiung von der 

Rundfunkgebührenpflicht an das Vorliegen bestimmter Voraussetzungen bezie-

hungsweise an den Bezug einer bestimmten Sozialleistung geknüpft. Zudem ist seit 

der Änderung des Rundfunkgebührenstaatsvertrags der Antrag auf Befreiung von der 

Rundfunkgebührenpflicht bei der Gebühreneinzugszentrale (GEZ) direkt zu stellen 

und nicht mehr bei den zuständigen Sozialämtern. 

 

Der größte Teil der Petitionen betraf daher auch die Befreiung von der Rundfunkge-

bührenpflicht und Probleme bei der Bearbeitung der Befreiungsanträge durch die 

GEZ. Durch die Umstellung war es zunächst zu größeren Rückständen gekommen, 

die eine verlängerte Bearbeitungszeit zu Folge hatten. Nach einer Überprüfung des 

Sachverhalts durch den Südwestrundfunk (SWR) konnte den Petentinnen und Peten-

ten in der Regel zügig geholfen werden.  

 

Der Bürgerbeauftragte möchte sich in diesem Zusammenhang ausdrücklich für die 

gute Zusammenarbeit mit dem Südwestrundfunk, insbesondere mit seinem Justitiar, 

Dr. Hermann Eicher, bedanken. Jeder Einzelfall wird im Rahmen des Petitionsverfah-

rens sorgfältig geprüft. Dabei werden oft auch von Seiten des Südwestrundfunks im 
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Rahmen der geltenden rechtlichen Rahmenbestimmungen Möglichkeiten für eine ein-

vernehmliche Lösung vorgeschlagen. 

 

So begehrte in einem Fall ein Petent für seinen Betreuten, der sich in einer Jugendhil-

feeinrichtung befand und Leistungen der Jugendhilfe bezog, die Befreiung von der 

Rundfunkgebührenpflicht. Der Bezug von Jugendhilfeleistungen ist jedoch im Rund-

funkgebührenstaatsvertrag nicht genannt. Eine Überprüfung ergab aber, dass es sich 

hierbei um der Sozialhilfe vergleichbare Leistungen handelt. Die Befreiung von der 

Rundfunkgebührenpflicht wurde demnach erteilt. 

 

Dagegen konnte in zwei weiteren Fällen, in denen die Petenten die Rückerstattung 

überzahlter Rundfunkgebühren begehrten, nicht geholfen werden. In beiden Fällen 

hatten die Petenten über einen Zeitraum von mehr als zwanzig Jahren doppelt Ge-

bühren gezahlt, ohne dass ihnen dies zunächst aufgefallen war. Die GEZ und der 

Südwestrundfunk beriefen sich auf die Einrede der Verjährung und waren nur zur 

Erstattung der doppelt gezahlten Gebühren für die letzten vier Jahre bereit. In diesem 

Zusammenhang wies der SWR darauf hin, dass jede Rundfunkteilnehmerin und jeder 

Rundfunkteilnehmer verpflichtet ist, seine Kontoauszüge zeitnah zu kontrollieren, um 

Nachteile rechtzeitig zu vermeiden. 

 

Innerhalb dieses Sachgebietes sind auch Eingaben zu bearbeiten, die nicht mit der 

Erhebung von Rundfunkgebühren im Zusammenhang stehen. So störte sich ein pen-

sionierter Deutschlehrer daran, dass Moderatoren des Radiosenders SWR 4 Begriffe 

verwenden, die seiner Meinung nach nicht dem richtigen Sprachgebrauch entspre-

chen. Als Beispiel nannte er „Stundenkilometer“ statt „Kilometer pro Stunde“. Im Lau-

fe des Petitionsverfahrens konnte ein Gespräch des Petenten mit dem zuständigen 

Programmchef vermittelt werden, in dem die Anregungen des Petenten besprochen 

wurden und die Angelegenheit zur Zufriedenheit des Petenten gelöst werden konnte. 

 
 
7.5  Sonstige kulturelle Angelegenheiten 
 

Zu diesem Sachgebiet ist im Berichtszeitraum im Gegensatz zum Vorjahr der Ein-

gang nur einer Eingabe zu verzeichnen.  
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7.6 Kinder-, Jugend- und Personensorge 
 

Die Eingaben zu diesem Sachgebiet sind im Jahr 2005 gegenüber dem Berichtsjahr 

2004 deutlich gesunken, liegen jedoch in etwa bei der Zahl der Eingaben aus dem 

Berichtsjahr 2003. Bestimmte Schwerpunkte lassen sich in diesem Bereich nicht fest-

stellen. Vielmehr betreffen die im Jahr 2005 zu bearbeitenden Eingaben alle Bereiche 

der Kinder-, Jugend- und Personensorge. 

 

In mehreren Eingaben wandten sich Petentinnen und Petenten an den Bürgerbeauf-

tragten, da es Probleme im Zusammenhang mit dem Besuch eines Kindergartens 

beziehungsweise einer Kindertagesstätte gab. So wollten in einem Fall die Eltern ei-

nes vierjährigen Kindes erreichen, dass dieses nach dem Umzug der Familie in das 

angrenzende Kreisgebiet weiter den bisherigen Kindergarten der Stadt besuchen 

kann, zumal dieser Kindergarten erheblich näher am Wohnhaus der Familie liegt als 

der Kindergarten im Kreisgebiet und das Kind später in die nahe gelegene Grunschu-

le der Stadt eingeschult werden soll. Die Kreisverwaltung weigerte sich zunächst, die 

von der Stadtverwaltung geforderten anteiligen Personalkosten zu zahlen, wie dies 

die bisherige Praxis vorsah. Die Kreisverwaltung wollte diesen Fall zum Anlass neh-

men, das Problem der Kostenerstattungspflicht zu überdenken. Die Art und Weise 

des Vorgehens stieß beim Bürgerbeauftragten auf Unverständnis. Er sah darin ein 

überzogenes bürokratisches Vorgehen und mangelndes Einfühlungsvermögen der 

beteiligten Verwaltungen, die auf ihren Positionen beharrten. Der Bürgerbeauftragte 

appellierte im Verlauf des Petitionsverfahrens eindringlich an beide Verwaltungen, im 

Interesse des Kindes kurzfristig und unbürokratisch eine Einigung herbeizuführen. 

Die betroffene Kreisverwaltung hat sich schließlich dazu bereit erklärt, den kommuna-

len Anteil an den Personalkosten zu übernehmen, sodass eine Lösung im Sinne der 

Petenten erreicht werden konnte. 

 

Weitere Eingaben betrafen die Beförderung der Kinder zum Kindergarten bezie-

hungsweise die Übernahme der Fahrtkosten. In einem Fall begehrte die Petentin eine 

Änderung des Fahrplans, da den Kindern eine Fahrzeit von über 30 Minuten mit ei-

nem Bus, mit dem ebenfalls Schulkinder befördert werden, nicht zuzumuten sei. Da 

eine Änderung des Fahrplans zunächst nicht möglich war, wurde mit der Petentin 

sowie den weiteren betroffenen Eltern vereinbart, dass die Kinder von den Eltern mit 

dem PKW zum Kindergarten befördert und den Eltern die Kosten dafür erstattet wer-

den.  
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Eine größere Zahl von Eingaben hatte auch im Berichtsjahr die Gewährung von Ein-

gliederungshilfen an Kinder und Jugendliche, die seelisch behindert oder von einer 

solchen Behinderung bedroht sind, zum Gegenstand. 

 

So begehrten in einem Fall die Eltern die Übernahme von Kosten einer Dyskalkulie-

therapie zur Behebung einer Rechenschwäche für ihre elfjährige Tochter. Die Über-

prüfung ergab, dass die Kreisverwaltung Eingliederungshilfe in Form der beantragten 

Therapie in Verbindung mit einer ambulanten Betreuung bewilligte. Zudem wurde 

dem Antrag der Petenten auf Besuch einer anderen Grundschule entsprochen, so-

dass die Tochter die Möglichkeit erhält, in einem anderen Umfeld ohne Vorbehalte 

die Grundschule abzuschließen.  

 

Im Jahr 2005 war erneut eine größere Zahl von Eingaben zu bearbeiten, bei denen 

es um das Sorge- und Umgangsrecht nach Trennung oder Scheidung der Eltern ging. 

In diesem Zusammenhang schilderten die Petentinnen und Petenten zumeist Prob-

leme mit dem Jugendamt. Die Petenten, bei denen es sich in der Regel um den El-

ternteil handelt, der ein Umgangsrecht mit dem Kind erhalten möchte, fühlten sich 

zumeist von den Jugendämtern ungerecht behandelt. Wie bereits im Jahresbericht 

2004 ausführlich dargestellt, sind die Möglichkeiten des Bürgerbeauftragten, insbe-

sondere wenn bereits Gerichte eingeschaltet wurden, beschränkt. Es gelingt jedoch 

in einigen Fällen, Missverständnisse zwischen Petentinnen und Petenten und dem 

entsprechenden Jugendamt auszuräumen und eine Klärung der Angelegenheit, ins-

besondere auch durch die Bemühungen der Jugendämter, herbeizuführen. 

 

 

7.7  Sport 
 

Zu dem oben genannten Tätigkeitsfeld erreichten den Bürgerbeauftragten kaum Ein-

gaben. 
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8 – Landwirtschaft und Umwelt 
 
8.1  Landwirtschaft und Weinbau, Flurbereinigung 
8.2  Jagd, Forst, Fischerei 
8.3  Landschaftspflege, Umweltschutz, Tierschutz 
 
In diesen Sachgebieten waren im Berichtsjahr deutliche Zuwächse im Verhältnis zum 

Vorjahr zu verzeichnen. Die Anzahl der Eingaben zu den Sachgebieten 8.1 und 8.2 

befinden sich wieder auf dem Niveau von 2003. Die Zahl der Eingaben zu Sachgebiet 

8.3 nimmt seit 2003 kontinuierlich zu. 

 

Bei Sachgebiet 8.1 hängt der zahlenmäßige Anstieg der Eingaben mit der beabsich-

tigten Einleitung eines einzigen Flurbereinigungsverfahrens zusammen. Schon bevor 

überhaupt die Einleitung des Flurbereinigungsverfahrens beschlossen wurde, wand-

ten sich verschiedene Interessengruppen an das zuständige Dienstleistungszentrum 

Ländlicher Raum beziehungsweise an den Bürgerbeauftragten. Zahlreiche in einer 

Interessengemeinschaft zusammengeschlossenen Einwohnerinnen und Einwohner 

wenden sich gegen die Einleitung des Verfahrens, da kein objektives Interesse an 

einer Bodenordnung der Weinberge gesehen wird. Ein ortsansässiger Winzer jedoch 

fordert unter anderem zur Verbesserung der Wirtschaftlichkeit des Weinanbaus die 

möglichst zügige Durchführung des Flurbereinigungsverfahrens. Der Obst- und Gar-

tenbauverein wiederum vertritt eine differenzierte Position zu einem solchen Verfah-

ren und befürchtet, dass langjährig gepflegte Gartenflächen Winzern zur Bewirtschaf-

tung zugeteilt werden. 

 

Um bereits im Vorfeld des eigentlichen Flurbereinigungsverfahrens aufgrund dieser 

Konstellation den aufgetretenen Spannungen besser begegnen zu können, soll auf 

die Empfehlung des Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Wein-

bau hin eine Moderation unter der Leitung von zwei neutralen Persönlichkeiten 

durchgeführt werden. Dadurch soll ein Ausgleich zwischen den planerischen Not-

wendigkeiten und den Wünschen der Betroffenen erzielt werden. Das Ergebnis bleibt 

abzuwarten. 

 

Presseberichte hatte ein Petent dahingehend verstanden, dass Fischerei-Erlaubnis-

scheine an der Mosel nur noch an Anglervereine beziehungsweise deren Mitglieder 

vergeben werden. Der Petent beanstandete diese vermeintliche Regelung, weil er 

keinem Verein beitreten möchte. Im Rahmen des Petitionsverfahrens stellte das Mi-
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nisterium für Umwelt und Forsten aber klar, dass zwar ein gewisser Anteil an dem 

jährlichen Kontingent von Erlaubnisscheinen an Vereine vergeben werden soll. Für 

Einzelpersonen, die nicht Mitglied in einem Anglerverein sind, steht aber nach wie vor 

eine ausreichende Anzahl an Erlaubnisscheinen zur Verfügung. 

 

Zum Thema Tierschutz wurden dem Bürgerbeauftragten Eingaben vom Petitionsaus-

schuss des Deutschen Bundestages zugeleitet. Eine Petentin forderte z. B. mit ihrer 

Eingabe ein bundesweites Verbot von Rodeo-Veranstaltungen. Im Laufe des Petiti-

onsverfahrens hat das Ministerium für Umwelt und Forsten mitgeteilt, dass zukünftig 

Rodeo-Veranstaltungen nur noch unter weit reichenden Auflagen des Tierschutzes 

durchgeführt werden dürfen. Dem Anliegen der Petentin wurde damit Rechnung ge-

tragen. 

 

Gegenstand einer anderen Eingabe waren die Bedingungen für Mastkaninchen in 

Käfighaltung. Die Ermittlungen ergaben, dass es in Rheinland-Pfalz nur sehr wenige, 

überwiegend private Halterinnen und Halter von Kaninchen zu Mastzwecken gibt. Bei 

Beurteilung dieser Tierhaltung werden die allgemeinen Bestimmungen des § 2 Tier-

schutzgesetz zugrunde gelegt und darüber hinaus Gutachten, zum Beispiel die der 

Tierärztlichen Vereinigung für Tierschutz e.V., zur Kaninchenhaltung hinzugezogen. 

Landesspezifische Regelungen sind wegen der geringen Anzahl in Rheinland-Pfalz 

nicht getroffen worden. Mit dieser Auskunft konnte die Sachlage in Rheinland-Pfalz 

für die Petentin geklärt werden.  

 

Auch die folgende weitere Eingabe ist dem Bereich Tierschutz zuzuordnen. Vertretin-

nen eines Tierschutzvereins beklagten sich über die Zusammenarbeit mit einer Kreis-

verwaltung. Insbesondere wurde beanstandet, dass Tierarztkosten für die Behand-

lung eines Hundes von der Kreisverwaltung nicht vollständig übernommen wurden. 

Im Zuge des Petitionsverfahrens konnten Fragen der Zusammenarbeit während eines 

Gespräches von Vereinsvertretern und Vertretern der Kreisverwaltung zwar im We-

sentlichen geklärt werden. Bei der Frage der Übernahme der Tierarztkosten sah die 

Kreisverwaltung aber keine Möglichkeit für ein Entgegenkommen. Die Verwaltung 

begründete dies damit, dass die tierärztliche Prognose für das Überleben des Tieres 

oder gar für eine Gesundung, die ein beschwerdefreies Leben ermöglicht hätte, äu-

ßerst schlecht war. Deswegen hat die Kreisverwaltung lediglich die Kosten erstattet, 

die bei der Einschläferung des Hundes angefallen wären. 
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8.4  Katasterwesen 
 

Die Zahl der Eingaben in diesem Bereich ist annähernd gleich geblieben. Dabei be-

trafen die Eingaben vor allem Fragen der Grundstücksvermessung und –bewertung 

durch die Kataster- und Vermessungsämter und die in diesem Zusammenhang erho-

benen Gebühren.  

 
So wandte sich ein Ehepaar gegen die Erhebung von Gebühren aufgrund einer von 

Amts wegen vorgenommenen Gebäudeeinmessung, da ihrer Auffassung nach der 

Voreigentümer vor 35 Jahren die Einmessung hätte beantragen und die Kosten dafür 

übernehmen müssen. Eine Forderung der Kosten von ihnen sei nicht zumutbar. Die 

Überprüfung im Petitionsverfahren ergab, dass nach den gesetzlichen Vorschriften 

Kostenschuldner ist, wer zum Vermessungszeitpunkt Eigentümer des Grundstücks 

ist. Die Petenten müssen die Kosten daher übernehmen. Durch das Vermessungs- 

und Katasteramt wurde ihnen jedoch eine Ratenzahlung angeboten. 

 

 

8.5  Gewässerunterhaltung, Wasserrecht, Hochwasser 
8.6  Frisch- und Abwasser, Strom- und Gasversorgung 
8.7  Gewerbeaufsicht 
 
Die angesprochenen Sachverhalte sind vielfältig, Schwerpunkte sind nicht festzustel-

len. Die nahezu eingetretene Verdoppelung der Anzahl der Eingaben bei Sachgebiet 

8.6 kam wegen des Baues einer Kanalisation, gegen deren technische Ausführung 

sich mehrere Eigentümerinnen und Eigentümer der anzuschließenden Grundstücke 

wandten, zustande. Die Ermittlungen ergaben aber, dass das gewählte Entwässe-

rungssystem die wirtschaftlichste Lösung darstellt. Das Oberverwaltungsgericht 

Rheinland-Pfalz kam außerdem zu dem Ergebnis, dass die Planung sachgerecht ist 

und die künftigen Anschlussnehmerinnen und Anschlussnehmer nicht über Gebühr 

belastet werden. 

 

Diese Vielfältigkeit soll mit der nachfolgenden Eingabe verdeutlicht werden. Ein Pe-

tent hatte ein Modell für eine neuartige Hochwasserschutzanlage konstruiert und bat 

mit seiner Eingabe um Unterstützung bei der Anerkennung seiner Entwicklung. Im 

Laufe des Petitionsverfahrens erhielt der Petent die Möglichkeit, sein Modell Vertre-

tern des Ministeriums für Umwelt und Forsten sowie der Struktur- und Genehmi-

gungsdirektion Nord vorzustellen. Als Ergebnis teilte das Ministerium unter anderem 
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mit, dass die Konstruktion städtebaulich interessant und eventuell weiterentwickelbar 

ist. Darüber hinaus erhielt der Petent auch noch die Möglichkeit, sein Modell bei ei-

nem Forschungsinstitut vorzustellen. Gegebenenfalls besteht so die Möglichkeit, das 

Modell auf seine Praxistauglichkeit hin überprüfen zu lassen. 

 

Ein anderer Petent erkundigte sich nach den zu erfüllenden Vorgaben, um eine Foto-

voltaikanlage zur gewerblichen Nutzung auf dem Dach seines Wohnhauses betreiben 

zu können. Von der Verbandsgemeindeverwaltung hatte er erfahren, dass hierfür 

eine Gewerbeanmeldung und außerdem die Mitgliedschaft in der Berufsgenossen-

schaft beziehungsweise in der Industrie- und Handelskammer notwendig sei. Der 

Eingabe aber war die Meinung des Petenten zu entnehmen, dass es wegen dieser 

Hürden nicht zu einer Steigerung des Anteils der auf diese Weise erzeugten Energie 

kommen wird. Die Ermittlungen ergaben, dass nach den Feststellungen des Ministe-

riums für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau die von dem Petenten 

beabsichtigte Einspeisung von Solarstrom ins örtliche Stromnetz nicht als Gewerbe 

im Sinne der Gewerbeordnung einzustufen ist. Bei kleineren Anlagen mit einer Nenn-

leistung von nicht mehr als 5 kWp ist nicht von einer Gewinnerzielungsabsicht im ge-

werberechtlichen Sinne auszugehen. Aus diesem Grund ist weder eine Gewerbean-

zeige noch die Unterrichtung der zuständigen Berufsgenossenschaft beziehungswei-

se der Industrie- und Handelskammer notwendig. Das Ministerium hat die Verbands-

gemeindeverwaltung im Laufe des Petitionsverfahrens über die oben geschilderte 

Rechtslage unterrichtet. Mit diesen Hinweisen konnte dem Petenten geholfen wer-

den. 

 

 

8.8  Immissionsschutz, Schornsteinfeger 
 

Wie auch in den vergangenen Berichtsjahren waren die Beschwerden im Bereich 

Immissionsschutz sehr vielfältig. Kernpunkt war aber wiederum das Schornsteinfe-

gerwesen, wobei diese Eingaben sowohl auf eine Änderung der bestehenden gesetz-

lichen Bestimmungen in diesem Bereich gerichtet waren (so genannte Legislativein-

gaben) als auch das Verhalten einzelner Schornsteinfegermeister zum Gegenstand 

hatten.  

 

Die noch laufende Diskussion um die Reform des Schornsteinfegerwesens wurde 

auch im Berichtsjahr im Wege eines Selbstaufgriffs aufmerksam verfolgt. Zu der 
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Problematik  wurde bereits im Jahresbericht 2004 näher berichtet. Nach derzeitigem 

Stand favorisiert das Bundeswirtschaftsministerium als Reformvorschlag das so ge-

nannte wettbewerbsorientierte Kehrbezirksmodell, wonach dem Kehrbezirksinhaber 

nur die hoheitlichen Aufgaben vorbehalten bleiben (Feuerstättenschau alle fünf Jahre, 

Bescheinigung der Brandsicherheit und Kehrbuchführung). Die Bundesregierung er-

arbeitet derzeit einen ersten Diskussionsentwurf für ein entsprechendes Gesetz, der 

den Ländern zeitnah zur Stellungnahme übermittelt werden soll. Die weitere Entwick-

lung in diesem Bereich bleibt abzuwarten. Von besonderem Interesse ist in diesem 

Zusammenhang das Urteil des Oberverwaltungsgerichts Rheinland-Pfalz vom 

15.11.2005, wonach eine moderne Gaszentralheizung nicht zwingend jährlich vom 

Schornsteinfeger gereinigt werden muss. Zu einer Anfrage des Bürgerbeauftragten, 

wie unter Berücksichtigung dieses Urteils künftig verfahren wird, erklärte das zustän-

dige Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau, dass geplant 

ist, die rheinland-pfälzische Kehr- und Überprüfungsordnung im Sinne dieses Urteils 

zu ändern. Die weitere Entwicklung wird daher auch unter diesem Gesichtspunkte 

aufmerksam verfolgt. 

 

Im Bereich des Immissionsschutzes beschäftigten sich auch in diesem Berichtsjahr 

wieder Eingaben mit Lärmbelästigungen, insbesondere durch Straßenverkehr, Ver-

anstaltungen oder benachbarte Gewerbebetriebe und Gaststätten. Auch Geruchsbe-

lästigungen von benachbarten Gewerbebetrieben waren Gegenstand verschiedener 

Eingaben.  

 

So beschwerte sich ein Petent beispielsweise über Geruchsbelästigungen, die von 

einer in der Nähe seines Wohnhauses befindlichen Kompostierungsanlage ausgin-

gen. Im Laufe des Petitionsverfahrens konnte erreicht werden, dass die Kompostie-

rungsanlage geschlossen wurde und damit die Geruchsbelästigungen für den Peten-

ten abgestellt wurden.  

 

Auch gemeindliche Einrichtungen und Veranstaltungen stießen im Berichtsjahr nicht 

nur auf Zustimmung der Bürgerinnen und Bürger. So beschwerte sich beispielsweise 

ein Petent über Musik und Lärmbelästigungen, die von Open-Air-Konzerten und wei-

teren Veranstaltungen in den Sommermonaten ausgingen. Nach Angaben der Stadt-

verwaltung bewegt sich die Lautstärke innerhalb der von der Aufsichtsbehörde er-

laubten Bandbreite, was der Petent jedoch bestreitet. Die Eingabe konnte bisher noch 

nicht abgeschlossen werden. 
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In einem anderen Fall beanstandeten die Petenten Lärmbelästigungen einer Kirmes. 

Im Zuge des Petitionsverfahrens fand ein Gespräch zwischen den Petenten und dem 

Ortsbürgermeister sowie einem Vertreter der Verbandsgemeinde statt. Hierbei wurde 

einvernehmlich festgelegt, dass Kirmesveranstaltungen bis 24.00 Uhr wie bisher 

stattfinden können. Weiter wurde vereinbart, dass die Lautstärke der Musik und die 

Ansagen der Fahrgeschäfte bis 2.00 Ihr eingeschränkt werden sollen und ab 02.00 

Uhr Musik und Ansage ganz entfallen. Die Petenten sind mit diesem Ergebnis zufrie-

den. 

 

Wieder andere Eingaben beschäftigten sich mit Lärmbelästigungen durch Straßen-

verkehrslärm. In einem Fall war ein Petent beispielsweise der Ansicht, dass die von 

der benachbarten Umgehungsstraße ausgehenden Lärmbelästigungen insbesondere 

durch einen neu aufgebrachten Asphalt verursacht werden. Die Überprüfungen erga-

ben jedoch, dass der aufgebrachte Asphaltbelag den technischen Anforderungen 

entspricht und demnach keine weiter gehenden Lärmschutzmaßnahmen zugunsten 

des Petenten getroffen werden können.  

 

Ein Petent aus Kaiserslautern beschwerte sich über nächtliche Ruhestörungen, die 

von der Baustelle des Fritz-Walter-Stadions ausgehen, da ursprünglich die Arbeiten 

bis spätestens 23:00 Uhr eingestellt werden sollten. Aufgrund von Verzögerungen 

unter anderem wegen einer Frostperiode im Januar und Februar sind jedoch zur 

rechtzeitigen Fertigstellung vor der Fußballweltmeisterschaft 2006 Nachtarbeiten not-

wendig geworden, für die entsprechende Ausnahmegenehmigungen erteilt wurden. 

Die Struktur- und Genehmigugnsdirektion Süd teilte im Zuge des Petitionsverfahrens 

mit, dass dabei die Anwohnerinteressen, insbesondere hinsichtlich der Lärmbelästi-

gungen berücksichtigt werden. So dürfen beispielsweise ausschließlich Geräte und 

Maschinen eingesetzt werden, die dem neuesten Stand der Schallschutztechnik ent-

sprechen. Zudem werde die Einhaltung des vorgegebenen maximal zulässigen Lärm-

pegels regelmäßig überwacht und messtechnisch begleitet. Der Petent ist mit den 

bisherigen Maßnahmen jedoch nicht zufrieden, so dass das Petitionsverfahren noch  

nicht abgeschlossen werden konnte. 

 

Innerhalb dieses Sachgebiets waren auch Eingaben zu bearbeiten, die das Thema 

Fluglärm bezüglich der Flughäfen Hahn, Ramstein und Spangdahlem zum Gegens-

tand haben. Da hier eine Zuständigkeit des Bundes gegeben ist, wurden diese Ein-

gaben zur Überprüfung und Bearbeitung an den Petitionsausschuss des Deutschen 
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Bundestages abgegeben. Anlässlich mehrerer Eingaben aus den letzten Jahren, die 

sich gegen den Ausbau des Flughafens Ramstein richteten, fanden am 12.01.2005 

eine Ortstermine des Petitionsausschusses des Deutschen Bundestags statt, an de-

nen auch der Bürgerbeauftragte teilnahm. 

 
 
8.9  Abfallwirtschaft 
 
Die Eingaben zu diesem Sachgebiet liegen seit mehreren Jahren auf einem konstan-

ten, aber niedrigen Niveau. 

 

Immer wieder wenden sich Bürgerinnen und Bürger an den Bürgerbeauftragten und 

beschweren sich darüber, dass sie ihre Abfallgefäße zu einem Sammelplatz bringen 

müssen, der dann von den Fahrzeugen des Abfallwirtschaftsbetriebes angefahren 

wird. Ein Beispiel: Ein Grundstück in einem Neubaugebiet liegt am Ende einer Sack-

gasse ohne Wendeplatz. Die Petenten beklagen sich darüber, dass ihr Grundstück 

nicht von den Fahrzeugen des Abfallwirtschaftsbetriebes angefahren wird und sie die 

Abfallgefäße an einem noch herzustellenden, ca. 80 m entfernt liegenden Sammel-

platz bereitstellen müssen. 

 

Auch im Rahmen des Petitionsverfahrens konnte nicht erreicht werden, dass die ein-

zelnen Wohngrundstücke von den Abfallsammelfahrzeugen des Abfallwirtschaftsbe-

triebes angefahren werden, um die Abfallgefäße dort zu leeren. Um dies zu ermögli-

chen, müssten die Abfallsammelfahrzeuge die Sackgasse wegen des fehlenden 

Wendeplatzes rückwärts befahren. Dies wurde von der Berufsgenossenschaft für 

Fahrzeughaltungen (BGF) aus Sicherheitsgründen jedoch nicht genehmigt. An die 

Entscheidung der BGF sind der jeweilige Abfallwirtschaftsbetrieb oder die Fuhrunter-

nehmerin beziehungsweise der Fuhrunternehmer gebunden. Wegen des Standorts 

des Sammelplatzes konnte allerdings eine Kompromisslösung gefunden werden, in-

dem dieser von der Durchgangsstraße weg in die Sackgasse hineinverlegt wurde. 

Die vorgenannte Eingabe nahm der Bürgerbeauftragte aber zum Anlass, sich einmal 

näher über die Hintergründe für die ablehnende Haltung der BGF zu informieren. In 

Straßen, die nach 1979 gebaut wurden, wird den Mitgliedsunternehmen von der BGF 

generell die Rückwärtsfahrt mit Abfallsammelfahrzeugen unabhängig von der Stra-

ßenbreite untersagt. Dies wird von der BGF damit begründet, dass den Kommunen 

ab diesem Zeitpunkt die entsprechenden Vorgaben der BGF zur Vermeidung von 

Unfällen bekannt waren und nachgewiesenermaßen die schwerwiegendsten Unfälle 
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bei der Rückwärtsfahrt passieren. Nach Auffassung der BGF kommt diese Regelung 

auch den Anwohnerinnen und Anwohnern zugute, da diese teilweise in Unfälle mit 

Abfallsammelfahrzeugen verwickelt waren. 
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9 – Bauordnungs- und Bauplanungsrecht 
 
9.1  Bauleitpläne, Regionalplanung 
9.2  Baugenehmigungsverfahren 
9.3  Abrissverfügungen 
 
Die Zahl der Eingaben zu Sachgebiet 9.1 ist nach dem sprunghaften Anstieg im Jahr 

2004 wieder auf das Niveau der Vorjahre zurückgegangen, die zu Sachgebiet 9.2 

entspricht dem des Vorjahres. 

 

Schwerpunktmäßig befassen sich die Eingaben zu Sachgebiet 9.1 mit dem Thema 

Windkraftanlagen. Dem Anliegen zahlreicher Petentinnen und Petenten, die sich ge-

gen die beabsichtigte Ausweisung eines Vorbehaltsgebietes für die Windenergienut-

zung bei Polch und Mertloch gewandt hatten, konnte Rechnung getragen werden. Im 

Laufe des Petitionsverfahrens wurde im Rahmen des Planungsverfahrens der Plan-

entwurf überarbeitet. Das Vorbehaltsgebiet ist nun nicht mehr im überarbeiteten Ent-

wurf enthalten.  

 

Mehrere Petenten wandten sich mit ihren Eingaben gegen den beabsichtigten Bau 

eines Freizeitparks sowie eines Hotels in Altenahr. Die Petenten befürchteten unter 

anderem unzumutbare Lärmbelästigungen durch den Ziel- und Quellverkehr sowie 

durch die Besucherinnen und Besucher des Freizeitparks. Sie wollten erreichen, dass 

die zur Schaffung von Baurecht eingeleiteten Bauleitplanverfahren eingestellt werden. 

Nachdem in den Bauleitplanverfahren über einen längeren Zeitraum hinweg keine 

wesentlichen Fortschritte erzielt wurden, hat der Verbandsgemeinderat das Verfahren 

zur Fortschreibung des Flächennutzungsplanes zur Schaffung von Planungsrecht für 

den Freizeitpark eingestellt. Daraufhin wurde auch das Bebauungsplanverfahren von 

der Ortsgemeinde nicht weitergeführt.  

 
Im Jahresbericht 2004 wurde bereits die Eingabe des Vorsitzenden eines Bahn-

Landwirtschaft e.V. dargestellt. Der Petent ist Pächter eines Gartengrundstücks samt 

Gartenlaube, das sich im Eigentum der Deutsche Bahn Immobilien-Gesellschaft mbH 

befindet. Der Petent wendet sich gegen die Absicht der Stadtverwaltung, den Neubau 

weiterer Lauben nicht mehr zu genehmigen beziehungsweise hinsichtlich der bereits 

vorhandenen Lauben Beseitigungsverfügungen anzuordnen, wenn nicht mittels Be-

bauungsplan ein Dauerkleingartengebiet ausgewiesen werden kann. 
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Dem stand zunächst entgegen, dass für die Einleitung eines Bebauungsplanverfah-

rens die Entwidmung des Bahngeländes erfolgen musste. Nach Klärung der Sachla-

ge zwischen Stadtverwaltung und Deutscher Bahn AG zeichnet sich jetzt die Einlei-

tung des oben erwähnten Bebauungsplanverfahrens und somit eine Lösung der An-

gelegenheit ab. Nach der Aufstellung eines Bebauungsplanes wäre eine Gartenlaube 

im Dauerkleingartengebiet ein genehmigungsfreies Bauvorhaben. 

 

Zwei Petenten aus Mainz wandten sich gegen die Baugenehmigung für den Bau ei-

nes weiteren Mehrfamilienhauses in ihrer unmittelbaren Nachbarschaft. Der Neubau 

wurde auf einer Grünfläche genehmigt, die von den Mieterinnen und Mietern der um-

liegenden Mehrfamilienhäuser gerne als „Naherholungsfläche“ genutzt wurde. Insge-

samt wurde von den Petenten eine Verschlechterung ihrer Wohnqualität durch das 

Bauvorhaben geltend gemacht. Rechtsmittel gegen die nach § 34 Baugesetzbuch 

erteilte Baugenehmigung blieben erfolglos. Obwohl letztendlich nichts mehr gegen 

das Bauvorhaben unternommen werden konnte, wurde daran Anstoß genommen, 

dass die Baugenehmigung aufgrund § 34 Baugesetzbuch ergangen war. Wie sich 

nämlich herausstellte, liegt für diesen Bereich kein Bebauungsplan vor. Die Petenten 

äußerten die Ansicht, dass es sicherlich bürgerfreundlicher gewesen wäre, wenn zu-

nächst unter Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger ein Bebauungsplan in Kraft ge-

setzt worden wäre und erst danach auf dieser Grundlage über den Bauantrag ent-

schieden worden wäre. Der Bürgerbeauftragte kann diese Ansicht gut nachvollzie-

hen. In der Tat sollte, wenn es sich nicht nur um geringfügige bauliche Maßnahmen 

handelt, das vom Baugesetzbuch vorgesehene Verfahren der Bauleitplanung gewählt 

werden, um die dort verankerte Bürgerbeteiligung zum Zuge kommen zu lassen. Da-

mit kann auch der Eindruck vermieden werden, die Verwaltung habe die Bürgerbetei-

ligung umgehen wollen. 

 

Gerade im Bereich Baugenehmigungsverfahren waren die Eingaben wie immer sehr 

vielfältig. Regelmäßig sind vom Bürgerbeauftragten Eingaben zu bearbeiten, die sich 

wegen der von den Bürgerinnen und Bürgern befürchteten Beeinträchtigungen durch 

eine Strahlenbelastung gegen Mobilfunksendeanlagen richten. In einem solchen Fall 

wandte sich ein Petent gegen die Errichtung eines Mobilfunk-Sendemastes im Orts-

bereich seiner Gemeinde. Er brachte vor, dass der Sendemast zu nahe an der Be-

bauung geplant sei und die Bewohnerinnen und Bewohner gefährde. Im Laufe des 

Petitionsverfahrens wurde für den Mobilfunk-Sendemast ein neuer Standort außer-
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halb der Bebauung gefunden, sodass dem Anliegen des Petenten entsprochen wer-

den konnte. 

 

Nach dem Eindruck des Bürgerbeauftragten kommt es zunehmend vor, dass sich 

wegen eines Bauvorhabens sowohl Bauherrin beziehungsweise Bauherr als auch 

Anwohnerinnen und Anwohner aus der Nachbarschaft an den Bürgerbeauftragten 

wenden. Die Interessen der Petentinnen und Petenten gehen dann gegebenenfalls in 

unterschiedliche Richtungen – Genehmigung des Bauvorhabens beziehungsweise 

dessen Verhinderung. In einem solchen Fall ist es Aufgabe der jeweiligen Verwal-

tung, nach einer Lösungsmöglichkeit zu suchen, die allen Interessen gerecht wird. 

Dabei versucht der Bürgerbeauftragte in diesem Sinne zu vermitteln. Leider lassen 

sich nicht immer Lösungen finden, mit denen beide Seiten einverstanden sind. 

 

Wieder andere wollten Bauvorhaben im Außenbereich verwirklichen, was erfah-

rungsgemäß nur unter besonders strengen Voraussetzungen möglich ist. 

 

Kaum verändert hat sich die Anzahl der Eingaben, die Abrissverfügungen oder Anhö-

rungsverfahren vor Erlass von Abrissverfügungen (Sachgebiet 9.3) zum Gegenstand 

haben. Es ging dabei fast ausschließlich um ungenehmigte Wochenendhäuser oder 

ungenehmigte Nebenanlagen zu genehmigten Wochenendhäusern sowie kleinere 

bauliche Anlagen im Außenbereich, wie zum Beispiel Gerätehäuser oder Unterstän-

de. 

 

Die folgende Eingabe aber betrifft eine bauliche Anlage innerhalb einer geschlosse-

nen Ortslage. Ein Petent wandte sich an den Bürgerbeauftragten, da er verpflichtet 

worden war, eine an seiner Grundstücksgrenze vorgenommene Stellplatzüberda-

chung und die dort befindlichen Nebenanlagen zurückzubauen. Die Ermittlungen er-

gaben, dass der Petent die zulässige Grenzbebauung von 12 m um 4,75 m über-

schritten hatte. Hiermit war der Nachbar des Petenten nicht einverstanden. Die Ver-

waltung war daher aufgrund der nachbarschutzrechtlichen Bestimmungen verpflich-

tet, gegen die erhebliche Grenzbebauung des Petenten einzuschreiten.  
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9.4  Denkmalpflege, Dorferneuerung 
9.5 Umlegungsverfahren 
9.6 Straßenbauplanung 
9.7 Grunderwerb für Straßenbau 
9.8 Straßenunterhaltung 
 
Diese Sachgebiete spielen von der Anzahl der Petitionen eine eher untergeordnete 

Rolle, wobei im Sachgebiet 9.6 Straßenbauplanung die meisten Eingaben zu ver-

zeichnen waren.  

 

So wandte sich ein Petent wandte sich gegen eine geplante Pflasterung seiner Anlie-

gerstraße, da er die Auffassung vertrat, dass eine Teerdecke ausreichend sei. Nach 

Mitteilung der Verwaltung handelt es sich bei der Erschließungsanlage jedoch um 

einen verkehrsberuhigten Bereich in einem Wohngebiet, sodass die Gemeinde sich 

dazu entschieden hatte, nicht völlig auf die Pflasterflächen zu verzichten, um diese 

deutlicher abzugrenzen und den Eindruck eines großen Parkplatzes zu vermeiden. 

Aus diesem Grund sah die Verwaltung keine Veranlassung, den gefassten Beschluss 

abzuändern. 

 

Wegen des Wunsches nach zusätzlichen verkehrsberuhigenden Maßnahmen soll 

beispielhaft auf die Eingabe eines Petenten eingegangen werden, der im Zuge des 

Ausbaus einer Kreisstraße den Einbau zweier Baumscheiben zusätzlich zu den be-

reits vorgesehenen geschwindigkeitsdämpfenden Maßnahmen forderte. Dem Anlie-

gen des Petenten konnte nicht entsprochen werden, da nach Überprüfung durch den 

Landesbetrieb Straßen und Verkehr Rheinland-Pfalz beziehungsweise das Ministeri-

um für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau festgestellt wurde, dass mit 

den bisherigen Maßnahmen dem Aspekt der Verkehrssicherheit der Anwohnerinnen 

und Anwohner in ausreichendem Umfang Rechnung getragen wurde. Weitere ver-

kehrsberuhigende Maßnahmen wurden nicht erforderlich noch als zweckmäßig er-

achtet.  
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3. Teil  Besondere Themen 
 
Bürgerinnen und Bürger in Sorge – Trotzdem alles in Ordnung? 
 
Besonders betroffen zeigte sich der Bürgerbeauftragte von Fällen, bei denen sich 

Bürgerinnen und Bürger in großer Sorge an ihn wenden, von der zuständigen Ver-

waltung jedoch lapidar erklärt wird, es sei alles in Ordnung. Kann es, so fragt er 

sich, wirklich damit sein Bewenden haben? 

 

Als Beispiel sei eine Eingabe genannt, bei der diese Problematik besonders deutlich 

wurde. Zwei Mütter wandten sich an den Bürgerbeauftragten und äußerten ihre gro-

ße Besorgnis im Zusammenhang mit der Schülerbeförderung ihrer Kinder. Es hatte 

sich nämlich herumgesprochen, dass auf der betreffenden Linie ein Busfahrer ein-

gesetzt wird, der wegen sexuellen Missbrauchs von Jugendlichen vorbestraft war. 

Die Besorgnis der Eltern wurde auch von der Rektorin der betreffenden Schule ge-

teilt, die sich deswegen auch schon an die zuständige Kreisverwaltung Bitburg-

Prüm gewandt hatte. Wenig Vertrauen erweckend war offensichtlich auch der ein-

gesetzte Bus, der bereits über 20 Jahre alt war und dessen Heizung im Winter zu 

wünschen übrig ließ. Wegen der großen Entfernung zur Schule müssen die Kinder 

täglich nahezu eine Stunde in dem Bus verbringen. Für den Bürgerbeauftragten war 

ohne Weiteres nachvollziehbar, dass für die Eltern weder der Fahrer noch der Bus 

Vertrauen erweckend waren. Umso weniger verständlich war die Reaktion der zu-

ständigen Kreisverwaltung Bitburg-Prüm, die in ihrer Stellungnahme rein formale 

Gesichtspunkte anbrachte und es nach Meinung des Bürgerbauftragten die notwen-

dige Sensibilität vermissen ließ.  

 

Im Zuge der Ermittlungen bestätigte die Kreisverwaltung, dass der betreffende Bus-

fahrer wegen sexuellen Missbrauchs von Jugendlichen sowie wegen einer Trunken-

heitsfahrt vorbestraft ist. Die Kreisverwaltung sah jedoch aufgrund der aus der Akte 

gewonnenen Erkenntnisse keine Veranlassung, seine Kraftfahreignung in Frage zu 

stellen, da er – aus Sicht der Kreisverwaltung – offenkundig erfolgreich therapiert 

wurde. Außerdem glaubte die Kreisverwaltung berücksichtigen zu müssen, dass ihr 

in der Vergangenheit keine Beschwerden im Zusammenhang mit der Durchführung 

von Linienfahrten zu Ohren gekommen waren. Darüber hinaus sah sich die Kreis-

verwaltung auch nicht in der Lage, auf den Einsatz des Fahrers unmittelbar Einfluss 

zunehmen, da es sich bei der betreffenden Fahrt nicht um eine Schulbusfahrt im 
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Auftrag des Landkreises handelt, sondern um eine Fahrt im allgemeinen Linienver-

kehr, die ein Subunternehmer im Auftrag der Rhein-Mosel-Verkehrsgesellschaft 

mbH durchführt. Der betreffende Fahrer war dort aushilfsweise tätig. Bezüglich des 

Busses verwies die Kreisverwaltung darauf, dass dieser TÜV abgenommen war. 

 

Der Bürgerbeauftragte gab sich mit dieser ersten Stellungnahme der Kreisverwal-

tung jedoch nicht zufrieden, da diese nicht erkennen ließ, dass seitens der Kreis-

verwaltung mit der erforderlichen Sensibilität auf die Ängste der betroffenen Mütter 

eingegangen worden war. Er hielt den Hinweis, dass eine falsche Handlungsweise 

der Kreisverwaltung nicht zu erkennen sei, nicht für ausreichend. Vielmehr sah er 

weiteren Handlungsbedarf seitens der Kreisverwaltung und bat diese um eine er-

gänzende Stellungnahme. In diesem Zusammenhang erkundigte er sich auch nach 

der Beantwortung eines Schreibens der Schulleiterin. Zu seiner Verwunderung er-

klärte die Kreisverwaltung diesbezüglich, dass aus ihrer Sicht keine Notwendigkeit 

bestehe, dieses Schreiben zu beantworten. Die Kreisverwaltung ließ somit auch die 

Möglichkeit ungenutzt, auf diesem Wege den betroffenen Eltern zu zeigen, dass sie 

sich den geäußerten Ängsten mit der erforderlichen Sensibilität annimmt. 

 

Es ist Verwaltungen durchaus zuzugestehen, dass es nicht immer einfach ist, an-

gemessene Lösungen zu finden. Gleichwohl muss dies aufgrund der Sach- und 

Fachkompetenz von den Verwaltungen verlangt werden, insbesondere dann, wenn 

die dargelegten Sorgen allzu berechtigt sind. Immer wieder wird die Frage gestellt, 

ob erst etwas passieren muss, bevor die Verwaltung tätig werden kann oder wird. 

Im vorliegenden Fall wollten die betroffenen Eltern solange aber nicht warten, son-

dern erwarteten eine rasche Lösung. Die Argumentation, rechtliche Möglichkeiten 

gebe es nicht, vermochte da wenig zu beruhigen.  

 

Im vorliegenden Fall zeigte sich im Laufe des Verfahrens, dass sich entgegen den 

offiziellen Verlautbarungen der Kreisverwaltung doch, wie auch immer, Änderungen 

ergeben haben. Im konkreten Fall hat der Busfahrer von sich aus sein Arbeitsver-

hältnis bei dem betreffenden Busunternehmen gekündigt und die Petentin berichtete 

nach einigen Monaten, dass die Kinder mit modernen Bussen zur Schule und zu-

rück gebracht werden. Nebenbei wurde auch noch eine Bushaltestelle verlegt, so-

dass sich nunmehr der Heimweg kürzer gestaltet. 
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Der Bürgerbeauftragte wird sich auch künftig nicht mit rein formalen Argumenten 

zufrieden geben, wenn ihm Missstände geschildert werden, die berechtigten Anlass 

zur Sorge geben. Er erwartet vielmehr einen besonders sensiblen Umgang der zu-

ständigen Verwaltung mit den betroffenen Bürgerinnen und Bürgern. 

 

 

Härtefallkommission 
 
Wie bereits im Jahresbericht 2004 erwähnt, hat das Land Rheinland-Pfalz von der 

Ermächtigung des § 23 a Aufenthaltsgesetz Gebrauch gemacht und eine Härtefall-

kommission eingerichtet, um humanitären Belangen im Einzelfall stärker als bislang 

Rechnung tragen zu können. Die Einzelheiten sind in der Landesverordnung zur 

Einrichtung einer Härtefallkommission (Härtefallkommissionsverordnung) vom 18. 

März 2005 geregelt. Demnach wurde die Härtefallkommission als unabhängige 

Sachverständigenkommission nebst einer Geschäftsstelle im Innenministerium ein-

gerichtet. Das Gremium setzt sich aus zehn Mitgliedern zusammen. Gemäß § 2 

Abs. 1 Nr. 2 der Verordnung ist auch der Bürgerbeauftragte des Landes Rheinland-

Pfalz Mitglied der Härtefallkommission. Er hat von der ihm eingeräumten Möglichkeit 

Gebrauch gemacht und einen ständigen Vertreter benannt. 

 

Mit der Härtefallkommission wird nunmehr die Möglichkeit eröffnet, in besonderen 

Härtefällen auch dann helfen zu können, wenn die rechtlichen Voraussetzungen für 

die Erteilung eines Aufenthaltsrechtes nicht vorliegen. In der Vergangenheit waren 

wiederholt ausländerrechtliche Petitionen zu bearbeiten, bei denen sich im Grunde 

alle Beteiligten einig waren, dass aufgrund der besonderen Umstände des Einzel-

falls den Betreffenden eigentlich ein dauerndes Aufenthaltsrecht im Bundesgebiet 

hätte erteilt werden sollen, dies jedoch auch beim besten Willen aus rechtlichen 

Gründen aber nicht möglich war. Es besteht nunmehr die begründete Hoffnung, 

dass in solchen Fällen durch die Härtefallkommission geholfen werden kann. 

 

Der Bürgerbeauftragte kann als Mitglied der Härtefallkommission gemäß § 3 der 

Härtefallkommissionsverordnung Anträge auf Sachbefassung an die Geschäftsstelle 

richten. In einem solchen Antrag sollen die besondere persönliche Situation und alle 

weiteren Gesichtspunkte im Einzelnen dargelegt werden, die einen weiteren Aufent-

halt im Bundesgebiet aus dringenden humanitären oder persönlichen Gründen 

rechtfertigen könnten. Der Antrag ist jedoch unzulässig, wenn sich die Ausländerin 
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oder der Ausländer nicht im Bundesgebiet aufhält, keine rheinland-pfälzische Aus-

länderbehörde zuständig ist, die Ausländerin oder der Ausländer nicht vollziehbar 

ausreisepflichtig ist, lediglich Gründe vorgetragen werden, die durch das Bundesamt 

für Migration und Flüchtlinge zu prüfen sind, Gründe vorliegen, die eine Abschie-

bungsanordnung oder eine zwingende Ausweisung nach den einschlägigen Be-

stimmungen des Aufenthaltsgesetzes rechtfertigen oder wenn sich die Härtefall-

kommission bereits mit dem Fall befasst hat, ohne dass sich der Sachverhalt nach-

träglich zu Gunsten der Ausländerin oder des Ausländers geändert hat. Über die 

Zulässigkeit des Antrags entscheidet die Härtefallkommission durch ihr vorsitzendes 

Mitglied. 

 

Wenn sich aus einer Eingabe Gesichtspunkte ergeben, wonach der weitere Aufent-

halt im Bundesgebiet aus zwingenden humanitären oder persönlichen Gründen ge-

rechtfertigt sein könnte, prüft der Bürgerbeauftragte, ob ein Antrag auf Sachbefas-

sung zugestellt wird. Allerdings wird in jedem Fall vorrangig geprüft, ob ein Aufent-

haltsrecht aus rechtlichen Gründen zu gewähren ist. Dies gilt auch dann, wenn mit 

der Eingabe ausdrücklich um Vorlage an die Härtefallkommission gebeten wird. Von 

Bedeutung sind hierbei insbesondere die Regelungen des § 25 Aufenthaltsgesetz, 

der unter bestimmten Voraussetzungen die Möglichkeit eröffnet, im Ermessensweg 

aus humanitären Gründen ein Aufenthaltsrecht zu gewähren. So hat auch das Mi-

nisterium des Innern und für Sport in seinem Rundschreiben vom 17.12.2004 die 

Ausländerbehörden ausdrücklich darauf hingewiesen, dass eine entsprechende 

Prüfung zu erfolgen hat, und gleichzeitig darum gebeten, die sich bei der Erteilung 

von Aufenthaltsrechten ergebenden Ermessensspielräume unter besonderer Be-

rücksichtigung integrationspolitischer und humanitärer Gesichtspunkte soweit ver-

tretbar zu Gunsten der Ausländerin beziehungsweise des Ausländers zu nutzen. 

 

Aufgrund dieser nunmehr vom Aufenthaltsgesetz eröffneten rechtlichen Möglichkei-

ten konnte in vielen Fällen ein Aufenthaltsrecht erteilt werden, ohne dass die Härte-

fallkommission bemüht werden musste. Dies gilt auch für einen Großteil der im Jah-

resbericht 2004 erwähnten 13 Fälle, die im Hinblick auf das Inkrafttreten des Zu-

wanderungsgesetzes zurückgestellt worden sind. 

 

Wenn die Ermittlungen des Bürgerbeauftragten ergeben, dass die rechtlichen Vor-

aussetzungen für die Erteilung eines Aufenthaltsrechts nicht vorliegen, und in der 

Eingabe Gesichtspunkte dargelegt worden sind, die einen weiteren Aufenthalt im 
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Bundesgebiet aus dringenden humanitären oder persönlichen Gründen rechtfertigen 

könnten, stellt der Bürgerbeauftragte nach sorgfältiger und eingehender Prüfung 

jedes Einzelfalles einen Antrag auf Sachbefassung. Für das jeweilige Petitionsver-

fahren bedeutet dies, dass es bis zur Entscheidung der Härtefallkommission noch 

nicht abgeschlossen werden kann, da bis zu dessen Entscheidung keine abschlie-

ßende Feststellung getroffen werden kann, ob dem Anliegen auf Erteilung eines 

Aufenthaltsrechts entsprochen werden kann. 

 

Wenn die Härtefallkommission eine positive Entscheidung trifft, wofür eine Mehrheit 

von zwei Dritteln der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder erforderlich ist, und 

das Ministerium des Innern und für Sport anschließend als oberste Landesbehörde 

die Erteilung eines Aufenthaltstitels anordnet, ist die Eingabe als einvernehmlich 

erledigt abzuschließen. Anderenfalls entscheidet der Petitionsausschuss des Land-

tags Rheinland-Pfalz auf einen entsprechenden Vorschlag des Bürgerbeauftragten 

hin abschließend über die Eingabe. 

 

Es kommt allerdings auch vor, dass während laufender Petitionsverfahren von an-

deren Mitgliedern der Härtefallkommission ein Antrag auf Sachbefassung gestellt 

wird. Dies hat keinen Einfluss auf das laufende Petitionsverfahren. In diesem wird 

unabhängig von einem Verfahren vor der Härtefallkommission sowie auch einer 

etwaigen negativen Entscheidung geprüft, ob die rechtlichen Voraussetzungen für 

die Erteilung eines Aufenthaltsrechts vorliegen. Allerdings erfolgt auch in solchen 

Fällen keine abschließende Entscheidung des Petitionsausschusses des Landtags 

Rheinland-Pfalz, solange über ein Härtefallersuchen noch nicht entschieden worden 

ist. 

 

 

Besondere Probleme, wenn Verwaltungen sich nicht einig sind 
 
In einer Reihe von Eingaben zeigte sich, dass die Bearbeitung von Angelegenheiten 

von Bürgerinnen und Bürgern manchmal dadurch erschwert wird, dass mehrere 

Verwaltungen an dem Verfahren zu beteiligen sind, diese aber nicht einig waren. 

Dabei gibt es zum einen die Fälle, bei denen Verwaltungen an einem Verfahren, das 

federführend von einer anderen Verwaltung bearbeitet wird, zu beteiligen sind. Bei 

anderen Fällen geht es darum, dass die Zuständigkeit mehrerer Verwaltungen in 
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Betracht kommt und diese die Angelegenheit gegenseitig hin- und herschieben (ge-

legentlich auch als „Behörden-Pingpong“ bezeichnet). 

 

In manchen Fällen gewinnt der Bürgerbeauftragte nicht selten den Eindruck, dass 

die federführende Verwaltung mit der Verfahrensweise der zu beteiligenden Stellen 

selbst nicht einverstanden ist und eine entsprechende Hilfestellung durch den Bür-

gerbeauftragten erwartet. Dies wird zwar nicht so deutlich ausgesprochen, kann 

jedoch den Äußerungen der beteiligten Verwaltungen durchaus entnommen wer-

den. So verhielt es sich beispielsweise bei der Eingabe eines Petenten, der eine 

gewerbliche Tierbestattung betreiben wollte und zu diesem Zweck einen Antrag auf 

„Zulassung eines Sammelbetriebs für tote Heimtierkörper“ gestellt hatte. Die zu-

ständige Kreisverwaltung stand dem Antrag durchaus positiv gegenüber, jedoch 

hatte das an dem Verfahren zu beteiligende Landesuntersuchungsamt Rheinland-

Pfalz auch nach rund einem halben Jahr trotz mehrmaliger schriftlicher und fern-

mündlicher Nachfragen der Kreisverwaltung das Einvernehmen noch nicht herge-

stellt. Das Landesuntersuchungsamt hat sich zwar der Auffassung der Kreisverwal-

tung, ursächlich für den Zeitverlust zu sein, nicht angeschlossen, jedoch erübrigte 

sich letztlich eine abschließende Klärung dieser Frage, weil das Einvernehmen so-

dann zeitnah hergestellt und die beantragte Genehmigung erteilt werden konnte. 

 

In einem anderen Fall hatte sich die Petentin über die ungewöhnlich lange Dauer 

ihres Einbürgerungsverfahrens beklagt. Hier ergaben die Ermittlungen, dass noch 

eine Stellungnahme der Agentur für Arbeit ausstand. Auch hier konnte eine be-

schleunigte Erledigung erreicht werden. 

 

Der Fall, dass sich eine Schadensregulierung erheblich verzögerte, weil sich mehre-

re Stellen die Verantwortung gegenseitig zuschoben, wird im 3. Teil in dem Beitrag 

„Wasserschaden entwickelte sich zur harten Nuss“ ausführlich dargestellt.  

 

Ähnliche Erfahrungen musste ein Taxiunternehmer machen, der sich darüber be-

schwerte, dass ein Mitbewerber im Stadtgebiet Kunden aufnimmt, obwohl seine 

Konzession auf den angrenzenden Landkreis beschränkt ist. Nachdem Kreisverwal-

tung und Stadtverwaltung zunächst jeweils die andere Stelle für zuständig erklärten, 

war die Einschaltung des Bürgerbeauftragten erforderlich. Im Laufe des Petitions-

verfahrens wurde dann die Kreisverwaltung als die für die Erteilung der Genehmi-

gung des Mitbewerbers des Petenten örtlich zuständige Stelle um Prüfung gebeten, 



 

 

- 97 -

ob aufgrund der vom Petenten zur Verfügung gestellten Unterlagen Konsequenzen 

zu ziehen sind. Die Eingabe konnte während des Berichtszeitraums aber noch nicht 

abschließend bearbeitet werden. 

 

Ein „beliebter“ Streitpunkt ist auch immer wieder der Abfluss von Oberflächenwasser 

von Straßen und Wegen auf Privatgrundstücke. Dabei sind sich regelmäßig zwar 

alle beteiligten Stellen einig, dass dies von der Eigentümerin beziehungsweise dem 

Eigentümer des betroffenen Grundstückes nicht hingenommen werden muss. Die 

Verantwortung für die Durchführung von Abhilfemaßnahmen möchte jedoch keine 

Stelle so recht übernehmen. So vertrat in einem Fall der Landesbetrieb Straßen und 

Verkehr die Auffassung, dass das Oberflächenwasser von einer Kreisstraße ord-

nungsgemäß abfließt und ein an die Straße angrenzendes Privatgrundstück nicht 

beeinträchtigt. Vielmehr gelangte nach seiner Ansicht das Oberflächenwasser von 

einem Wirtschaftsweg auf das Grundstück. Erst nachdem die Gemeinde Maßnah-

men veranlasste, damit das Oberflächenwasser bereits vor dem Privatgrundstück 

kontinuierlich von dem Wirtschaftsweg abfließt, erklärte sich auch der Landesbetrieb 

Straßen und Verkehr zu einer unterstützenden Maßnahme bereit. 

 

Zu Problemen kommt es auch immer wieder, wenn Kinder außerhalb ihres bisheri-

gen Wohnortes in einer Pflegestelle untergebracht werden. So beantragte ein Bür-

ger Hilfe zur Erziehung in Form der Vollzeitpflege für das von ihm betreute Enkel-

kind. Da der Wohnort des Großvaters jedoch in einem anderen Landkreis liegt als 

der bisherige Wohnort des Enkelkindes, kam es zwischen den beteiligten Kreisver-

waltungen zum Streit über die Zuständigkeit. Nach mehr als zwei Jahren hat nun-

mehr die Kreisverwaltung am Wohnort des Großvaters die beantragte Leistung im 

Rahmen der Verpflichtung zum vorläufigen Tätigwerden endlich bewilligt.  

 

Auch in anderen Fällen, z. B. wenn Kinder einen Kindergarten außerhalb ihres 

Wohnortes besuchen, was durchaus nicht ungewöhnlich ist, oder sich der besuchte 

Kindergarten auf dem Weg zur Arbeitsstelle der Mutter oder des Vaters befindet, 

während der der Wohnortgemeinde mit einem Umweg verbunden wäre, kommt es 

häufiger zu Problemen. Dabei geht es in der Regel um die Frage, wer die anteiligen 

Personalkosten übernehmen muss. Die kommunale Gebietskörperschaft am Wohn-

ort des Kindes ist dazu in der Regel nicht bereit, da sie meistens selbst Kindergar-

tenplätze entsprechend der Bedarfsplanung bereithält. 
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So kam es bei einer Eingabe zum Streit, weil die Eltern nach dem Umzug ins an-

grenzende Kreisgebiet wünschten, dass ihre Tochter weiter den Kindergarten der 

Stadt besuchen kann, der erheblich näher an ihrer Wohnung liegt als der des Wohn-

ortes. Die Stadtverwaltung verlangte von der Kreisverwaltung die Zahlung anteiliger 

Personalkosten, was diese zunächst ablehnte. Inzwischen konnte jedoch erreicht 

werden, dass die Kreisverwaltung die Kosten übernimmt. 

 

Gerade in Fällen der vorliegenden Art kann die Tätigkeit des Bürgerbeauftragten in 

der Regel besonders hilfreich sein. Bürgerinnen und Bürger haben nämlich kaum 

eine Möglichkeit, auf Verwaltungen, die an einem Verfahren beteiligt sind, einzuwir-

ken. Manchmal ist ihnen nicht einmal bekannt, dass sich das Verfahren wegen der 

zu beteiligenden Stellen verzögert. Häufig ergibt sich erst aufgrund der Ermittlungen 

des Bürgerbeauftragten, dass die zu beteiligende Stelle nicht so mitwirkt wie nötig 

oder aber ein Kompetenzstreit zwischen mehreren Stellen entsteht. Mit Hilfe des 

Bürgerbeauftragten und den ihm zur Verfügung stehenden Mitteln lässt sich sehr 

häufig eine recht schnelle, zumindest aber eine vorläufige Regelung finden. 

 

 

Hartz IV und seine Auswirkungen 
 
Zum 01.01.2005 ist das Vierte Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeits-

markt (so genanntes Hartz IV-Gesetz) in Kraft getreten. Wesentlicher Inhalt dieses 

Gesetzes ist das Sozialgesetzbuch Zweites Buch (SGB II) – Grundsicherung für 

Arbeitsuchende. Daneben wurde durch eine Änderung des Einkommensteuer- und 

Bundeskindergeldgesetzes der Kinderzuschlag eingeführt und das Wohngeldgesetz 

reformiert. Das SGB II regelt die Grundsicherung für Arbeitsuchende, für Personen 

also, die erwerbsfähig, aber hilfebedürftig sind und keinen Anspruch auf Arbeitslo-

sengeld I haben sowie für die mit diesen Personen in einer Bedarfsgemeinschaft 

lebenden Partnerinnen und Partner und Kinder. Dabei erhalten erwerbsfähige Hilfe-

bedürftige Arbeitslosengeld II, nicht erwerbsfähige Hilfebedürftige, die mit diesen in 

einer Bedarfsgemeinschaft leben, Sozialgeld. Im Ergebnis erfolgte eine Zusammen-

legung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe erwerbsfähiger Sozialhilfebezieherinnen 

und Sozialhilfebezieher zur neuen Grundsicherung für Arbeitsuchende. 

 

Den Bürgerbeauftragten erreichten im vergangen Jahr eine stattliche Anzahl an 

Eingaben, die mit dem SGB II im Zusammenhang stehen.  
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Ein Schwerpunkt der Eingaben betrifft den Bereich der Kosten der Unterkunft. Über-

wiegend beschäftigen sich diese Eingaben mit den angemessenen Kosten der Un-

terkunft bei Mietzahlung und den daraus resultierenden Problemen. Hintergrund ist, 

dass im Rahmen der Grundsicherung für Arbeitsuchende nur die angemessenen 

Unterkunftskosten übernommen werden. Soweit die tatsächlichen Aufwendungen 

den angemessenen Umfang übersteigen, sind sie in der Regel längstens für sechs 

Monate als Bedarf zu berücksichtigen. Darüber hinaus können die tatsächlichen 

Kosten nur übernommen werden, wenn es der hilfebedürftigen Person oder der Be-

darfsgemeinschaft nicht möglich oder zuzumuten ist, durch einen Wohnungswech-

sel, durch Vermietungen oder auf andere Weise die Aufwendungen zu senken. 

 

So konnte einer Petentin zumindest teilweise geholfen werden, der bereits ab Bewil-

ligung der Leistungen nur die angemessenen Kosten der Unterkunft gezahlt wurden. 

Sie erhielt für die ersten sechs Monate die tatsächlich gezahlten Leistungen durch 

die Arbeitsgemeinschaft ausgezahlt. 

 

In einem weiteren Fall wurde ein Petent darauf hingewiesen, dass die Kosten für 

seine Wohnung unangemessen hoch seien und er nach Ablauf des ersten Bewilli-

gungszeitraums mit einer Leistungskürzung rechnen müsse. Die im Rahmen des 

Petitionsverfahrens durchgeführte eingehende Überprüfung ergab jedoch, dass er 

als Rollstuhlfahrer auf diese behindertengerechte Wohnung angewiesen ist und ihm 

ein Umzug aufgrund seiner Behinderung nicht zuzumuten ist. Damit werden die tat-

sächlichen Kosten der Unterkunft auch weiterhin übernommen.  

 

Grundsätzlich ist jedoch festzustellen, dass sich die Überprüfung der Angemessen-

heit oftmals allein an der Größe der Wohnung orientiert und dabei ein günstiger qm-

Preis oder andere Umstände außer Betracht bleiben. In einem Fall konnte jedoch 

einem Petenten geholfen werden, dem zunächst nur eine Frist von einem halben 

Jahr zur Suche einer günstigeren Wohnung gegeben wurde. Für den Fall, dass er 

seine Bemühungen und die Suche nach einer angemessenen Wohnung, zum Bei-

spiel durch Bestätigung über Wohnungsbesichtigungen dokumentiert und vorlegt, 

erklärte man sich jedoch bereit, die Kosten für einen weiteren Zeitraum zu über-

nehmen. Da der Petent inzwischen beabsichtigt, im Februar den Bereich der zu-

ständigen Arbeitsgemeinschaft zu verlassen, hat sich diese bereit erklärt, die unan-

gemessenen Kosten bis einschließlich Februar 2006 zu übernehmen. 
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Ein weiterer großer Bereich, zu dem den Bürgerbeauftragten Eingaben erreichten, 

betraf Beschwerden über die Art und Dauer der Bearbeitung. Dabei wurde oftmals 

die Dauer der Bearbeitung gerügt. So wandte sich ein Petent an den Bürgerbeauf-

tragten, dem bereits mehrmals zugesichert worden war, dass sein Antrag kurzfristig 

bearbeitet und ihm das Geld überwiesen werde. Zum Zeitpunkt der Eingabe wusste 

der Petent nicht mehr, wie er den Lebensunterhalt seiner vierköpfigen Familie si-

cherstellen sollte. Im Zuge des Petitionsverfahrens wurde dem Petenten daraufhin 

kurzfristig ein Abschlag ausgezahlt und die Leistung schließlich bewilligt. 

 

In diesem Zusammenhang wird oftmals auch die mangelnde telefonische Erreich-

barkeit der Arbeitsgemeinschaften beanstandet. Die Durchwahl der Sachbearbeiter 

wird in vielen Arbeitsgemeinschaften nicht an die Bürgerinnen und Bürger weiterge-

geben, die Zentrale beziehungsweise die angebotene Hotline ist oft überlastet oder 

es ist niemand erreichbar. Eine Vorsprache direkt beim Sachbearbeiter ist ohne 

Termin, wenn überhaupt, nur sehr eingeschränkt möglich. Da Petentinnen und Pe-

tenten auch beklagen, dass sie auf Schreiben keine Reaktion erhalten, was sicher-

lich auch, insbesondere in den ersten Monaten, eventuell mit der Überlastung der 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Arbeitsgemeinschaften zusammenhing, sa-

hen einige Bürgerinnen und Bürger in einer Eingabe an den Bürgerbeauftragten ihre 

einzige Möglichkeit, möglichst schnell Hilfe zu erlangen. In diesen Fällen konnte in 

der Regel eine rasche Klärung der Angelegenheit erfolgen. 

 

Festzustellen ist weiter, dass sich vielfach Probleme aus der Unübersichtlichkeit der 

Bewilligungsbescheide und insbesondere der Berechnungen, die für die Bürgerin-

nen und Bürger oftmals nicht nachvollziehbar sind, ergeben. Vielfach werden gera-

de bei Ablehnung der Leistungen Begründungen, warum das Vermögen bezie-

hungsweise Einkommen zu hoch ist, nicht angegeben. Die Bürgerinnen und Bürger 

haben daher keine Möglichkeit, die Berechnungen und auch die Richtigkeit der Be-

scheide ohne weiteres nachzuvollziehen. 

 

So waren in einem Fall einem Petenten aufgrund vorhandenen Vermögens ohne 

weitere Begründung die Leistungen abgelehnt worden. Eine Überprüfung ergab, 

dass diese Ablehnung auf missverständlichen Angaben des Petenten beziehungs-

weise aufgrund falscher Berechnungen der Arbeitsgemeinschaft erfolgte. 
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In einem weiteren Fall konnte der Petent nicht nachvollziehen, warum das Einkom-

men seiner Familie zu hoch sein soll. Eine Berechnung war dem Ablehnungsbe-

scheid nicht beigefügt. Erst im Laufe des Petitionsverfahrens konnte ihm mitgeteilt 

werden, wie sich die Berechnung der Arbeitsgemeinschaft zusammensetzt und wa-

rum das Einkommen der Bedarfsgemeinschaft höher ist als der nach den gesetzli-

chen Vorschriften zugrunde zu legende tatsächliche Bedarf. 

 

Durch die Einführung des SGB II gab es auch Änderungen bezüglich der einmaligen 

Beihilfen, wie sie bisher bei der Gewährung der Hilfe zum Lebensunterhalt nach 

dem Bundessozialhilfegesetz gewährt wurden. Den Leistungsbezieherinnen und 

Leistungsbeziehern steht jetzt monatlich ein lediglich entsprechender Betrag zur 

Verfügung, aus dem neben den laufenden auch die einmaligen Leistungen wie zum 

Beispiel für Bekleidung und Hausrat gezahlt werden müssen. Die Bürgerinnen und 

Bürger müssen daher eigenverantwortlich die entsprechenden Beträge ansparen. 

 

So konnte einer Petentin nicht geholfen werden, die die Übernahme der Kosten für 

neue Brillengläser begehrte.  

Möglich sind nach dem SGB II allein Beihilfen die Erstausstattung der Wohnung, 

eine Erstausstattung über Bekleidung einschließlich bei Schwangerschaft und Ge-

burt sowie mehrtägige Klassenfahrten im Rahmen der schulrechtlichen Bestimmun-

gen. In diesem Zusammenhang ist die Eingabe einer Petentin zu erwähnen, die 

einen Antrag auf Kostenübernahme für eine mehrtägige Klassenfahrt ihrer Tochter 

stellte. Sie hatte sich zuvor bei der Arbeitsgemeinschaft erkundigt, welche Unterla-

gen für einen solchen Antrag nötig sind und was sie vorlegen muss. Da der Antrag 

der Petentin, obwohl er zwei Monate vor Beginn der Klassenfahrt vorlag, nicht 

rechtzeitig bearbeitet wurde, lieh sich die Petentin aufgrund einer Aussage der 

Sachbearbeiterin das nötige Geld. Nach der Klassenfahrt erhielt sie von der Ar-

beitsgemeinschaft einen Ablehnungsbescheid, da ihr nachträglich mitgeteilt wurde, 

dass Voraussetzung für eine Kostenübernahme ist, dass mindestens 90 % der 

Schüler mitfahren. Im Rahmen der Überprüfung hat die Arbeitsgemeinschaft dann 

jedoch die Kosten für die Klassenfahrt übernommen. 

In einer weiteren Eingabe wandte sich eine Petentin  gegen die Kürzung des ihr 

zustehenden Arbeitslosengeldes II in Höhe von 30 % des Regelsatzes für drei Mo-

nate, da sie nach Auffassung der Arbeitsgemeinschaft ohne ausreichenden Grund 

ein Arbeitsverhältnis beendet hatte. Die Überprüfungen im Petitionsverfahren erga-

ben, dass ihr seinerzeit auf mehrmalige telefonische Nachfrage von einem Mitarbei-
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ter zugesagt wurde, dass sie ihr Arbeitsverhältnis unter den geschilderten Umstän-

den kündigen könne und keinerlei Abzüge der Leistungen befürchten müsse. Die 

Kürzung der Leistungen wurde daraufhin rückgängig gemacht. 

 

Mehrere Eingaben beschäftigten sich mit der Bewilligung des Kinderzuschlags. Der 

Kinderzuschlag ist für Familien vorgesehen, die ohne ihn – allein wegen des Unter-

haltsbedarfs für ihre Kinder – Anspruch auf Arbeitslosengeld II und/oder Sozialgeld 

hätten. Den Kinderzuschlag erhalten also nur Familien, in denen die Eltern mindes-

tens über ein Einkommen oder Vermögen verfügen, mit dem sie ihren eigenen Be-

darf ohne Berücksichtigung des Kindes decken können. Gewährt wird der Kinderzu-

schlag durch die zuständige Familienkasse der Agentur für Arbeit. Aus diesem 

Grund kommt es in den problematischen Fällen oft zu einem Zuständigkeitsproblem 

zwischen den Familienkassen und den Arbeitsgemeinschaften. 

 

So wandte sich eine Petentin mit einer Eingabe an den Bürgerbeauftragten, die 

Leistungen von einer Arbeitsgemeinschaft erhielt. Ein Antrag auf Kinderzuschlag 

war bereits abgelehnt worden. Nunmehr wurde die Petentin von der Arbeitsgemein-

schaft erneut aufgefordert, einen Antrag auf Kinderzuschlag bei der Familienkasse 

zu stellen. Im Zuge des Petitionsverfahrens konnte erreicht werden, dass die Ar-

beitsgemeinschaft die Leistungsansprüche der Petentin mit der zuständigen Famili-

enkasse abstimmte. Aufgrund eines wechselnden monatlichen Einkommens besteht 

je nach Höhe des Einkommens ein Anspruch auf Kinderzuschlag beziehungsweise 

Arbeitslosengeld II oder aber gar kein Anspruch. Es wurde erreicht, dass künftig 

monatlich zunächst der Anspruch auf Kinderzuschlag durch die Familienkasse ge-

prüft wird und bei Nichtbestehen eine Mitteilung an die Arbeitsgemeinschaft zur Prü-

fung des Antrags auf Arbeitslosengeld II erfolgt. Dem Anliegen der Petentin auf Re-

gelung der Zuständigkeit konnte damit entsprochen werden. 

 

Bezüglich der organisatorischen Umsetzung des SGB II ist anzumerken, dass es in 

Rheinland-Pfalz neben den Arbeitsgemeinschaften, in denen sich Arbeitsagenturen 

und kommunale Träger zusammengeschlossen haben, mit dem Landkreis Daun 

und dem Landkreis Süd-West-Pfalz zwei so genannte Optionskommunen gibt. Im 

Landkreis Ahrweiler wurde bislang an einer getrennten Aufgabenwahrnehmung von 

Arbeitsagentur und Kommunen festgehalten. Auffällig ist insgesamt, dass die Mehr-

zahl der Eingaben von Bürgerinnen und Bürgern aus den Landkreisen stammt, die 
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Arbeitsgemeinschaften gebildet haben, während ganz wenige Eingaben die übrigen 

drei Landkreise betreffen. 

 

Anfang des Jahres hat sich der Bürgerbeauftragte an die Geschäftsführerinnen und 

Geschäftsführer der Arbeitsgemeinschaften gewandt, Ihnen seinen gesetzlichen 

Auftrag erläutert und um eine Zusammenarbeit im Sinne der Hilfe suchenden Bürge-

rinnen und Bürger gebeten. Hierbei hat er auch zum Ausdruck gebracht, dass es im 

Hinblick darauf, dass neben der Bundesagentur für Arbeit auch die kreisfreien Städ-

te und Landkreise Träger der Arbeitsgemeinschaften sind, wenig sachdienlich sein 

dürfte darauf abzustellen, in wessen Zuständigkeit jeweils die einzelnen Leistungen 

nach dem SGB II zu erbringen sind. Erfreulicherweise erklärten sich die Arbeitsge-

meinschaften zur Zusammenarbeit bereits. Für dieses kooperative Verhalten sei 

ausdrücklich gedankt. Die Zusammenarbeit verlief im Laufe des Berichtsjahres 

größtenteils unproblematisch. Lediglich mit der Arbeitsgemeinschaft des Landkrei-

ses Birkenfeld gab es vorübergehend Probleme in Zusammenhang mit dem Daten-

schutz. Dieses Problem konnte jedoch inzwischen im Zusammenwirken mit der Re-

gionaldirektion Rheinland-Pfalz-Saarland der Bundesagentur für Arbeit und dem 

Landkreis behoben werden. Der Bürgerbeauftragte möchte sich an dieser Stelle für 

die gute Kooperation bei den Arbeitsgemeinschaften bedanken, aufgrund der in 

vielen Fällen den betroffenen Bürgerinnen und Bürgern geholfen werden konnte. 

 

In diesem Zusammenhang soll auch die gute Zusammenarbeit mit der Regio-

naldirektion Rheinland-Pfalz-Saarland der Bundesagentur für Arbeit, insbesondere 

dem Vorsitzenden der Geschäftsführung, Herrn Otto-Werner Schade, hervorgeho-

ben werden, an die die Eingaben zur Prüfung übersandt werden, die beispielsweise 

Fragen der Einkommensanrechnung und den Bereich der Arbeitsvermittlung betref-

fen.  

 

Etwa nach der Hälfte des Berichtsjahres hat der Bürgerbeauftragte seine Erfahrun-

gen aufgrund der eingegangenen und bearbeiteten Eingaben dem Ombudsrat der 

Bundesregierung – Grundsicherung für Arbeitsuchende – zur Kenntnis gegeben. 

Dabei hat er insbesondere darauf hingewiesen, dass der Schwerpunkt der Eingaben 

im Gegensatz zu den im Zwischenbericht des Ombudsrats genannten Schwerpunk-

ten vor allem im Bereich der Unterkunftskosten und der Art und Dauer der Bearbei-

tung liegt. Der Ombudsrat, der auf Bundesebene zur Begleitung der Arbeitsmarktre-

form berufen worden ist und dessen Aufgaben darin bestehen, Schwachstellen auf-
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zudecken und Empfehlungen zur Weiterentwicklung des Gesetzes und seiner An-

wendung zu geben, hat sich für die präzisen Ausführungen und statistischen Aus-

wertungen bedankt und mitgeteilt, dass diese Eingang in die Arbeit des Ombudsrats 

finden werden. 

 

Darüber hinaus hat der Bürgerbeauftragte den Ombudsrat auf die in Teil 2 dieses 

Berichts dargestellte Problematik, wonach Untersuchungshäftlinge seit der Einfüh-

rung des SGB II kein Taschengeld mehr erhalten, hingewiesen und ihn gebeten, 

diese Problematik im Rahmen seiner Tätigkeit zu berücksichtigen und gegebenen-

falls entsprechende Empfehlungen zur Weiterentwicklung des Gesetzes und seiner 

Anwendung an den Bundesminister für Arbeit und Soziales auszusprechen. Eine 

Antwort des Ombudsrats hierzu liegt bisher noch nicht vor. 

 

 

Wasserschaden entwickelte sich zur „harten Nuss“ 
 
Mehrere Hauseigentümerinnen und Hauseigentümer aus dem Landkreis Mainz-

Bingen wandten sich mit Eingaben an den Bürgerbeauftragten, weil es an ihren An-

wesen in Folge einer von der Ortsgemeinde Selzen durchgeführten Straßenbau-

maßnahme zu Wasserschäden gekommen war. Sie baten um Unterstützung um 

entweder von der Ortsgemeinde Selzen oder aber dem Land Rheinland-Pfalz eine 

Entschädigung zu erhalten. 

 

Die Petentinnen und Petenten machten geltend, dass die aufgetretenen Wasser-

schäden mit der Errichtung einer Kreisverkehrsanlage in Zusammenhang stehen. 

Von der Baustelle sei Grundwasser abgeleitet worden, das ihre Grundstücke durch-

nässt habe. Ein vom Landgericht in mehreren selbständigen Beweisverfahren be-

auftragter Sachverständiger des TÜV hatte in den jeweiligen Gutachten eine Kausa-

lität zwischen Entwässerungsmaßnahme und aufgetretenen Schäden nicht ausge-

schlossen. 

 

Die Ortsgemeinde hatte als Trägerin der Baumaßnahme die Entwässerung der 

Baustelle veranlasst. Die Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd war bei mehre-

ren Ortsterminen in die Abstimmung der kurzfristig umzusetzenden Lösung für eine 

Entwässerung der Baustelle eingebunden. Für die Petentinnen und Petenten stellte 

sich die Sachlage deshalb so dar, dass entweder die Ortsgemeinde oder aber die 
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SGD Süd und damit das Land Rheinland-Pfalz zur Leistung von Schadensersatz 

verpflichtet sind. 

 

Die Ortsgemeinde lehnte jedoch Leistungen mit dem Hinweis darauf, dass die Ent-

wässerungsmaßnahme während der Ortstermine verbindlich von der SGD Süd an-

geordnet wurde, ab. Die SGD Süd dagegen ging davon aus, dass bei den Ortster-

minen die Art und Weise der Entwässerung der Baustelle lediglich abgestimmt wor-

den waren, eine Anordnung jedoch nicht erfolgt sei. Die besprochene und schließ-

lich umgesetzte Maßnahme hätte vielmehr noch der schriftlichen Zulassung durch 

die untere Wasserbehörde als Genehmigungsbehörde bedurft. Deshalb sahen die 

SGD Süd sowie das eingeschaltete Ministerium für Umwelt und Forsten zunächst 

keine Veranlassung, auf Schadensersatzforderungen einzugehen. Die Haftpflicht-

versicherung der Ortsgemeinde erklärte sich lediglich dazu bereit, 50 % des vom 

Gutachter ermittelten Schadens zu übernehmen. 

 

Da es zunächst nicht möglich war, die von Ortsgemeinde und SGD Süd vertretenen 

Positionen einander anzunähern, dies jedoch nicht zu Lasten der betroffenen Peten-

tinnen und Petenten gehen durfte, brachte der Bürgerbeauftragte seine Erwartung 

zum Ausdruck, dass das Ministerium für Umwelt und Forsten einen Vorschlag zur 

einvernehmlichen Regelung der Angelegenheit unterbreitet. Dieser Erwartung 

schloss sich auch der Petitionsausschuss an. 

 

Es bedurfte aber noch weiterer intensiver Bemühungen des Bürgerbeauftragten, bis 

Bewegung in die Angelegenheit kam. Zunächst erklärte sich die Haftpflichtversiche-

rung der Ortsgemeinde dazu bereit, 70% der vom Gutachter ermittelten Kosten und 

zusätzlich die Kosten für Trocknungsmaßnahmen sowie bei Nachweis für eine aus-

wärtige Unterbringung zu übernehmen. 

 

Der Bürgerbeauftragte machte dann von seinem Recht gemäß § 4 Satz 1 b) des 

Landesgesetzes über den Bürgerbeauftragten von Rheinland-Pfalz Gebrauch und 

ließ sich von der Verbandsgemeindeverwaltung Nierstein-Oppenheim den dort vor-

handenen Verwaltungsvorgang übersenden. Im Rahmen der Prüfung des Vorgangs 

durch den Bürgerbeauftragten ergaben sich Zweifel, ob die SGD Süd beziehungs-

weise die untere Wasserbehörde ausdrücklich und unmissverständlich auf einer 

wasserrechtlichen Genehmigung für die durchgeführte Entwässerungsmaßnahme 

bestanden hatten. 
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Nach Hinweis auf diese Sachlage hat das Ministerium für Umwelt und Forsten eine 

erneute Prüfung des Sachverhalts veranlasst .Diese führte schließlich dazu, dass 

das Land Rheinland-Pfalz den noch offenen Anteil am Schaden in Höhe von 30 % 

übernahm. Der durch Gutachten festgestellte Schadensumfang wurde damit voll-

ständig reguliert. 

 

 

Touristische Angebote mit Schwierigkeiten 
 
Im Berichtszeitraum klagten verschiedene Petentinnen und Petenten über Schwie-

rigkeiten bei der Umsetzung ihrer privaten touristischen Angebote und baten um 

Unterstützung durch den Bürgerbeauftragten. 

 

So führen beispielsweise mehrere Petenten an der Mosel Weinberg- und Feldrund-

fahrten mit Planwagen durch. Bei diesen Planwagenfahrten wird der Anhänger von 

einem Traktor gezogen. Hier kam es zu Problemen, weil in Zweifel gezogen wurde, 

dass die Betriebserlaubnis beziehungsweise der Versicherungsschutz für den zur 

Personenbeförderung verwendeten Anhänger vorliegt, wenn das Gespann von ei-

nem Nicht-Landwirt oder Nicht-Winzer, aber im Auftrag eines Landwirts oder Win-

zers gefahren wird. 

 

Zur Klärung der Sach- und Rechtslage setzte sich der Bürgerbeauftragte zunächst 

mit der zuständigen Kreisverwaltung und später auch mit dem Ministerium für Wirt-

schaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau in Verbindung. Das Ministerium sah 

keine rechtlichen Bedenken, wenn Personen unter bestimmten Voraussetzungen im 

Auftrag von Landwirten oder Winzern Feld- und Weinbergrundfahrten durchführen. 

Soweit Dritte für einen Landwirt oder einen Winzer im Rahmen einer Brauchtums-

veranstaltung Rundfahrten mit Planwagen durchführen, muss sichergestellt sein, 

dass in solchen Fällen der Winzer oder Landwirt ein Interesse daran hat, den Fahr-

gästen den Weinbau und die Landwirtschaft sowie seine Produktion im Rahmen der 

Rundfahrt näher zu bringen. Die Beförderung darf also nicht Teil einer geschäftli-

chen Betätigung sein, sondern lediglich ein Sonderservice, den der Winzer oder 

Landwirt allgemein anbietet. Die geschäftliche Betätigung des Winzers oder Land-

wirts muss auf den Weinbau oder die Landwirtschaft gerichtet sein, nicht auf die 

Beförderung von Gästen. Auch wenn der Winzer oder Landwirt im Innenverhältnis 
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den Auftragnehmer für Rundfahrten mit einem Planwagen für seine Aufwendungen 

entschädigt, liegt keine geschäftsmäßige Personenbeförderung vor. 

 

Dem Anliegen der Petenten konnte daher entsprochen werden. 

 

Probleme anderer Art hatte ein Petent, der einen landwirtschaftlichen Betrieb mit 

Pferdehaltung betreibt. Er bietet für Feriengäste Fahrten mit einem von einem Pferd 

gezogenen Planwagen an. Hierbei kam es zu Schwierigkeiten, weil die Stadtverwal-

tung die Zufahrt vom Grundstück des Petenten auf einen Wirtschaftsweg mit einem 

Poller versperrt hatte. Dadurch wurde der Petent gezwungen, einen Umweg über 

die Hauptstraßen zu fahren, was eine Gefahrenquelle darstellt und die Attraktivität 

der Planwagenfahrt einschränkt. 

 

Da kein Grund für die Sperrung ersichtlich war, setzte sich der Bürgerbeauftragte 

bei der zuständigen Verbandsgemeindeverwaltung für eine einvernehmliche Lösung 

ein. Diese konnte schließlich in der Weise gefunden werden, dass allen Anliegerin-

nen und Anliegern des Weges und somit auch dem Petenten auf einen entspre-

chenden Antrag hin ein Schlüssel für den Poller ausgehändigt wird.  

 

In einem weiteren Fall beanstandete ein Petent, der einen Wohnmobilstellplatz be-

treibt, dass die Genehmigung mit der Auflage verbunden war, dass während der 

Zeit vom 01.11. eines jeden Jahres bis zum 31.03. des darauffolgenden Jahres 

Wohnmobile nicht aufgestellt werden dürfen. Diese Auflage war erfolgt, weil der 

Wohnmobilstellplatz im Überschwemmungsgebiet der Mosel ausnahmsweise zuge-

lassen wurde. Da er aber auch im oben genannten Zeitraum gut angenommen wird, 

wünschte der Petent die Aufhebung dieser Auflage. 

 

Die Ermittlungen ergaben, dass die Nutzung von Wohnmobilstellplätzen im Über-

schwemmungsgebiet der Mosel analog der Nutzung von Campingplätzen be-

schränkt ist. Die Struktur- und Genehmigungsdirektion (SGD) Nord ist zwischenzeit-

lich aber zu der Auffassung gelangt, dass Wohnmobilstellplätze bezüglich der 

Hochwassergefährdung nicht direkt mit Campingplätzen verglichen werden können. 

Die SGD Nord hat deshalb die bisherige Regelung geändert und wird zukünftig ei-

ner ganzjährigen Belegung zustimmen, wenn nach einer Einzelfallprüfung bestimm-

te Voraussetzungen erfüllt werden. So muss die Einrichtung beziehungsweise die 

Infrastruktur des Platzes, was die Abwasserbeseitigung betrifft, hochwasserkompa-
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tibel sein. Die Betreiberin beziehungsweise der Betreiber des Platzes muss außer-

dem gewährleisten, dass bei auflaufendem Hochwasser rechtzeitig gewarnt werden 

und das Überschwemmungsgebiet schnell geräumt werden kann. Im vorliegenden 

Fall ist die SGD Nord jedoch noch nicht zu einer abschließenden Entscheidung ge-

langt. 

 

Der Bürgerbeauftragte begrüßt, dass in den genannten Beispielen Regelungen im 

Sinne der Petentinnen und Petenten gefunden werden konnten oder sich zumin-

dest, wie im zuletzt geschilderten Beispiel, abzeichnen. Denn gerade Angebote, die 

auf der Initiative von Privatpersonen beruhen, führen zur gewünschten Vielfalt der 

touristischen Angebotspalette beziehungsweise runden diese ab. 

 

 

Ein folgenschweres Versäumnis 
 
Mehrere beihilfeberechtigte Bedienstete wandten sich an den Bürgerbeauftragten, 

weil für sie überraschend bisher gewährte Beihilfen nicht mehr gewährt wurden. Als 

Grund dafür ergab sich eine am 01.01.2003 in Kraft getretene Änderung der Beihil-

fenverordnung, wonach alle Beihilfeberechtigten bis zum Ablauf einer Ausschluss-

frist am 31.03.2003 eine Erklärung nach § 5 a Abs. 2 Beihilfenverordnung abgeben 

mussten, mit der der Anspruch auf Beihilfe für ärztliche Wahlleistungen gegen eine 

Zahlung von 13,00 € monatlich sichergestellt wird. Wurde innerhalb dieser Frist kei-

ne entsprechende Erklärung abgegeben, ist der Anspruch auf Gewährung einer 

Beihilfe für Wahlleistungen grundsätzlich untergegangen. Die Möglichkeit, die erfor-

derliche Erklärung auch noch zu einem späteren Zeitpunkt abzugeben, ist im Ge-

setz nicht vorgesehen. 

 

Offenbar wurde es – aus den unterschiedlichsten Gründen – häufiger unterlassen, 

die oben genannte Erklärung rechtzeitig abzugeben. Dieses Versäumnis wird in der 

Regel aber erst dann bemerkt, wenn Arztrechnungen von der Beihilfestelle nicht 

mehr als beihilfefähig anerkannt werden. Wegen der damit im Einzelfall verbunde-

nen teilweise erheblichen finanziellen Belastung setzte sich der Bürgerbreauftragte 

dahingehend für die Petentinnen und Petenten ein, und dies nicht ohne Erfolg. 

 

Bei einem Petenten ging es um Arztrechnungen in Höhe von ca. 10.000,00 €, die er 

Anfang 2005 bei der Beihilfestelle eingereicht hatte. Zum Sachverhalt gab er an, 

dass seine Ehefrau alle Beihilfeangelegenheiten erledigt habe, bis sie im Jahr 2004 
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einen Schlaganfall erlitten hatte. Sie habe den gesamten Schriftwechsel in Beihilfe-

sachen chronologisch in Ordnern gesammelt. Ein Informationsschreiben zur Ände-

rung der Beihilfenverordnung habe sich aber bei den Unterlagen seiner Frau nicht 

befunden. Er gehe deshalb davon aus, dass ein solches Schreiben nie eingegangen 

sei. Dies könne auch durch ihren Umzug im Jahr 2002 verursacht worden sein. 

 

In diesem Fall hatte es die OFD zunächst abgelehnt, die vom Petenten geltend ge-

machten Aufwendungen für Wahlleistungen als beihilfefähig anzuerkennen. 

 

Nach einer erneuten Prüfung im Laufe des Petitionsverfahrens hat sich die Oberfi-

nanzdirektion Koblenz dann jedoch dazu bereit erklärt, von der Ausschlussfrist ab-

zusehen, wenn der Petent mit der Einbehaltung des Kostenbeitrages von 13,00 € 

monatlich rückwirkend ab dem 01.01.2003 einverstanden ist. Damit konnte dem 

Anliegen des Petenten Rechnung getragen werden.  

 

Auch bei zwei weiteren Petitionen konnte den Anliegen der Petenten Rechnung 

getragen werden. Bei einer Eingabe stellte sich der Sachverhalt so dar, dass dem 

Petenten ein entsprechendes Schreiben der OFD zuging und das Formular zur Ab-

gabe der oben genannten Erklärung auch an die OFD zurückgeschickt wurde. Nach 

den Feststellungen der OFD war das Formular aber vom Petenten nicht ausgefüllt 

worden, weshalb es am 08.02.2003 an ihn zurückgesandt wurde. Es wurde darauf-

hin der OFD aber nicht mehr vorgelegt. Der Petent konnte allerdings nicht mehr 

nachvollziehen, ob das Formular von ihm erneut abgesandt worden war oder nicht. 

Von der OFD wurde zugunsten des Petenten eingeräumt, dass auch die Beihilfe-

stelle den Sachverhalt nicht weiter aufgeklärt hatte. 

 

In einem weiteren Fall machte ein Petent geltend, dass sein damals 16-jähriger 

Sohn im August 2002 unverschuldet bei einem Verkehrsunfall verstorben ist. Be-

dingt durch den Schock und die Trauer in der Familie sei in der Folgezeit vielen 

Dingen wenig Beachtung geschenkt worden. Er könne auch nicht mehr nachvollzie-

hen, inwiefern ihn eine entsprechende Benachrichtigung der OFD oder eine Infor-

mation seines Dienstherrn wegen der Änderung der Beihilfenverordnung erreicht 

habe. Im Laufe des Petitionsverfahrens erklärte der Petent dann gegenüber der 

OFD, dass er grundsätzlich davon ausgeht, kein Schreiben zur Änderung der Ge-

setzeslage erhalten zu haben. 
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Der Bürgerbeauftragte begrüßt, dass in jedem Einzelfall von der OFD nach Wegen 

gesucht wurde, um in schwierigen Situationen unter Berücksichtigung der jeweils 

besonderen Umstände weiterzuhelfen. 

 

 

Schnelle unbürokratische Hilfe erweist sich in Einzelfällen als durchaus mög-
lich 
 

Erfreulicherweise zeigt sich immer wieder, dass Verwaltungen äußerst flexibel und 

unbürokratisch reagieren, wenn es darum geht, eine einvernehmliche Regelung für 

Bürgerinnen und Bürger zu finden. Als positivstes Beispiel im Berichtsjahr sei ein 

Fall genannt, bei denen es den Eltern von fünf Kindern um die Übernahme der 

Fahrtkosten dreier ihrer Kinder zum Kindergarten ging. Eine anteilige Übernahme 

der Fahrtkosten war zwar bereits bewilligt worden, dies nutze den Eltern jedoch 

letztlich deshalb wenig, weil die Kostenerstattung erst zum Ende des Jahres erfol-

gen sollte. Aus finanziellen Gründen sahen sich die Eltern nicht dazu in der Lage, 

die Kosten vorzufinanzieren, sodass der Besuch des gewünschten Kindergartens zu 

scheitern drohte. In dieser schwierigen Situation wandten sich die Eltern anlässlich 

seines Sprechtags in Kusel an den Bürgerbeauftragten. Wegen der Eilbedürftigkeit 

nahm der Bürgerbeauftragte noch an Ort und Stelle Kontakt mit dem Landrat des 

Kreises, Dr. Winfried Hirschberger, sowie der zuständigen Abteilungsleiterin auf. 

Noch vor Ort konnte so eine einvernehmliche Regelung im Sinne der Familie getrof-

fen werden; die Kosten werden zukünftig für ein Jahr im Voraus erstattet. 

 

Dieser Fall zeigt im Übrigen auch, dass die Sprechtage in allen Teilen des Landes 

nicht nur dazu dienen, den Bürgerinnen und Bürgern ein Gespräch mit dem Bürger-

beauftragten zu ermöglichen, sondern dem Bürgerbeauftragten auch die Gelegen-

heit zum unmittelbaren Kontakt mit der Verwaltung vor Ort gibt. Hierbei können ge-

eignete Fälle bereits an Ort und Stelle besprochen werden. Dieses Beispiel sollte im 

Interesse der Bürgerinnen und Bürger Schule machen. 
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4. Teil  Einzelbeispiele 
 

1. Hilfreiche Anregung 
 

Ein Bürger regte an, dass in einer vom Ministerium der Justiz herausgegebenen 

Informationsschrift „Wer hilft mir, wenn…“ ein deutlicher Hinweis erfolgen sollte, 

dass bei Vollmachten bezüglich Bankguthaben notarielle Vollmachten zu empfehlen 

sind, da es nur bei diesen in der Regel keine Schwierigkeiten gibt. Das Ministerium 

hat zugesagt, bei der Vorbereitung der in absehbarer Zeit anstehenden Neuauflage 

die vom Petenten genannten Passagen im Lichte seiner Anregung zu überprüfen. 

 

2. Zahlungserleichterungen für Gefangenen 
 

Ein Gefangener begehrte Zahlungserleichterungen bezüglich der von ihm zu ent-

richtenden Gerichtskosten, da er Kosten für einen Computer-Kurs zu zahlen hatte. 

Aufgrund der Eingabe hat die Landesjustizkasse die Aussetzung der Ratenzahlung 

für drei Monate bewilligt. 

 

3. Im Freigängerhaus kann auf gemeinschaftliche Unterbringung nicht 
verzichtet werden 

 

Ein Gefangener beschwerte sich darüber, dass er eine gemeinschaftliche Unter-

bringung im Freigängerhaus der JVA Diez hinnehmen muss, da es anderenfalls zu 

einer Verzögerung bei seiner Verlegung in den offenen Vollzug gekommen wäre. 

Eine gemeinschaftliche Unterbringung ist jedoch unverzichtbar, da das Freigänger-

haus auf 117 Haftplätze ausgelegt ist, jedoch nur über 59 Hafträume verfügt. Ge-

fangene, die zu einer gemeinschaftlichen Unterbringung nicht bereit sind, werden 

auf eine Warteliste gesetzt, sodass die Verlegung erst dann erfolgen kann, wenn ein 

Haftraum frei wird. 

 

4. Kein Schadensersatzanspruch bei Unterbringung im Gemein-
schaftshaftraum 

 

Ein Petent machte Schadensersatzansprüche geltend, weil er im Zuge eines Trans-

portes insgesamt sieben Nächte in Gemeinschaftshafträumen verschiedener Justiz-
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vollzugsanstalten verbringen musste. Er berief sich dabei auf ein Urteil des Landge-

richts Hannover, das in einem seiner Ansicht nach vergleichbaren Fall eine Scha-

densersatzpflicht des Landes festgestellt hatte. Der Petent übersah dabei jedoch, 

dass dem Urteil ein Fall zugrunde lag, bei dem Gefangene gemeinschaftlich in ei-

nem Haftraum ohne abgetrennte Toilette untergebracht waren. Die Hafträume, in 

denen der Petent untergebracht war, verfügten jedoch jeweils über eine abgetrennte 

und gesondert belüftete Toilette, sodass die geltend gemachten Schadensersatzan-

sprüche abgelehnt wurden. 

 

5. Anwesenheit bei der Geburt des Kindes konnte ermöglicht werden 
 

Ein Gefangener, dessen schwangere Lebensgefährtin ebenfalls inhaftiert war, be-

gehrte, bei der Geburt des Kindes anwesend sein zu können. Dies konnte von der 

zuständigen JVA ermöglicht werden. 

 

6. Der Pflegebedürftigkeit der Ehefrau konnte Rechnung getragen wer-
den 

 

Ein Gefangener begehrte Vollzugslockerungen, um seine pflegebedürftige Ehefrau 

betreuen zu können. Die betreffende JVA hat der besonderen familiären Situation in 

der Weise Rechnung getragen, dass der Petent seinen wöchentlichen Ausgang zur 

Heimfahrt nutzen und hierbei seinen Privat-Pkw benutzen durfte. 

 

7. Weites Ermessen der JVA bei der Zulassung ehrenamtlicher Voll-
zugshelfer 

 

Ein Petent wünschte seine Zulassung als ehrenamtlicher Vollzugshelfer in einer JVA 

und beanstandete, dass seine bereits erteilte Zulassung widerrufen wurde, nach-

dem dem Anstaltsleiter bekannt geworden war, dass bereits rund sieben Jahre zu-

vor ein Antrag auf Zulassung abgelehnt worden war. Dies erschien zunächst nicht 

nachvollziehbar, da nach der erneuten Zulassung keine Umstände eingetreten wa-

ren, die An-lass für einen Widerruf hätten geben können. Der Anstaltsleiter vertrat 

jedoch die Ansicht, dass der Petent im Rahmen seiner Antragstellung auf die Ab-

lehnung seines früheren Antrags hätte hinweisen müssen. Wenn er bereits zum 

damaligen Zeitpunkt hiervon Kenntnis gehabt hätte, wäre die Zulassung nicht er-

folgt, da die damals zur Ablehnung des Antrags maßgeblichen Gründe auch derzeit 
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noch erhebliche Zweifel an der Eignung des Petenten als Vollzugshelfer begründen. 

Diese Entscheidung konnte vom Ministerium der Justiz insbesondere im Hinblick 

drauf, dass den Justizvollzugsanstalten in diesem sensiblen Bereich ein weites Er-

messen einzuräumen ist, nicht beanstandet werden. 

 

8. Gefangene müssen gewisse Lärmbelästigungen hinnehmen 
 

Ein Gefangener fühlte sich durch Lärm belästigt, der bei der Essensausgabe von 

den Kesselwagen ausgeht. Wegen der an den Wagen hängenden Schöpfkellen sei 

insbesondere beim Überfahren der Eisenplatten des Flures das „Lärmszenario“ er-

heblich. Die JVA veranlasste aufgrund der Eingabe Lärmmessungen, die jedoch 

ergaben, dass der Geräuschpegel in etwa dem eines normal geführten Gesprächs 

entspricht. Da der Transport der Kesselwagen zudem nur kurze Zeit dauert, sah die 

JVA keine Veranlassung für Schutzvorkehrungen. 

 

9. Bei defektem TV-Gerät konnte geholfen werden 
 

Ein Gefangener begehrte Hilfe seitens der JVA, weil sein unter Vermittlung der JVA 

gekauftes TV-Gerät Mängel aufwies. Die JVA veranlasste, dass das Gerät vom 

Hersteller geprüft wurde. Für die Zwischenzeit überließ sie dem Gefangenen ein 

kostenloses Leihgerät. 

 

10.  Blutzuckermessungen sind bei Bedarf jederzeit möglich 
 

Ein an Diabetes erkrankter Gefangener begehrte verbesserte Möglichkeiten zur 

Messung des Blutzuckers, um so Blutzuckerschwankungen im Alltag zu erfassen. 

Die JVA eröffnete dem Petenten die Möglichkeit, jederzeit, bei Bedarf auch mehr-

fach täglich, im Lazarett sein Blutzuckertagesprofil bestimmen zu lassen. 

 

11.  Kein Anspruch auf Sommerfest 
 

Ein Gefangener in der JVA Wittlich machte „seelische Grausamkeit“ geltend, weil er 

von seinem Zellenfenster aus das Sommerfest der Jugendstrafanstalt beobachten 

konnte, ohne selbst daran teilnehmen zu können. Er begehrte daher auch in der 

JVA Wittlich ein Sommerfest. Hierfür wird jedoch seitens der JVA aus Gründen der 
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Sicherheit keine Möglichkeit gesehen. Dabei ist insbesondere zu berücksichtigen, 

dass die JVA Wittlich durchgehend mit besonders hohem Risiko belastet ist, da sich 

dort eine nicht geringe Anzahl absolut gefährlicher Gefangener befindet. Hinzu 

kommt, dass dort Gefangene aus ca. 30 verschiedenen Kulturkreisen untergebracht 

sind. Aus Sicht der JVA würde die Durchführung eines Sommerfestes eine nicht 

hinreichend kontrollierbare Gelegenheit schaffen, in der subkulturelle Aktivitäten und 

Strukturen aufgebaut und kriminelle Geschäfte getätigt werden könnten. Hinzu 

komme eine erhöhte Fluchtgefahr, da die erforderlichen Überwachungsmaßnahmen 

auch durch vermehrten Personaleinsatz nicht durchgeführt werden könnten. 

 

12.  Verkehrsüberwachungen müssen hingenommen werden 
 

Eine Petentin beschwerte sich über Maßnahmen der Verkehrsüberwchung. Insbe-

sondere hielt sie es für unverhältnismäßig, in welchem Umfang Übertretungen von 

Geschwindigkeitsbeschränkungen sowie ungenügender Sicherheitsabstand über-

wacht werden. Das Ministerium des Innern und für Sport hält jedoch angesichts der 

hohen Zahl von Verkehrsunfällen mit Personen- und schwerwiegenden Sachschä-

den eine Verkehrsüberwachung für zwingend erforderlich, zumal bei mehr als der 

Hälfte der Unfälle mit schweren Folgen nicht angepasste Geschwindigkeit zumin-

dest mit ursächlich ist. Radarmessungen werden fast ausschließlich an Örtlichkeiten 

durchgeführt, die sich als Unfallhäufungspunkte darstellen. Das Ministerium sieht 

diese Konzentration nicht als „bürgerfeindlich“ an und erklärt, dass die Polizei ihr 

Engagement bei der Verkehrsüberwachung weiterhin auf hohem Niveau halten 

möchte. 

 

13.  Polizei kümmerte sich um „verwaiste“ Hunde 
 

Ein Petent, der anlässlich einer Fahrzeugkontrolle verhaftet worden war, war in gro-

ßer Sorge um seine beiden Hunde, die sich in seinem PKW befunden hatten. Die 

Sorge erwies sich jedoch als unbegründet, da sich die Polizei bereits um eine Un-

terbringung der Hunde in einem Tierheim gekümmert hatte. Zudem wurde veran-

lasst, dass der Petent eine unverzügliche Mitteilung über den Aufenthaltsort seiner 

Hunde erhielt. 

 

 

 



 

 

- 115 -

14.  Gebührenerhebung hat Grenzen 
 

Ein Bürger wandte sich gegen die Heranziehung zur einer Gebühr in Höhe von 

90,00 € für einen Polizeieinsatz, der durch die Alarmanlage an seinem Anwesen 

ausgelöst worden war. Die Polizei stützte sich dabei auf eine Gebührenregelung für 

Fälle ungerechtfertigter Alarmierungen in kurzen Zeitabständen. Im Falle des Peten-

ten war es zwar schon einmal zu einem Alarm gekommen, dieser lag jedoch bereits 

zwei Jahre zurück. Aufgrund der Eingabe hat das Ministerium des Innern und für 

Sport festgelegt, dass in erster Linie Sinn und Zweck der betreffenden Gebührenre-

gelung ist, Sachverhalte zu erfassen, bei denen durch in kurzen Zeitabständen er-

folgte ungerechtfertigte Alarmierungen Polizeikräfte gebunden werden. Die Gebüh-

renerhebung widerspricht jedoch dann der Intention dieser Vorschrift, wenn zwi-

schen der Erst- und Zweitalarmierung ein großer Zeitraum liegt. Von einer Gebüh-

renerhebung wurde daher abgesehen. 

 

15.  Rettungstat konnte nach über 20 Jahren nicht mehr anerkannt wer-
den 

 

Eine Bürgerin begehrte, dass ihr Ehemann dafür ausgezeichnet wird, dass er sie 

sowie eine weitere Person anlässlich eines Verkehrsunfalls, der sich bereits im Jah-

re 1983 ereignet hatte, aus Lebensgefahr gerettet habe. Die Staatskanzlei sah sich 

nach Prüfung der Eingabe jedoch nicht der Lage, dem Anliegen zu entsprechen, da 

aufgrund des langen Zeitablaufs die erforderlichen Feststellungen nicht mehr getrof-

fen werden konnten.  

 

16.  Spenden von Gefangenen nur eingeschränkt möglich 
 

Ein Gefangener beanstandete, dass ihm eine Spende für die Opfer der Flutkatast-

rophe in Südostasien nicht genehmigt worden war. Seinem Anliegen konnte nicht 

entsprochen werden, weil eine Spende nur genehmigt werden kann, wenn das er-

forderliche Überbrückungsgeld angespart ist, was beim Petenten jedoch nicht der 

Fall war. Da dieses den Lebensunterhalt für die erste Zeit nach der Entlassung si-

cherstellen soll, kann auch zugunsten Hilfsbedürftiger keine Ausnahme gemacht 

werden. 
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17. Keine Teilnahme an Haftfortschreibungskonfenrenz 
 

Ein Gefangener begehrte seine Teilnahme an der Haftfortschreibungskonferenz, da 

dies im Sinne seiner Resozialisierung sei. Das Strafvollzugsgesetz sieht jedoch eine 

solche Teilnahme nicht vor. Dies wäre aus Sicht der betreffenden JVA auch wegen 

des hiermit verbundenen organisatorischen und personellen Aufwands kaum zu 

leisten, da bei den wöchentlichen Konferenzen durchschnittlich ca. 20 bis 24 Gefan-

gene besprochen werden. Die Gefangenen müssen im Übrigen während ihrer Ar-

beitszeit vom Arbeitsplatz geholt, der Konferenz vorgestellt und wieder zurückge-

bracht werden. Die JVA verweist darauf, dass den Gefangenen das Ergebnis der 

Vollzugsplankonferenz ohnehin mündlich eröffnet wird und sie auf Verlangen eine 

Abschrift des Vollzugsplans erhalten. 

 

18.  Anklopfen an Zellentüren ist nicht erforderlich 
 

Ein Gefangener beschwerte sich darüber, dass die Bediensteten in der Regel sei-

nen Haftraum betreten, ohne zuvor anzuklopfen. Die JVA sah hierfür keine Notwen-

digkeit und verweist zudem darauf, dass bereits das Aufschließen der Zelle deutlich 

vernehmbar ist, sodass sich die Gefangenen darauf einstellen können, dass ihre 

Zelle betreten wird. 

 

19.  Anwaltliche Korrespondenz muss nicht mit dem Vertreter erfolgen 
 

Ein Bürger beanstandete, dass ein Rechtsanwalt nicht mit ihm korrespondierte, ob-

wohl er die Vertretung einer Person angezeigt hatte. Dies wurde jedoch von der 

zuständigen Rechtsanwaltskammer nicht beanstandet, da für Rechtsanwältinnen 

und Rechtsanwälte lediglich das Verbot der Umgehung der Gegenanwältin bezie-

hungsweise des Gegenanwalts besteht. Es gibt aber keine berufliche Verpflichtung, 

mit sonstigen Vertreterinnen und Vertretern der Gegenseite zu korrespondieren. 

 

20. Abschiebungshindernis eine Ehepartners begründet Aufenthalts-
recht für die gesamte Familie 

 

Eine Ausländerbehörde beabsichtigte zunächst die Abschiebung eines vollziehbar 

ausreisepflichtigen Ausländers, dessen Ehefrau und dessen Kind wegen eines tat-

sächlichen Abschiebungshindernisses allerdings ein Aufenthaltsrecht gewährt wor-
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den war. Aufgrund der Eingabe wurde jedoch von einer getrennten Abschiebung 

des Ehemannes abgesehen. 

 

21.  Hochqualifizierter Ausländerin konnte Aufenthaltsrecht erteilt wer-
den 

 

Eine Ärztin begehrte ein Aufenthaltsrecht, das auch von der Klinik, an der sie be-

schäftigt ist, nachdrücklich unterstützt wurde. Der Ärztin konnte schließlich eine un-

befristete Niederlassungserlaubnis für Hochqualifizierte erteilt werden. 

 

22.  Für Einbürgerung zählt nur das Inland 
 

Eine Ausländerin begehrte ihre Einbürgerung und war der Ansicht, dass bei der da-

für erforderlichen Mindestaufenthaltsdauer auch ihre Aufenthalteszeiten in einem 

EU-Mitgliedsstaat berücksichtigt werden müssten. Dies ist jedoch nicht möglich, da 

der Inlandsaufenthalt garantieren soll, dass sich Einbürgerungsbewerberinnen und 

Einbürgerungsbewerber während dieser Zeit an die deutsche Lebensweise, die 

deutsche Kultur und die deutsche Sprache gewöhnen und sich in die Gesellschaft 

integrieren sollen. Dies ist aber bei Aufenthalten in EU-Mitgliedsstaaten nicht ge-

währleistet. 

 

23.  Aufenthaltserlaubnis aus humanitären Gründen  
 

Ein junger Ausländer, der bereits als Kind ins Bundesgebiet eingereist war und län-

gere Zeit in einer deutschen Pflegefamilie gelebt hatte, begehrte ein Aufenthalts-

recht. Auf der Grundlage des am 01.01.2005 in Kraft getretenen Aufenthaltsgeset-

zes konnte ihm eine Aufenthaltserlaubnis aus humanitären Gründen erteilt werden. 

 

24. Irrtümlich erteilte Aufenthaltserlaubnis für EU-Bürger konnte Auf-
enthaltsrecht nicht begründen 

 

Eine ukrainische Staatsangehörige war im Jahr 1999 mit einem italienischen Perso-

nalausweises ins Bundesgebiet eingereist. Dieser Personalausweis war ihr erteilt 

worden, weil sie zuvor in Italien gearbeitet hatte. Die Ausländerbehörde hielt die 

Petentin irrtümlich für eine italienische Staatsangehörige und erteilte ihr eine Auf-
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enthaltserlaubnis-EG. Erst anlässlich der Verlängerung dieser Aufenthaltserlaubnis 

wurde der Irrtum festgestellt. Eine eingehende Überprüfung, in die auch das Ministe-

riums des Innern und für Sport einbezogen wurde, ergab, dass ein schutzwürdiges 

Vertrauen auf den Fortbestand der fehlerhaft gewährten Aufenthaltsposition aber 

nicht entstanden war, zumal die Ausländerin auf dem entsprechenden Antragsfor-

mular durch ihre eigenhändige Unterschrift ausdrücklich ihre italienische Staatsan-

gehörigkeit bestätigt hatte. Ein weiteres Aufenthaltsrecht konnte daher nicht erteilt 

werden. 

 

25.  Aufenthaltsrecht bei langem Aufenthalt und guter Integration 
 

Als besondere Härte hatte es ein Flüchtling aus dem ehemaligen Jugoslawien emp-

funden, dass ein Aufenthaltsrecht aufgrund der damaligen Altfallregelung nur des-

halb angelehnt wurde, weil die von ihm beantragte Arbeitserlaubnis zum maßgebli-

chen Stichpunkt wegen einer langen Bearbeitungsdauer der Arbeitsverwaltung trotz 

vorhandenen Arbeitsplatzes noch nicht erteilt worden war. Umso erfreulicher war es, 

dass ihm und seiner Familie nach Inkrafttreten des Aufenthaltsgesetzes ein Aufent-

haltsrecht aus humanitären Gründen erteilt werden konnte. 

 

26.  Aufenthaltsrecht für allein erziehende Ausländerin 
 

In eine besonders schwierige Situation war eine allein erziehende Ausländerin gera-

ten, deren Ehemann nach dem Scheitern der Ehe ins Herkunftsland zurückgekehrt 

war. Ihre Befürchtung, dass ihr die Kinder vom Ehemann fortgenommen würden, 

wenn sie ebenfalls in Herkunftsland zurückkehrt, schienen nicht unbegründet. Auf-

grund des Zuwanderungsgesetzes konnte ein Aufenthaltsrecht aus humanitären 

Gründen erteilt werden, zumal der Lebensunterhalt aufgrund eigener Erwerbstätig-

keit sichergestellt war. 

 

27. Auch für Buddhisten ist die Eintragung eines Ordensnamens mög-
lich 

 

Ein Bürger, der in die buddhistische Religion ordiniert werden sollte, hatte die Ein-

tragung seines Ordensnamens in seinen Personalausweis beantragt. Damit stieß er 

zunächst bei der für ihn zuständigen Stadtverwaltung auf Ablehnung, da dort die 

Ansicht vertreten wurde, dass dies nur bei einem Eintritt in einen christlichen Orden 
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möglich sei. Erst durch Einschaltung des Ministeriums des Innern und für Sport 

konnte geklärt werden, dass die Eintragung eines Ordensnamens auch dann mög-

lich ist, wenn jemand nach der für den Buddhismus geltenden Ordensverfassung 

eine entsprechende Ordination erfahren und damit die Berechtigung zur Führung 

eines Ordensnamens erlangt hat. 

 

28. Beauftragung durch die Polizei muss nach objektiv nachvollziehba-
ren Kriterien erfolgen 

 

Ein Bestattungsunternehmer beklagte sich, dass er bereits seit längerem von der für 

ihn zuständigen Polizeiinspektion bei der Erteilung von Aufträgen nicht mehr be-

rücksichtigt wurde. Aufgrund der Eingabe veranlasste das zuständige Polizeipräsi-

dium, dass der Petent im Rahmen künftiger Auftragsvergaben an die ortsansässi-

gen Bestattungsunternehmen wieder berücksichtigt wird, wobei sich die Auswahl an 

objektiv nachvollziehbaren Kriterien wie beispielsweise Kostenfaktor, Einsatzmög-

lichkeit und Erreichbarkeit orientiert. 

 

29.  Erhöhung des Wasserpreises konnte erklärt werden 
 

Ein Bürger beanstandete, das sich der Wasserpreis in den letzten zwei Jahren um 

über 30 % erhöht hatte. In einem eingehenden Gespräch mit dem Wasserzweck-

verband konnten die Gründe hierfür geklärt und noch offenen Fragen des Petenten 

zu seiner Zufriedenheit beantwortet werden. 

 

30. Kunstausstellungen unterliegen nicht dem Ladenschluss- und Feier-
tragsrecht 

 

Mehrere Bürgerinnen und Bürgern wandten sich gegen die Erhebung von Gebühren 

für die Durchführung von Ausstellungen selbst gestalteter Gegenstände. Aufgrund 

der Eingabe konnte geklärt werden, dass es sich bei den angebotenen Gegenstän-

den um Kunst handelt, sodass die Ausstellungen und der Verkauf der Kunstwerke 

nicht dem Ladenschluss- und Feiertagsrecht unterliegen. Aus diesem Grunde sind 

die Ausstellungen auch nicht gebührenpflichtig. 
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31.  Der Kaiser bleibt am „Deutschen Eck“ 
 

Ein Bürger begehrte die Demontage des Reiterstandbildes Wilhelms I. am „Deut-

schen Eck“ in Koblenz, da dieses dem Gedanken der europäischen Einigung nicht 

förderlich sei. Stattdessen sollte ein Standbild von Konrad Adenauer und Charles de 

Gaulles oder Robert Schumann errichtet werden. Außerdem sollte das Denkmal in 

„Europäisches Eck“ umbenannt werden. Die Stadtverwaltung lehnte die Befassung 

des Stadtrates mit diesem Anliegen ab, zumal schon die formellen Voraussetzungen 

der Gemeindeordnung für einen Einwohnerantrag nicht vorlagen. 

 

32.  Schwierigkeiten mit dem Elektrorollstuhl 
 

Eine Petentin wandte sich an den Bürgerbeauftragten, weil ihre Krankenkasse sich 

weigerte, für ihren in einem Heim lebenden, schwerbehinderten Sohn weiterhin ei-

nen Elektrorollstuhl zur Verfügung zu stellen. Die Krankenkasse hatte aufgrund wie-

derholt verursachter Schäden und der damit verbundenen Reparaturkosten den 

Technischen Überwachungsverein eingeschaltet, der zum Ergebnis kam, dass der 

Sohn der Petentin nicht in der Lage sei, einen Elektrorollstuhl auf öffentlichen Stra-

ßen zu führen. Die aufgrund der Eingabe erfolgten Überprüfungen sowie eine 

durchgeführte Fahrprobe ergaben, dass der Sohn der Petentin den Elektrorollstuhl 

innerhalb der Wohnung mit ausreichender Sicherheit selbständig führen kann. Fahr-

ten außerhalb des Heimbereichs müssen allerdings unter Aufsicht und in Begelei-

tung einer Mitarbeiterin oder eines Mitarbeiters geschehen. Im Übrigen wurde die 

Geschwindigkeit technisch auf die mittlere Fahrstufe beschränkt.  

 

33.  Hartnäckigkeit führte zum Erfolg 
 

Ein Petent begehrte von seinem Rentenversicherungsträger die Übernahme der 

Kosten für eine Umschulung in einen Metallberuf mit vorgeschaltetem Reha-

Vorbereitungslehrgang. Bei einer Kurzarbeitserprobung im Jahr 2004 wurden bei 

dem Petenten aber erhebliche schulische Kenntnislücken und theoretische Bega-

bungsdefizite festgestellt. Diese konnten durch den Petenten auch im Rahmen ei-

nes Eigenstudiums nicht beseitigt werden, so dass seitens des Berufsbildungswerks 

von einer Umschulung abgeraten wurde und der Rentenversicherungsträger den 

ursprünglichen Bewilligungsbescheid zurücknahm. Nachdem der Petent jedoch ei-

nen Ausbildungsplatz für eine dreijährige Ausbildung zum Orthopädieschumacher 
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gefunden hatte, bewilligte der Rentenversicherungsträger schließlich im Rahmen 

der Eingliederungshilfe einen Ausbildungszuschuss. Der Petent hat die Ausbildung 

inzwischen aufgenommen, sodass die Bemühungen letztlich zu einer Lösung im 

Sinne des Petenten geführt haben. 

 

34.  Parkerleichterung 
 

Eine Petentin begehrte mit ihrer Eingabe die Erteilung einer Ausnahmegenehmi-

gung für Parkerleichterungen für besondere Gruppen schwerbehinderter Menschen 

in Rheinland-Pfalz, da sie nur noch mit speziellen Unterarmgehhilfen in der Lage ist, 

eine Strecke von ca. 20 m zu gehen. Ein entsprechender Antrag war im Jahr 2004 

von der zuständigen Verwaltung in einer Kurzmitteilung ohne Angabe von Gründen 

abgelehnt worden. Eine Überprüfung ergab nunmehr, dass die Voraussetzungen für 

die Erteilung der Ausnahmegenehmigung vorliegen.  

 

35.  Kein Krankengeld für Rentner 
 

Ein Petent beklagte sich darüber, dass ihm von seiner Krankenkasse kein Kranken-

geld gezahlt wurde. Bei einer Überprüfung seiner Angelegenheit stellte sich heraus, 

dass dem Petenten nach einer längeren Erkrankung eine befristete Rente wegen 

voller Erwerbsminderung bewilligt worden war. Er hatte jedoch seinen Dienst bei 

seinem Arbeitgeber wieder aufgenommen, nachdem er sich gesundheitlich dazu in 

der Lage sah. Er ging davon aus, dass der Versichertenälteste die Erwerbsunfähig-

keitsrente rückgängig gemacht hatte. Es stellte sich jedoch heraus, dass der Ren-

tenanspruch des Petenten aufgrund der Lohnzahlung nur ruhte, da die individuellen 

Zuverdienstgrenzen überschritten wurden. Eine Krankengeldzahlung ist nämlich 

neben einer, wenn auch nur ruhenden Rentenleistung, nicht möglich. Aufgrund des 

niedrigeren Einkommens in der fraglichen Zeit lebte der Rentenanspruch zum Teil 

aber wieder auf. Statt des Krankengeldes erhielt der Petent daher die Erwerbsmin-

derungsrente. 

 

36.  Rehabilitationsantrag 
 

Ein Petent wandte sich mit der Bitte um Hilfe an den Bürgerbeauftragten, da die 

Kostenübernahme für eine bevorstehende Anschlussheilbehandlung nach einer 
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Hüftoperation nicht geklärt werden konnte. Weder die Krankenkasse noch der Ren-

teversicherungsträger hielten sich für zuständig. Im Laufe des Petitionsverfahrens 

konnte erreicht werden, dass sich die Krankenkasse mit dem Rentenversicherungs-

träger in Verbindung setzte und letzterer kurzfristig seine Kostenübernahme erklär-

te.  

 

37.  Praxisneuzulassung 
 

Ein Petent, der seit ca. 25 Jahren eine Praxis für Massage und Krankengymnastik 

betreibt, möchte diese aus gesundheitlichen Gründen an einen Nachfolger abgeben. 

Hierfür benötigt er jedoch die Zustimmung der zuständigen Krankenkassen. Dies 

scheiterte daran, dass die erforderliche durchgängige lichte Raumhöhe 2,24 m statt 

der erforderlichen 2,50 m aufweist. Im Laufe des Petitionsverfahrens erklärten sich 

jedoch die beteiligten Landesverbände der Krankenkassen bereit, im Rahmen einer 

Einzelfallentscheidung ohne Anerkennung einer Rechtspflicht eine Neuzulassung 

für die bestehende Praxis bei Übergabe an den Nachfolger zu erteilen, sofern an-

sonsten alle Voraussetzungen erfüllt sind. Dies geschah unter anderem vor dem 

Hintergrund, dass bisher keine Beschwerden von Versicherten über die Räumlich-

keiten bekannt geworden waren.  

 

38.  Kostenübernahme für einen Totenschein 
 

Ein Petent wollte mit seiner Eingabe erreichen, dass die Krankenkasse die von einer 

ärztlichen Bereitschaftspraxis in Rechnung gestellten Kosten für die Ausstellung 

eines Totenscheins übernimmt. Die Überprüfung ergab, dass die Ausstellung des 

Totenscheins mehrere Stunden nach dem Einsatz des Rettungsdienstes mit der 

Feststellung des Todes durch den Notarzt erfolgte. Die Krankenkasse aber wies 

darauf hin, dass nach der gesetzlichen Regelung die Mitgliedschaft in der gesetzli-

chen Krankenversicherung mit dem  Zeitpunkt des Ablebens endet. Bei Ausstellung 

des Totenscheins bestand daher kein Versicherungsschutz mehr. Im Übrigen steht 

die Ausstellung eines Totenscheins nicht im Zusammenhang mit Behand-

lungsmaßnahmen, sondern ist nach dem Bestattungsgesetz Rheinland-Pfalz ge-

setzlich vorgeschrieben.  
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39.  Abschaltung des Stroms abgewendet 
 

Eine Petentin begehrte die Übernahme von rückständigen Stromkosten, da sie be-

fürchtete, dass ihr ansonsten der Strom abgestellt würde. Die zuständige Stadtver-

waltung stellte fest, dass die Petentin aufgrund einer psychischen Erkrankung den 

Überblick über ihre finanzielle Situation verloren hatte. Daraufhin wurde eine 

Betreuung eingerichtet. Die laufenden Mietzahlungen und die Zahlung der monatli-

chen Abschläge für den Stromlieferanten konnten so gesichert werden. Ebenso wur-

den rückständige Strom- und Mietkosten darlehensweise übernommen. Damit konn-

te die drohende Obdachlosigkeit der Petentin abgewendet werden. 

 

40.  „Rettung“ des Einfamilienhauses 
 

Ein älteres Ehepaar, das seit Anfang des Jahres Arbeitslosengeld II bezieht, wurde 

von ihrer zuständigen Arbeitsgemeinschaft aufgefordert, bis zum 31.10.2005 das 

selbst genutzte Einfamilienhaus zu verlassen und in eine angemietete Wohnung zu 

ziehen. Zur Begründung wurde angegeben, dass die tatsächlichen Kosten für Un-

terkunft und Heizung die so genannten angemessenen Kosten um 49,00 € über-

schreiten. Die Petenten wiesen darauf hin, dass diese Zahlungen längstens zwei 

Jahre zu leisten sind, da sie aufgrund einer früheren langjährigen Beschäftigung 

ausreichend Rente erhalten werden. Bei einer Überprüfung durch die Arbeitsge-

meinschaft erhielten die Petenten dann die Zusage, dass die Kosten der Unterkunft 

bis zum Renteneintritt in voller Höhe übernommen werden. Ein Umzug in eine Miet-

wohnung war daher nicht mehr notwendig. 

 

41.  Entgegenkommen beim Gebühreneinzug 
 

Ein älteres Ehepaar, das seit 1997 regelmäßig jedes Jahr von etwa Mitte November 

bis Mitte März des Folgejahres auf Gran Canaria überwintert, konnte bisher seine 

Rundfunkgeräte von Dezember bis Februar des Folgejahres bei der GEZ unproble-

matisch abmelden. Ab dem Winter 2004/2005 aber war die GEZ nicht mehr bereit, 

eine entsprechende Abmeldung durchzuführen. Grundsätzlich ist es für die Begrün-

dung der Gebührenpflicht ausreichend, dass auch während der Abwesenheit eines 

Rundfunkteilnehmers die in der Wohnung befindlichen Rundfunkgeräte zum Emp-

fang bereitgehalten werden. Der Südwestrundfunk veranlasste aber aufgrund der 

bisherigen Praxis unter der Voraussetzung, dass die Wohnung des Ehepaares in 
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der Zeit des Auslandsaufenthalts von keinem Dritten genutzt wird, weiterhin die Ab-

meldung des Teilnehmerkontos für die Monate Dezember bis Februar. 

 

42.  Nutzung von Parkplätzen 
 

Ein Petent, der im Besitz einer Ausnahmegenehmigung für Parkerleichterungen für 

besondere Gruppen schwerbehinderter Menschen in Rheinland-Pfalz ist, beschwer-

te sich, dass der bisherige Parkplatz an einem Thermalbad nunmehr mit einer 

Schranke versehen wurde und er die Parkplatznutzung jetzt bezahlen sollte. Eine 

Nachfrage bei der zuständigen Verbandsgemeindeverwaltung ergab, dass sich in 

der Nähe des Eingangs zu dem Thermalbad Anwohnerparkplätze befinden, die der 

Petent mit seiner Ausnahmegenehmigung aber nutzen darf. Außerdem werde sei-

tens der Verwaltung auch toleriert, wenn Besitzer solcher Ausnahmegenehmigun-

gen ausnahmsweise auf den Parkplätzen für Schwerbehinderte parken. 

 

43.  Lärmbelästigung durch Bauhof 
 

Ein Petent beschwerte sich über Lärmbelästigungen, die von einem Bauhof in sei-

ner Nachbarschaft ausgingen. Die Überprüfungen ergaben, dass der Eigentümer 

das Gelände ohne die erforderliche Genehmigung nutzte. Da er nicht bereit war, ein 

von der Kreisverwaltung angefordertes Gutachten erstellen zu lassen, wurde dem 

Eigentümer die Nutzung vorläufig untersagt und der Bauhof geräumt. Der Petent ist 

zwischenzeitlich umgezogen, bedankte sich jedoch im Namen seiner früheren 

Nachbarn für die Hilfe. 

 

44.  Keine Ersparnis bei Umzug 
 

Eine Petentin, die seit Beginn des Jahres Arbeitslosengeld II bezieht, sollte nach 

dem Willen der Arbeitsgemeinschaft aus ihrer bisherigen 100 qm großen Wohnung 

ausziehen und sich eine kleinere, kostengünstigere Wohnung suchen. Bei Empfän-

gerinnen und Empfängern von Arbeitslosengeld II gilt eine Wohnungsgröße von 45 

qm für eine Einzelperson als angemessen. Die Überprüfungen ergaben jedoch, 

dass der Mietpreis für die Wohnung erheblich unter dem aktuellen Mietspiegel liegt. 

Bei einem Umzug wären die anfallenden Kosten höher als die zu erreichende Kos-

tenersparnis. Da der Petentin zudem aus gesundheitlichen Gründen ein Umzug 
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nicht zuzumuten ist, übernimmt die Arbeitsgemeinschaft weiterhin die tatsächlichen 

Kosten der Unterkunft, sodass die Petentin in ihrer Wohnung bleiben kann. 

 

45.  Übernahme von Bestattungskosten 
 

Ein gerichtlich bestellter und ehrenamtlich tätiger Betreuer hatte für seinen verstor-

benen Betreuten, der in einem Altenheim lebte, einen Auftrag an ein Bestattungsun-

ternehmen erteilt, nachdem an einem Freitag keine der zuständigen Dienststellen 

mehr erreichbar war. Er sollte aber später die aus dem Nachlass nicht gedeckten 

Kosten aus eigenen Mitteln tragen. Die Überprüfung des Sachverhalts ergab, dass 

die Stadtverwaltung die angeforderten Friedhofsgebühren nicht mehr gegenüber 

dem Betreuer geltend macht, sondern die Angelegenheit mit der zuständigen Ver-

bandsgemeindeverwaltung abklärt. 

 

46.  Unterhaltspflicht der Eltern bei Abbruch der Ausbildung 
 

Eine 21 Jahre alte Petentin konnte nicht verstehen, dass ihr das Arbeitslosengeld II 

nur darlehensweise gewährt werden sollte. Die zuständige Arbeitsgemeinschaft 

hatte als Begründung angeführt, dass grundsätzlich ein Unterhaltsanspruch der Pe-

tentin gegenüber ihren Eltern besteht, der vor Zahlung des Arbeitslosengeldes II 

vorrangig geltend zu machen sei. Die Eltern hatten sich allerdings geweigert, gegen-

über der Arbeitsgemeinschaft Auskünfte über ihr Einkommen zu erteilen. Die 

Überprüfung der Arbeitsgemeinschaft ergab jedoch, dass die Petentin auch eine 

zweite Berufsausbildung nicht abgeschlossen hatte. Daher sei es den Eltern aus 

Billigkeitsgründen nicht zuzumuten, finanziell für den Lebensunterhalt der Tochter 

bis zum Ende des 25. Lebensjahres aufzukommen. Die darlehensweise Bewilligung 

wurde daher rückwirkend in eine zuschussweise Gewährung umgewandelt 

 

47.  Messstation für Feinstaub 
 

Eine Bürgerinitiative wollte erreichen, dass in der am meisten befahrenen Straße 

ihrer Stadt eine Messstation für Feinstaub errichtet wird, um die dortige Belastung 

ermitteln zu können. Die Überprüfungen des zuständigen Fachamtes ergaben, dass 

es weder kurzfristig noch aus fachlicher Sicht geboten ist, das Netz der Messstatio-

nen auszubauen. Nach der europäischen Luftqualitätsrichtlinie wären in der Stadt je 
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nach Abgrenzung des Ballungsraums lediglich eine bis zwei Feinstaubmess-

stationen erforderlich. Es werden tatsächlich bereits jedoch vier Messstationen be-

trieben, mit denen alle wichtigen Standortcharakteristika repräsentativ abgedeckt 

und lufthygienisch überwacht werden.  

 

48.  „Suche“ nach der Rentenzahlung 
 

Ein ehemaliger Fremdenlegionär erhält aus Frankreich eine Rente. Er wandte sich 

an den Bürgerbeauftragten, da er diese Rente seit mehr als einem Jahr nicht mehr 

erhalten hatte. Der Petent hatte sich in dieser Angelegenheit bereits an den Petiti-

onsausschuss des Deutschen Bundestags und den Europäischen Bürgerbeauftrag-

ten gewandt, die ihm aber nicht weiterhelfen konnten. Auf Bitte des rheinland-

pfälzischen Bürgerbeauftragten nahm sich jedoch der Médiateur de la République in 

Frankreich der Angelegenheit an. Die Überprüfung ergab, dass die Renten nach 

dortigen Informationen regelmäßig auf das Konto des Empfängers überwiesen wur-

den. Warum das Geld dort nicht angekommen ist, konnte nicht ermittelt werden.  

 

49.  Wohngemeinschaft oder Heim 
 

Eine Petentin wandte sich gegen das Vorgehen des Landesamtes für Soziales, Ju-

gend und Versorgung im Rahmen der Heimaufsicht. Die Petentin hatte als Inhaberin 

eines ambulanten Pflegedienstes die Betreuung von sechs Seniorinnen und Senio-

ren, die sich zu einer Wohngemeinschaft zusammengeschlossen und zu diesem 

Zweck ein Wohnhaus angemietet hatten, übernommen. Das Landesamt hegte den 

Verdacht, dass es sich um einen nicht angezeigten Heimbetrieb handeln könnte, 

und nahm daher eine unangemeldete Begehung des Hauses vor, bei der dieser 

Verdacht aber nicht ausgeräumt werden konnte. Die Petentin wurde daher gebeten, 

zur weiteren Aufklärung des Sachverhalts detaillierte Angaben zur Struktur der Ein-

richtung abzugeben. Nachdem die Petentin dann eine Konzeption ihres Betreu-

ungsangebotes vorlegte, konnten die Voraussetzungen für eine Versorgungsform, 

die nicht unter das Heimgesetz fällt, geschaffen werden. 

 

 

 

 



 

 

- 127 -

50.  Integration des Sohnes  
 

Die Mutter eines fünfjährigen behinderten Sohnes, der einen Regelkindergarten 

besucht und für den sie einen Antrag auf Bewilligung einer Integrationskraft gestellt 

hatte, wandte sich gegen die lange Bearbeitungsdauer ihres Antrages. Darüber hin-

aus war sie mit einer mündlichen Zusage für eine Integrationskraft für drei Stunden 

wöchentlich nicht einverstanden. Die Überprüfung der zuständigen Kreisverwaltung 

ergab, dass aufgrund der tatsächlichen Anzahl der betreuten Kinder, die höher als 

zunächst angenommen war, ein wöchentlicher Betreuungsumfang durch einen In-

tegrationshelfer von bis zu fünf Stunden notwendig ist. Die Petentin war mit der ge-

fundenen Regelung einverstanden. 

 

51. Auch Sicherungsverwahrten können Gardinen nicht gestattet wer-
den 

 

Ein Sicherungsverwahrter begehrte die Genehmigung, in seinem Haftraum Gardi-

nen und einen Vorhang anbringen zu können. Er machte insbesondere geltend, 

dass den Sicherungsverwahrten vor ihrer Verlegung von der JVA Werl in die JVA 

Diez entsprechende Zusicherungen gemacht worden seien. Außerdem sieht er sich 

in seiner Intimsphäre verletzt, weil vom gegenüber liegenden Wachturm Einblick in 

seinen Haftraum genommen werden könne. Die betreffende JVA sieht jedoch keine 

Möglichkeit für eine Genehmigung, weil die Übersichtlichkeit der Hafträume durch 

Gardinen und Vorhänge beeinträchtigt würde. Im Übrigen verweist sie darauf, dass 

vor der Verlegung keine entsprechende Zusicherung erteilt worden sei. Es sei ledig-

lich eine Überprüfung zugesagt worden, welche in der JVA Werl praktizierten Rege-

lungen bezüglich Freizeit und Haftraumausstattung eventuell übernommen werden 

könnten. Die JVA hat dem Petenten aber die Möglichkeit eröffnet, das Haftraum-

fenster kurzfristig abzudecken, sofern er sich in einem Schamgefühl beeinträchtigt 

fühlt. 

 

52.  Grabpflegekosten wurden vom Land als Erben übernommen 
 

Ein Petent hatte das Erbe seiner verstorbenen Schwester ausgeschlagen in der 

Annahme, der Nachlass sei überschuldet. Tatsächlich gelangte jedoch an den 

nacherbenden Fiskus ein Betrag von über 3.400,00 €. Der Petent begehrte, dass 

dieser Betrag für die Pflege des Grabes seiner Schwester eingesetzt wird. Das Land 



 

 

- 128 -

Rheinland-Pfalz hat diesem Anliegen entsprochen und einen Grabpflegevertrag bis 

zum Ende der Liegezeit abgeschlossen. 

 

53.  Gesundheitsgefährdung durch Tauben 
 
Ein Petent machte mit seiner Eingabe auf einen Missstand im Zusammenhang mit 

einer Bahnüberführung aufmerksam. Der Petent sah seine Gesundheit sowie die 

der anderen Passantentinnen und Passanten durch Verunreinigungen gefährdet, 

die von den sich in der Bahnüberführung aufhaltenden Tauben ausgingen. Im Laufe 

des Petitionsverfahrens wurde das Brückenbauwerk einer Grundreinigung unterzo-

gen und mit einem neuen Anstrich versehen. Die Hohlräume, in denen sich die 

Tauben bislang aufgehalten hatten, wurden mit Gittern verschlossen. Mit diesen 

Maßnahmen wurde dem Anliegen des Petenten entsprochen. 

 

54.  Finanzielle Entschädigung anstelle der Reduzierung der Vollge-
schosse 

 
Ein Petent begehrte die Änderung eines Bebauungsplans wegen der Bebaubarkeit 

seines Grundstücks. Er forderte die Reduzierung der Anzahl der Vollgeschosse von 

drei auf zwei, damit er bei künftigen Beitragsfestsetzungen nur für die von ihm beim 

Bau seines Wohnhauses tatsächlich hergestellten zwei Vollgeschosse herangezo-

gen werden kann. Der Petent machte geltend, dass ein Beitragszuschlag für die 

nach dem Bebauungsplan mögliche Errichtung eines dritten Vollgeschosses seiner 

Ansicht nach nicht zulässig ist, da die Errichtung eines Hauses mit drei Vollge-

schossen auf seinem Grundstück nicht möglich gewesen sei. Eine im Laufe des 

Petitionsverfahrens durchgeführte baufachliche Prüfung hat ergeben, dass es dem 

Petenten mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht möglich gewesen wäre, die nach dem 

bebauungsplan zulässigen drei Vollgeschosse auf seinem Grundstück zu errichten. 

Aufgrund dieser Feststellung hat das damals von der Ortsgemeinde mit der Aufstel-

lung des Bebauungsplans beauftragte Ingenieurbüro dem Petenten als Entschädi-

gung eine Zahlung in Höhe von 2.500,00 € angeboten, die der Petent auch ange-

nommen hat. Dem Anliegen des Petenten, die Anzahl der zulässigen Vollgeschosse 

von drei auf zwei zu reduzieren, konnte aber nicht entsprochen werden. 
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55. Wiedererteilung der Fahrerlaubnis ohne Fahrprüfung 
 
Ein Petent bat mit seiner Eingabe um die Wiedererteilung der Fahrerlaubnis. Der 

Petent hatte seiner Ansicht nach seiner Stadtverwaltung die erforderlichen Unterla-

gen rechtzeitig vor Ablauf einer Frist, bis zu deren Ende die Fahrerlaubnis ohne Ab-

legen einer erneuten Fahrprüfung wieder hätte erteilt werden können, vorgelegt. 

Obwohl sich die Führerscheinstelle zunächst auf den Standpunkt stellte, dass die 

Frist bereits verstrichen ist, konnte der Bürgerbeauftragte erreichen, dass die Stadt-

verwaltung sich dazu bereit erklärte, dem Petenten die Fahrerlaubnis ohne die vor-

herige Ablegung einer Fahrprüfung wieder zu erteilen.  

 

56.  Ärztliche Untersuchung ist Einstellungsvoraussetzung 
 
Eine Petentin begehrte die Einstellung in den Vorbereitungsdienst der Steuer-

verwaltung. Im April 2005 wurde ihr eine verbindliche Einstellungszusage ab 1. Juli 

2005 unter dem Vorbehalt erteilt, dass sich bei der amtsärztlichen Untersuchung zur 

Frage der uneingeschränkten gesundheitlichen Eignung für das Beamtenverhältnis 

nichts Nachteiliges ergibt. Aufgrund eines fachorthopädischen Gutachtens vom 27. 

Mai 2005 aber wurde die Einstellungszusage zunächst zurückgezogen. Im Laufe 

des Petitionsverfahrens wurde die Petentin nach einer erneuten ärztlichen Begut-

achtung doch noch in den Vorbereitungsdienst eingestellt. 

 

57.  Einigung mit dem Finanzamt 
 
Ein Logistikunternehmen geriet wegen der vom Finanzamt geforderten Einkom-

mensteuervorauszahlungen in Schwierigkeiten. Für den Fall, dass das Finanzamt 

an einer umgehenden Zahlung der gesamten Steuerschuld fesgethalten hätte, wäre 

gegebenenfalls die Entlassung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern durch das Un-

ternehmen notwendig geworden. Im Laufe des Petitionsverfahrens wurde wegen 

bestehender Steuerrückstände der Firma eine Zahlungsvereinbarung zwischen Fi-

nanzamt und Logistikunternehmen erzielt. Außerdem wurde durch das Finanzamt 

ein Vollstreckungsaufschub über alle noch offenen Forderungen gegenüber der 

Firma getroffen. 
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58.  Kilometerpauschale konnte anerkannt werden 
 
Ein Petent wandte sich mit seiner Eingabe gegen den Einkommensteuerbescheid 

für das Jahr 2004, weil die geltend gemachte Kilometerpauschale nicht als außerge-

wöhnliche Belastung anerkannt worden war. Auf die Eingabe hin hat das Finanzamt 

dann weitere 700,00 € als Fahrtkosten im Rahmen der außergewöhnlichen Belas-

tung berücksichtigt. Dadurch erhielt der Petent eine zusätzliche Erstattung von 

136,00 € Einkommensteuer und 12,24 € Kirchensteuer. 

 

59. Interner Ablauf bei gesetzlichen Ausschlussfristen geht nicht zu 
Lasten der Antragstellerin 

 
Eine Petentin beschwerte sich mit ihrer Eingabe darüber, dass ihr Antrag auf Durch-

führung der Einkommensteuerveranlagung 2002 als verspätet abgelehnt worden 

war, weil die Antragsunterlagen nach Ablauf der gesetzlichen Ausschlussfrist zum 

31.12.2004 beim zuständigen Finanzamt eingegangen waren. Die Petentin machte 

jedoch geltend, dass die Unterlagen am 30.12.2004 bei einem anderen Finanzamt 

persönlich abgegeben worden waren und Bedienstete des Finanzamts ihr versichert 

hätten, dass die gesetzliche Frist damit gewahrt wird. Im Laufe des Petitionsverfah-

rens wurde der von der Petentin geschilderte Sachverhalt bestätigt, woraufhin das 

zuständige Finanzamt die gewünschte Einkommensteuerveranlagung für das Jahr 

2002 mit Bescheid vom 31.05.2005 durchgeführt hat. 

 

60.  Schülerin wurde freiwillig eine Klasse zurückgestuft 
 
Die Tochter des Petenten besuchte im 2. Halbjahr des Schuljahres 2004/2005 die 

10. Klasse einer Realschule. Aufgrund eines Umzuges der Familie sowie nach län-

gerer Erkrankung der Tochter ließen deren Leistungen in der Schule stark nach. 

Hinzu kam eine schwere Erkrankung der Petentin. Die Petenten beantragten daher, 

dass ihrer Tochter das Zurücktreten in die Klassenstufe 9 gestattet wird. Diesem 

Antrag wurde im Laufe des Petitionsverfahrens entsprochen. 
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61. „Neutrale“ Person soll Prüfungskommission begleiten 
 
Eine Petentin schilderte mit ihrer Eingabe Schwierigkeiten mit Mitgliedern einer Prü-

fungskommission während verschiedener Termine ihrer Meisterprüfung. Die Peten-

tin forderte daher, dass an den noch ausstehenden Prüfungsterminen neben den 

Mitgliedern der Prüfungskommission eine „neutrale“ Person teilnimmt. Dem Anlie-

gen wurde von der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion Trier entsprochen. 

 

62. Informationen zu geänderter Abiturprüfungsordnung waren ausrei-
chend 

 
Eine Petentin begehrte die Verlängerung der Frist für die Erstellung und Abgabe 

einer Facharbeit. Sie beklagte sich mit ihrer Eingabe über die mangelhafte Informa-

tion zur Neuregelung der Leistungsfachqualifikation durch ihre Schulleitung. Es sei 

nicht ausreichend auf die Aufwertung der freiwilligen Facharbeit hingewiesen wor-

den. Die Ermittlungen im Rahmen des Petitionsverfahrens haben ergeben, dass 

nach den Feststellungen des Ministeriums für Bildung, Frauen und Jugend kein feh-

lerhaftes Verhalten der Schulleitung zu erkennen ist. Alle Schülerinnen und Schüler 

wurden über die geänderte Abiturprüfungsordnung und damit auch über die Neue-

rungen informiert. Das Ministerium für Bildung, Frauen und Jugend sieht daher kei-

ne Möglichkeit, die Anfertigung der Facharbeit im Wege einer Ausnahmeregelung 

erst in der Jahrgangsstufe 13 zuzulassen. 

 

63.  Zustimmung zum Schulwechsel 
 
Wegen Schwierigkeiten mit der Schulleitung begehrte eine Petentin, dass ihrem 

Pflegekind der Wechsel an eine andere Grundschule gestattet wird. Diesem Anlie-

gen hat die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion Trier im Laufe des Petitionsver-

fahrens Rechnung getragen. 

 

64.  Unansehnliches städtisches Grundstück 
 
Eine Petentin beschwerte sich über den Zustand eines städtischen Grundstücks 

gegenüber ihrem Wohngrundstück und begehrte, dass das Grünamt das Unkraut 

von diesem Grundstück entfernt, abgebrochene Zweige beseitigt und die Birken 
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zurückschneidet. Die Stadtverwaltung hat auf die Eingabe hin die notwendigen Ar-

beiten zur Zufriedenheit der Petentin durchgeführt. 

 

65.  Wohnmobile am Moselufer 
 
Ein Petent beschwerte sich mit seiner Eingabe darüber, dass in einem Über-

schwemmungsgebiet an der Mosel in unmittelbarer Nähe des von ihm betriebenen 

Hotels verbotswidrig Wohnwagen und Wohnmobile abgestellt werden. Die Gemein-

de hat daraufhin entsprechende Hinweisschilder aufgestellt, womit dem Anliegen 

des Petenten Rechnung getragen wurde. 

 

66.  Eigenleistung der Verwaltung reduziert Kosten für Petenten 
 
Ein Petent beklagte, dass er gegenüber den Verbandsgemeindewerken einen Dich-

tigkeitsnachweis für seine geschlossene Abwassergrube erbringen sollte. Der Pe-

tent ist Eigentümer eines Wochenendhauses, das er seit 1991 nicht mehr bewohnt 

hat. Die der Abwasserbeseitigung dienende geschlossene Abwassergrube ist des-

halb leer. Zwar konnte aus Gründen des Umweltschutzes nicht auf einen Dichtig-

keitsnachweis verzichtet werden. Im Laufe des Petitionsverfahrens erklärten sich die 

Verbandsgemeindewerke aber dazu bereit, die Überprüfung der Abwassergrube 

selbst vorzunehmen, was zu einer Reduzierung der anfallenden Kosten beiträgt. Mit 

dieser Regelung erklärte sich der Petent einverstanden. 

 

67.  Bruch einer Versorgungsleitung 
 
Ein Petent begehrte mit seiner Eingabe den Ersatz von Kosten für die Sanierung 

seines Brunnens einschließlich der sich darin befindlichen Pumpen. Der Petent sah 

die Ursache für den eingetretenen Schaden in dem Bruch einer Frischwasserver-

sorgungsleitung der Stadtwerke. Trotz der sich für die Versicherung ergebenden 

erheblichen Zweifel an einem Zusammenhang zwischen dem festgestellten Rohr-

bruch und dem vom Petenten geltend gemachten Schaden hat die Versicherung im 

Laufe des Petitionsverfahrens im Interesse einer außergerichtlichen Einigung ein 

Angebot zur Schadensregulierung unterbreitet. Dies wurde vom Petenten ange-

nommen. 
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68.  Heizungsanlage durch Stadtwerkearbeiten defekt 
 
Eine Petentin machte mit ihrer Eingabe geltend, dass es in Folge von Arbeiten der 

Stadtwerke an einer Gasleitung zu einer Störung ihrer Heizung gekommen sei. Im 

Laufe des Petitionsverfahrens haben die Stadtwerke der Petentin den für die Besei-

tigung der Störung durch eine Heizungsfirma in Rechnung gestellten Betrag in Höhe 

von 96,57 € ohne Anerkennung einer Rechtspflicht erstattet. 

 

69.  Grenzbebauung ist zulässig 
 
Ein Petent möchte auf seinem Wohngrundstück einen Carport unmittelbar an der 

Grundstücksgrenze errichten. Dem standen aber die Festsetzungen des Bebau-

ungsplanes entgegen. Im Laufe des Petitionsverfahrens wurde der in diesem Be-

reich gültige Bebauungsplan geändert, sodass nunmehr Carports an der Straßen-

begrenzungslinie und somit auch das Bauvorhaben des Petenten zulässig sind. 

 

70.  Bauverbotszone an Landesstraße konnte reduziert werden 
 
Ein Petent ist Eigentümer eines Grundstücks, das an eine Landesstraße grenzt. Der 

Landesbetrieb Straßen und Verkehr Rheinland-Pfalz verlangte zunächst, dass der 

Petent eine Bauverbotszone von 15 Metern, gemessen von der Landesstraße aus, 

einhält. Der Petent machte aber geltend, dass er dadurch bei der baulichen Nutzung 

des Grundstücks unzumutbar eingeschränkt wird. Nach erneuter Prüfung hat der 

Landesbetrieb Straßen und Verkehr Rheinland-Pfalz die Bauverbotszone aus-

nahmsweise nochmals um die vom Petenten gewünschten 2,5 Meter reduziert. 

 

71.  Ausbau eines Speichers konnte genehmigt werden 
 
Ein Petent begehrte mit seiner Eingabe die Erteilung einer Baugenehmigung, um 

das Dachgeschoss seines Hauses als weitere Wohneinheit ausbauen zu kön-

nen.Nachdem der Bauantrag zunächst abgelehnt worden war, wurde im Laufe des 

Petitionsverfahrens eine nachträgliche Baugenehmigung erteilt. 
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72.  Es kann doch noch gebaut werden 
 
Ein Petent beschwerte sich darüber, dass eine ihm zunächst erteilte Baugenehmi-

gung wegen Zeitablaufs als erloschen gewertet wurde, da er über einen längeren 

Zeitraum hinweg keine wesentlichen Bauarbeiten durchgeführt hatte. Während des 

Widerspruchsverfahrens konnte dann ein Kompromiss erzielt werden. Die Bauge-

nehmigung wurde für ein weiteres Jahr aufrechterhalten, damit der Petent Gelegen-

heit erhält, das Bauvorhaben zu beenden.  

 

73.  Beseitigungsanordnung doch nicht erlassen 
 
Ein Petent hatte auf seinem Grundstück einen Carport errichtet sowie eine Satelli-

tenantenne installiert, die aber gegen die Festsetzungen des geltenden Bebauungs-

planes verstießen. Die untere Bauordnungsbehörde forderte daher zunächst die 

Beseitigung. Im Laufe des Petitionsverfahrens hat sich die Ortsgemeinde aber zu 

einer entsprechenden Änderung des Bebauungsplans entschlossen. Die Kreisver-

waltung konnte daher vom Erlass einer Beseitigungsanordnung absehen. 

 

74.  Wegen hoher Kosten stellt sich Abbruch günstiger dar 
 
Ein Petent ist Eigentümer einer baufälligen, unter Denkmalschutz stehenden Hofrei-

te. Unter Bezugnahme auf seine finanzielle Situation wies der Petent darauf hin, 

dass es ihm nicht möglich ist, das Gebäude zu sanieren. Im Laufe des Petitionsver-

fahrens konnte, auch wegen der bereits sehr schlechten Bausubstanz, die Erteilung 

einer Abbruchgenehmigung – ausgenommen ein gemauertes Tor mit seinen baro-

cken Torflügeln - erreicht werden. 

 

75.  Erleichterung eines Gartenzugangs 
 
Ein Rechtsanwalt wandte sich im Namen von zwei Mandanten an den Bürgerbeauf-

tragten. Sie sind Eigentümer eines Gartengrundstücks, das in unmittelbarer Nähe 

eines Brückenbauwerks einer Kreisstraße liegt. Als Folge einer Straßenbaumaß-

nahme ergab sich im Zugangsbereich zum Gartengrundstück eine Höhendifferenz 

von 40 cm gegenüber dem alten Zustand. Dadurch kam es zu Schwierigkeiten beim 

Betreten des Gartengrundstücks. Im Rahmen des Petitionsverfahrens wurde für die 
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notwendigen Anpassungsarbeiten des Gartengrundstücks an das jetzige Niveau 

des Brückenbauwerks eine Entschädigung gezahlt. Außerdem verpflichtete sich der 

Landesbetrieb Straßen und Verkehr, auf dem Brückenbauwerk ein Geländer und ein 

Gartentor im Bereich des angrenzenden Gartengrundstücks herzustellen. 

 

76.  Aufgerissen – wiederhergestellt - nachgebessert 
 
Ein Petent beschwerte sich darüber, dass der Zufahrtsweg zu seinem Wohnhaus 

wegen der Verlegung einer Leitung für den Betriebshof der Westerwaldbahn aufge-

rissen, aber nur unzureichend wieder hergestellt worden war. Im Laufe des Petiti-

onsverfahrens konnte die Durchführung von Nachbesserungen an dem Zufahrtsweg 

erzielt werden. 

 

77.  Winzer darf Wirtschaftsweg wieder nutzen 
 
Ein Petent (Vollerwerbswinzer) begehrte, dass die für einen Wirtschafts- und Be-

triebsweg entlang der Mosel ausgesprochene Anordnung, dass der Weg nur noch 

mit Fahrzeugen mit einem zulässigen Gesamtgewicht von max. 5 t befahren werden 

darf, aufgehoben wird. Der Petent benötigt diesen Wirtschaftsweg zwar als Zufahrt 

zu seinem Weinbaubetrieb, kann aber insoweit keinen Anspruch geltend machen. 

Trotzdem konnte die Aufhebung der Tonnagebegrenzung nach intensiven Bemü-

hungen erreicht werden. 
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5. Teil: Statistik 
 
 
 
I. Eingaben, die dem Bürgerbeauftragten 

im Berichtsjahr zur Bearbeitung vorlagen 
 
 
 
 

1. Neueingänge 2768 = 100 % 
    
 a) zulässige Eingaben   
            (vgl. III) 2557 = 92,4 % 
    
 b) unzulässige Eingaben 211 = 7,6 % 
              (vgl. IV)   
    
2. unerledigte Eingaben  

aus den Vorjahren 819
  

        insgesamt 3587   

 
 
 

Entwicklung der Gesamtzahl der Eingaben 
von 1974 bis 2005
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II. Aufgliederung der Neueingänge im Berichtsjahr 

nach Art des Eingangs und nach Personen 
 
 

1. Nach Art des Eingangs 
 
 

a)  schriftliche Eingaben 2189 = 79,0 % 

b) persönliche Eingaben 400 = 14,5 % 

c) telefonische Eingaben 179 = 6,5 % 

 insgesamt 2768 = 100,0 % 

 
 
 
2. Nach Personen 
 
        a)     Einzelpersonen 
 

aa) Männer 1685 = 60,9 %   
bb) Frauen 1067 = 38,5 % 2752 = 99,4 % 
     
b) Petentengruppen 16 = 0,6 % 
 
insgesamt 2768

 
= 

 
100,0 % 
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III. Zulässige Eingaben des Berichtsjahres 

aufgegliedert nach Sachgebieten (vgl. I 1.a) 
 
 
 

Sachgebiet Zahl der Eingaben 
  absolut in v.H. 

    
1 - Rechtspflege 390 15,3

2 - Ordnungsverwaltung 457 18,0

3 - Gemeindeverfassungsrecht/ 
kommunales Abgabenrecht 
 

239 9,3

4 - Tarif-, Beamten- und Sozial- 
versicherungsrecht 

210 8,3

5 - Sozialwesen 449 17,4

6 - Wirtschaftsordnung 119 4,7

7 -  Kultur 209 8,2

8 -  Landwirtschaft und Umwelt 261 10,0

9 -  Bauplanungs- und Bauordnungsrecht 223 8,8

   
 zusammen 2557 100,0

 unzulässige Eingaben (vgl. I 1.b) 211 

 unerledigte Eingaben aus den Vorjahren (vgl. I 2.) 819 

 zu bearbeitende Eingaben insgesamt (vgl. I) 3587 
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Rechtspflege
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Gemeindeverfassungsrecht, Kommunale Abgaben
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Tarif-, Beamten- und Sozialversicherungsrecht

Kultur
Wirtschaftsordnung

N
achstehend erfolgt eine detaillierte D

arstellung der einzelnen Sachgebiete

Zulässige Eingaben der Berichtsjahre 2004 und 2005
aufgegliedert nach Sachgebieten

(Prozentsatz bezogen auf die Gesamtzahl der Eingaben)
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Detaillierte Darstellung der einzelnen Sachgebiete: 
 
 
 
  Eingaben % 
 1 – Rechtspflege   
1.1 Gerichte 49 1,9 
1.2 Staatsanwaltschaften 35 1,4 
1.3 Rechtsanwältinnen, Rechtsanwälte, Notariate 12 0,5 
1.4 Strafvollzug inkl. Personal und sozialer Hilfen  220 8,6 
1.5 Vollzugslockerungen 26 1,0 
1.6 Ärztliche Versorgung im Strafvollzug 31 1,2 
1.7 Gnadensachen  17 0,7 
  390 15,3 
 2 – Ordnungsverwaltung   
2.1 Allgemeine polizeiliche Angelegenheiten 56 2,2 
2.2 Vollzugspolizei, polizeiliche Ermittlungsverfahren 17 0,7 
2.3 Straßenverkehrsrecht, Führerschein, ÖPNV, Bahn 150 5,9 
2.4 Ausländerwesen, Staatsangehörigkeitsangelegen-

heiten inkl. sozialer Hilfen 
189 7,4 

2.5 Pass- und Meldewesen 13 0,5 
2.6 Personenstandswesen 8 0,3 
2.7 Wahlen und Statistik 5 0,2 
2.8 Brand- und Katastrophenschutz 4 0,2 
2.9 Bestattungswesen 15 0,6 
  457 18,0 
 
 

3 – Gemeindeverfassungsrecht – Kommunale 
Abgaben 

  

3.1 Gebühren 32 1,3 
3.2 Beiträge 82 3,2 
3.3 Anschlusskosten 3 0,1 
3.4 Sonstige kommunale Angelegenheiten 47 1,8 
3.5 Grundstücksangelegenheiten 72 2,8 
3.6 Wirtschaftliche Einrichtungen - - 
3.7 Gemeindeverfassungsrecht 3 0,1 
  239 9,3 
 4 - Tarif- Beamten- und 

Sozialversicherungsrecht 
  

4.1 BAT und Zusatzversorgung außer Justiz 7 0,3 
4.2 Besoldung, Beihilfen außer Justiz 24 0,9 
4.3 Anstellungsverhältnisse außer Justiz 38 1,5 
4.4 Versorgung 4 0,2 
4.5 Krankenversicherung, Pflegeversicherung 77 3,0 
4.6 Rentenversicherung 55 2,2 
4.7 Unfallversicherung 5 0,2 
4.8 Soldatenversorgung, Unterhaltssicherung - - 
  210 8,3 
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  Eingaben % 
 5 – Sozialwesen   
5.1 Sozialhilfe, soziale Hilfen allgemein 258 10,0 
5.2 Landespflegegeld, Blindengeld 1 0,1 
5.3 Wohngeld 11 0,4 
5.4 BAföG, Bundeserziehungsgeld 21 0,8 
5.5 Schwerbehinderte und Kriegsopfer 54 2,1 
5.6 Wiedergutmachung, Lastenausgleich 6 0,2 
5.7 Behindertenrecht 5 0,2 
5.8 Gesundheitswesen 43 1,7 
5.9 Grundsicherung 50 1,9 
  449 17,4 
 6 – Wirtschaftsordnung   
6.1 Wirtschaftsförderung 10 0,4 
6.2 Wirtschaftsordnung 18 0,7 
6.3 Fremdenverkehr 1 0,1 
6.4 Wohnungsbauförderung 6 0,2 
6.5 Modernisierung, sonstige Förderprogramme 6 0,2 
6.6 Gesetz zum Abbau der Fehlsubventionierung im 

Wohnungswesen 
1 0,1 

6.7 Steuern 77 3,0 
  119 4,7 
 7 – Kultur   
7.1 Schulische Angelegenheiten  64 2,5 
7.2 Weiterbildung 7 0,3 
7.3 Hochschulwesen 7 0,3 
7.4 Rundfunk, Fernsehen, Gebührenbefreiung 52 2,0 
7.5 Sonstige kulturelle Angelegenheiten 1 0,1 
7.6 Kinder-, Jugend-, Personensorge 74 2,9 
7.7 Sport 4 0,1 
  209 8,2 
 8 – Landwirtschaft und Umwelt   
8.1 Landwirtschaft und Weinbau 37 1,4 
8.2 Jagd, Forst, Fischerei 10 0,4 
8.3 Landschaftspflege, Umweltschutz, Tierschutz 29 1,1 
8.4 Katasterwesen 13 0,5 
8.5 Gewässerunterhaltung, Wasserrecht, Hochwasser 18 0,7 
8.6 Frisch- und Abwasser, Strom- und Gasversorgung 52 2,0 
8.7 Gewerbeaufsicht 6 0,2 
8.8 Immissionsschutz, Schornsteinfeger 83 3,2 
8.9 Abfallwirtschaft 13 0,5 
  261 10,0 
 9 – Bauordnungs- und Bauplanungsrecht   
9.1 Bauleitpläne, Regionalplanung 55 2,2 
9.2 Baugenehmigungsverfahren 90 3,5 
9.3 Abrissverfügungen 22 0,9 
9.4 Denkmalpflege, Dorferneuerung 5 0,2 
9.5 Umlegungsverfahren 3 0,1 
9.6 Straßenbauplanung 31 1,2 
9.7 Grunderwerb für Straßenbau - - 
9.8 Straßenunterhaltung 17 0,7 
  223 8,8 
 Gesamt: 2557 100,0
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IV. Unzulässige Eingaben des Berichtsjahres  
 (Eingaben, bei denen von vornherein eine  
 Unzulässigkeit festgestellt wurde, vgl. I 1b) 
 
                  Zahl der Eingaben 
             absolut                     in v.H. 
 
 
 

1. Eingaben, bei denen eine Zuständigkeit oder rechtliche 
Einwirkungsmöglichkeit einer Landesbehörde nicht 
gegeben ist 

 
110 

 
52,1

 
 

  

2. Eingaben, deren Behandlung einen Eingriff in ein 
schwebendes gerichtliches Verfahren oder die Nach-
prüfung einer richterlichen Entscheidung bedeuten 
würde 

 
24 

 
 

11,4

   
   
3. Eingaben, bei denen es sich um ein rechtskräftig  ab-

geschlossenes gerichtliches Verfahren  handelt und das 
Vorbringen eine Wiederaufnahme des Verfahrens oder 
eine Abänderung der getroffenen richterlichen Ent-
scheidung bezweckt 

 
30 

 
 
 

14,2

   
   
4. 
 
 
 

Eingaben, die ein konkretes Anliegen oder einen 
erkennbaren Sinnzusammenhang nicht enthalten 
 

 
6 2,8

5. Eingabe, die kein neues Sachvorbringen gegenüber 
einer bereits beschiedenen Eingabe enthält 

- 
 

-

  
 

 

6. Eingaben, bei denen es sich um zivilrechtliche Streitig-
keiten zwischen Privatpersonen handelt 

35 
 

16,6

   
   
7. Eingaben, bei denen es sich um eine Angelegenheit 

handelt, die Gegenstand eines staatsanwaltschaftlichen 
Ermittlungsverfahrens ist 

 
1 

 
0,5

   
   
8. Sonstiges 5 2,4
   
 
 

 
insgesamt 

 
211 100,0
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V. Eingaben, die im Berichtsjahr  
 abschließend bearbeitet wurden 
 
   

Zahl der Eingaben 
 

 
Zulässige Eingaben 2431  
   
nicht einvernehmlich erledigt 483  
einvernehmlich erledigt 410  
teilweise einvernehmlich erledigt 31  
  
  
  
in sonstiger Weise erledigt 161 * 
von den Petenten zurückgezogen 115 * 
Empfehlung einer gerichtlichen Entscheidung -  
Auskunft erteilt 882  
  
erledigte, zulässige Eingaben zusammen 2082  
  
  
  
Unzulässige Eingaben  
  
Eingaben, bei denen von vornherein eine 
Unzulässigkeit festgestellt wurde  

211  

  
Eingaben, bei denen nach weiterer Prüfung 
die Unzulässigkeit festgestellt wurde 

166  

  
im Berichtsjahr insgesamt erledigt  
 

2459  

 
 
Der Bürgerbeauftragte hatte bei 276 (*) Eingaben keinen Einfluss auf deren Erledigung. 
Von den verbleibenden 1806 zulässigen Eingaben wurde dem Anliegen 
 
 
vollständig abgeholfen bei 410 Eingaben = 23,0 % 
teilweise abgeholfen bei 31 Eingaben = 1,7 % 
eine Auskunft erteilt bei 882 Eingaben = 49,0 % 
Somit konnte bei  1323 Eingaben = 73,7 % 
geholfen bzw. weitergeholfen werden.   
 
 
 
VI. An die Landesregierung wurden überwiesen  
 

zur Berücksichtigung - 
zur Erwägung - 
zur Kenntnisnahme 3 
als Material - 
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VII. Herkunft der Eingaben nach dem Wohnsitz der Petenten und Petentinnen   

in den kreisfreien Städten und Landkreisen  
  

Verwaltungsbezirk Anzahl der Eingaben Eingaben je 10 000 
Einwohner 

                      davon  
 insgesamt schriftlich persönlich 2005 2004 
Kreisfreie Städte 
 

 

Frankenthal 12 12 - 2,5 5,4
Kaiserslautern 52 41 11 5,2 3,8
Koblenz 55 50 5 5,1 6,1
Landau 14 12 2 3,3 3,1
Ludwigshafen 43 27 16 2,6 2,7
Mainz 186 112 74 10,0 11,7
Neustadt an der Weinstraße 20 20 - 3,7 5,2
Pirmasens 32 23 9 7,3 5,0
Speyer 21 16 5 4,2 4,4
Trier 60 55 5 6,0 6,4
Worms 23 20 3 2,8 3,2
Zweibrücken 6 6 - 1,7 8,4
 
Landkreise 

 

Ahrweiler 74 48 26 5,6 7,5
Altenkirchen 107 86 21 7,8 6,3
Alzey-Worms 72 60 12 5,7 6,5
Bad Dürkheim 88 57 31 6,5 5,3
Bad Kreuznach 91 73 18 5,7 6,6
Bernkastel-Wittlich 90 74 16 7,9 8,3
Birkenfeld 61 47 14 6,9 5,7
Bitburg-Prüm 76 50 26 7,9 7,1
Cochem-Zell 60 39 21 9,1 6,2
Daun 27 17 10 4,2 5,7
Donnersbergkreis 50 38 12 6,3 7,6
Germersheim 48 32 16 3,8 3,0
Kaiserslautern 74 61 13 6,7 4,5
Kusel 60 36 24 7,8 8,2
Rhein-Pfalz-Kreis 52 39 13 3,5 2,3
Mainz-Bingen 118 80 38 5,9 12,2
Mayen-Koblenz 94 76 18 4,4 7,0
Neuwied 116 98 18 6,2 5,0
Rhein-Hunsrück-Kreis 75 56 19 7,1 6,6
Rhein-Lahn-Kreis 78 61 17 6,0 5,7
Südliche Weinstraße 56 43 13 5,0 4,6
Südwestpfalz 37 26 11 3,6 5,6
Trier-Saarburg 71 62 9 5,1 4,5

Westerwaldkreis 111 102 9 5,4 5,7
 
insgesamt 2310 1755

 
555 5,5 6,1

aus anderen Bundesländern und Ausland 193 184 9 7,0* 6,9 *
aus den Justizvollzugsanstalten 265 264 1 9,6* 5,6 *
 
zusammen 2768 2203

 
565 

                                                                                       *bezogen auf die Gesamtzahl der Eingaben 
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Feststellungen über die Art der Erledigung der vom  
Bürgerbeauftragten zu bearbeitenden zulässigen  

Eingaben in 2005 
 
 

26,3 % der Petentinnen und 
Petenten konnte nicht geholfen 
werden.

73,7 % der Petentinnen und 
Petenten wurde geholfen 
bzw. weitergeholfen.

 
 




